
Mit dem Segen des Staats
EHE FÜR ALLE Bundestag billigt Öffnung für gleichgeschlechtliche Paare nach jahrelangem Streit

D
as Abstimmungsergebnis
gab keinen Aufschluss da-
rüber, wie leidenschaft-
lich und emotional in
den vergangenen Jahren
um die Öffnung der Ehe

für homosexuelle Paare gerungen wurde.
Emotional war die Debatte am vergange-
nen Freitag im Bundestag über die soge-
nannte „Ehe für alle“ allemal. Und als
Bundestagspräsident Norbert Lammert
(CDU) wenige Minuten nach 9 Uhr das Er-
gebnis der namentlich Abstimmung ver-
kündete, zündeten grüne Parlamentarier
eine bunte Konfetti-Kanone.
393 Abgeordnete votierten für den Gesetz-
entwurf des Bundesrates „zur Einführung
des Rechts auf Eheschließung für Personen
gleichen Geschlechts“ (18/6665,
18/12989), 226 stimmten mit Nein und
vier enthielten sich der Stimme. Während
die SPD, die Linksfraktion und Bündnis
90/Die Grünen geschlossen für die Öff-
nung der Ehe stimmten, lehnte sie der
Großteil der Unionsfraktion ab. Aber auch
75 CDU- und CSU-Parlamentarier votier-
ten mit Ja. Die Union hatte den sogenann-
ten Fraktionszwang aufgehoben, die Abge-
ordneten sollten ausschließlich nach ih-
rem Gewissen entscheiden.
Voraussichtlich am 7. Juli wird nun der
Bundesrat abschließend über das Gesetz
abstimmen. Die Zustimmung gilt als gesi-
chert, da der Bundestag die Gesetzesvorla-
ge der Länderkammer unverändert ange-
nommen hat. Bereits Anfang Oktober
könnte das Gesetz nach der Unterzeich-
nung durch Bundespräsident Frank Walter
Steinmeier in Kraft treten. Dann können
homosexuelle Paare nicht nur heiraten,
sondern auch Kinder adoptieren (siehe
auch Beitrag unten).

Nur Mann und Frau? Der Vorsitzende der
Unions-Fraktion, Volker Kauder (CDU),
betonte auch mit Blick auf die unterschied-
lichen Auffassungen in den Reihen der
Union, dass er beide Positionen respektie-
re. Für ihn aber sei die Ehe „die Verbin-
dung von Mann und Frau“ und deshalb
könne er der Öffnung der Ehe nicht zu-
stimmen. Es gehe in der Abstimmung
nicht darum, ob Paare gleichen Ge-
schlechts diskriminiert werden oder nicht.
In diesem Sinne argumentierte auch Gerda
Hasselfeldt, die Vorsitzende der CSU-Lan-
desgruppe. Die Ehe sei mehr als eine Ver-
antwortungsgemeinschaft zwischen lieben-
den Menschen, sondern auch der Garant
für den Fortbestand der Gesellschaft, weil
aus ihr Kinder hervorgingen. Kauder und
Hasselfeldt bezweifelten, dass das Gesetz

verfassungskonform ist. Dies ergebe sich
aus der bisherigen Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichtes. Auch Bundes-
justizminister Heiko Maas (SPD) habe
noch 2015 den Standpunkt vertreten, die
Öffnung der Ehe erfordere
eine Grundgesetzänderung,
sagte Kauder. Er und Has-
selfeldt machten allerdings
keine Angaben darüber, ob
Abgeordnete der Unions-
fraktion oder ein Teil von
ihr eine Klage vor dem
Bundesverfassungsgericht
anstreben. Eine Normen-
kontrollklage kann von ei-
nem Viertel der 630 Mit-
glieder des Bundestages
eingereicht werden.
Der Grünen-Abgeordnete
Volker Beck widersprach der Ansicht, es ge-
he nicht um Diskriminierung: „Alles ande-
re als Gleichberechtigung ist Diskriminie-
rung.“ Mit dem Ja zur „Ehe für alle“ werde
„die Phase der Toleranz“ beendet, jetzt be-
ginne „die Epoche der Akzeptanz“. Die
Fraktionsvorsitzende der Grünen, Katrin
Göring-Eckhardt, bezeichnete die Öffnung
der Ehe als „historisch“ und dankte Beck

ausdrücklich für sein jahrelanges und un-
ermüdliches Engagement. Dies „ist Dein
Erfolg“, sagte sie. Bewusst warb Göring-
Eckardt auch um Stimmen aus dem Uni-
onslager. Die Ehe stehe für konservative

Werte: „Freuen Sie sich
doch, dass Paare Kinder
adoptieren und verbindlich
Verantwortung füreinander
übernehmen“, sagte sie mit
Blick in die Reihen von
CDU und CSU. Der CDU-
Abgeordnete Jan-Marco
Luczak begründete sein Ja
zum Gesetz dann auch ge-
nau mit diesem Argument.
„Gerade weil ich Christde-
mokrat bin, bin ich für die
Öffnung der Ehe, weil es
um konservative Werte

geht“, sagte er.
Als „historisch“ bewertete auch der Vorsit-
zende der Linksfraktion, Dietmar Bartsch,
die Abstimmung im Bundestag. Mit der Öff-
nung der Ehe werde ein Stück gesellschaftli-
cher Normalität geschaffen. Dies sei auch
ein Ergebnis des Kampfes vieler Aktivisten
außerhalb des Parlaments, sagte Bartsch. Zu-
gleich mahnte er, dass der Kampf um die

Gleichberechtigung von Homosexuellen
noch nicht beendet sei. Der SPD-Fraktions-
vorsitzende Thomas Oppermann hatte die
Debatte am Freitag morgen eröffnet. „Dass
wir heute darüber entscheiden, ist vielleicht
nicht gut für die Koalition, aber es ist gut für
die Menschen“, sagte er. Mit der „Ehe für al-
le“ werde vielen etwas gegeben, aber nie-
manden etwas genommen.

Lange Blockade Möglich war die Abstim-
mung nur geworden, weil die SPD sich
entschieden hatte, entgegen des Koalitions-
vertrages über die Gesetzesinitiative ab-
schließend zu beraten. Bis Anfang vergan-
gener Woche, als Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU) öffentlich bekannte, sie
wünsche sich eine „Gewissensentschei-
dung“ über die Öffnung der Ehe, hatte die
SPD gemeinsam mit der Union alle Versu-
che von Linken und Grünen blockiert, den
seit November 2015 vorliegenden Geset-
zesentwurf des Bundesrates oder einen der
inhaltsgleichen Gesetzentwürfe der beiden
Oppositionsfraktionen abzustimmen.
Freitag setzte die SPD dann gemeinsam
mit Linken und Grünen im Rahmen einer
Geschäftsordnungsdebatte das Thema auf
die Tagesordnung. Alexander Weinlein T

Die Regenbogenfahne, seit 1978 internationales Symbol der Homosexuellen, weht neben der Bundesdienstflagge vor dem Familienministerium in Berlin. © picture-alliance/dpa

EDITORIAL

Die Bühne
ist frei

VON JÖRG BIALLAS

Welche Themen den heraufziehenden Bundes-
tagswahlkampf bestimmen werden, ist noch
nicht klar. Ein Thema, das ist seit Freitag ge-
wiss, wird dabei jedoch keine Rolle mehr spie-
len: die „Ehe für alle“. Nach jahrzehntelangem
Streit ist die Frage, ob gleichgeschlechtliche
Partnerschaften einer Ehe zwischen Mann und
Frau juristisch vollends gleichgestellt werden
sollen, in nur wenigen Tagen zugunsten einer
Reform entschieden worden.
Die Ereignisse in dieser Sitzungswoche des
Deutschen Bundestages waren mindestens un-
gewöhnlich. Trefflich lässt sich darüber speku-
lieren, wer letztlich als Sieger aus dem Gezerre
hervorgegangen ist. Die SPD, die ihren Koaliti-
onspartner bewusst vorgeführt hat, um drei
Monate vor der Wahl einen Punktsieg zu lan-
den? Die Oppositionsparteien, die jetzt für sich
reklamieren, ihre Hartnäckigkeit habe letztlich
zum Erfolg geführt? Oder doch die Bundes-
kanzlerin? Denn Angela Merkel hat ihrer Uni-
onsfraktion zwar aufgeregte Stunden be-
schert. Aber sie hat mit einer scheinbar beiläu-
figen Antwort auf einem Podium ein Thema
abgeräumt, mit dem für CDU und CSU im
Wahlkampf kein Blumentopf zu gewinnen ge-
wesen wäre. Zumal das Verharren auf einem
konservativen Standpunkt nach der Wahl Ko-
alitionsgespräche erschwert hätte; alle denk-
baren Partner befürworten die „Ehe für alle“.
Seit langem gibt auch eine deutliche Mehrheit
der Deutschen in Umfragen zu Protokoll, die
Ehe mit allen gesetzlich garantierten Rechten
und Pflichten solle auch für homosexuelle Paa-
re gelten. Genauso eindeutig ist aber der Be-
fund, dass dieses Thema nicht zu denen ge-
hört, die der Nation besonders unter den Nä-
geln brennen. Die „Ehe für alle“ ist also ent-
gegen der medialen und politischen Wahrneh-
mung ein Nischenthema.
Zuvorderst wurde und wird die Haltung zum
Adoptionsrecht für schwule und lesbische Le-
bensgemeinschaften diskutiert. Diese Frage
muss jeder für sich selbst beantworten. Es ist
nachvollziehbar, wenn eine Verweigerung die-
ses Rechts als diskriminierend empfunden
wird. Genauso gut lässt sich aber auch ein tra-
ditionelles Familienmodell favorisieren. Für
beide Positionen gibt es gute Argumente.
Der Bundestag hat sich mit turbulenten Tagen
in die Sommerpause verabschiedet. Jetzt ist
die politische Bühne frei für den Wahlkampf.
Wenn der Vorgeschmack nicht trügt, wird es
dabei ausgesprochen munter zugehen.

»Vielen wird
etwas

gegeben,
niemandem

etwas
genommen.«

Thomas Oppermann (SPD)

KOPF DER WOCHE

Neuer Chef im
Palais Bourbon
François de Rugy Er gehört trotz seiner erst
43 Jahre zu den „alten Hasen“ in der neuge-
wählten französischen Nationalversammlung,

die zu fast drei Vier-
teln neu zusammen-
gesetzt ist. François
de Rugy, der am ver-
gangenen Dienstag
als Nachfolger Clau-
de Bartolones zum
Parlamentspräsiden-
ten gewählt wurde,
sitzt seit 2007 im Pa-
lais Bourbon in Paris.
Er war dort Vizechef
der grünen Fraktion

und wechselte Anfang 2017 zu Macrons neuer
Formation La République en Marche. Noch im
Januar hatte er ohne Erfolg bei den Vorwahlen
der Sozialisten kandidiert. Der sozialliberale
Ökologe aus Nantes versprach eine „moderne-
re, demokratischere und offenere Nationalver-
sammlung“. Bundestagspräsident Norbert
Lammert (CDU) gratulierte de Rugy zur Wahl
und wünschte ihm „Erfolg und eine glückliche
Hand“. (siehe Seite 13) kru T
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ZAHL DER WOCHE

8.416
Tage lagen zwischen der Vorlage des ersten
Gesetzentwurfes im Bundestag zur Öffnung
der Ehe für gleichgeschlechtliche Paare am
15. Juni 1994 und der Abstimmung am ver-
gangenen Freitag. Vorgelegt hatte den Ent-
wurf (12/7885) seinerzeit die Gruppe Bünd-
nis 90/Die Grünen.

ZITAT DER WOCHE

»Der Fuchs
geht jetzt
in seinen
Bau.«
Michael Fuchs (CDU), Unions-Fraktionsvi-
ze, in seiner letzten Rede im Bundestag am
Donnerstag zum G20-Gipfel. Fuchs verlässt
das Parlament im Herbst nach 25 Jahren.

MIT DER BEILAGE
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Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH
60268 Frankfurt am Main

IN DIESER WOCHE

INNENPOLITIK
Bundesregierung unterrichtet über

Armut und Reichtum Seite 4
Bericht

WIRTSCHAFT UND FINANZEN
Parlament

debattiert den Abgas-Endbericht Seite 7
Untersuchungsausschuss

EUROPA UND DIE WELT
Koalition zwischen Kon-

servativen und Nordiren-Partei steht Seite 11
Großbritannien

KEHRSEITE
Fotoausstellung von Floris Neusüss

im Schadowhaus des Bundestags Seite 14
Kunst

Gleiche Rechte und Pflichten
ÜBERBLICK Die Regelungen des neuen Gesetzes und die Unterschiede zur kirchlichen Trauung

Die Ehe wird von zwei Personen
verschiedenen oder gleichen
Geschlechts auf Lebenszeit ge-
schlossen.“ So heißt es in Para-

graf 1353 des Bürgerlichen Gesetzbuches
(BGB), sobald das Gesetz zur Einführung
des Rechts auf Eheschließung für Personen
gleichen Geschlechts in Kraft tritt. Damit
haben homosexuelle Ehepartner alle ge-
setzlichen Rechte und Pflichten wie hetero-
sexuelle – auch das volle Adoptionsrecht.
Die Adoption von Minderjährigen ist in
Deutschland nur Ehepartnern möglich.
Durch die Öffnung der Ehe ist eine Ände-
rung des Adoptionsrechtes nicht nötig ge-
wesen.
Auch homosexuelle ausländische Staats-
bürger, deren Heimatland die gleichge-
schlechtliche Ehe nicht vorsieht, können in
Deutschland zukünftig heiraten. Nach Pa-
ragraf 1309 BGB müssen Ausländer eigent-
lich ein sogenanntes Ehefähigkeitszeugnis
ihres Herkunftsstaates vorlegen, aus dem
hervorgeht, dass der Ehe mit dem zukünfti-
gen Ehepartner kein rechtlicher Hindernis-
grund entgegensteht. Durch die Gesetzes-
änderung werden ausländische Staatsbür-
ger jedoch von dieser Regelung befreit,

wenn der Herkunftsstaat die gleichge-
schlechtliche Ehe nicht erlaubt.

Lebenspartnerschaften Mit der Öffnung
der Ehe wird auch das Lebenspartner-
schaftsgesetz geändert. So können bereits
bestehende Eingetragene Lebenspartner-

schaften auf Antrag beider Lebenspartner
beim Standesamt in eine Ehe umgewandelt
werden. Neue Lebenspartnerschaften kön-
nen zukünftig jedoch nicht mehr eingetra-
gen werden, für bestehende Eingetragene
Lebenspartnerschaften besteht Bestands-
schutz.

Die Rechte der Kirchen und Religionsge-
meinschaften in Deutschland bleiben
durch die Öffnung der zivilrechtlichen Ehe
unberührt. In der Katholischen Kirche und
den orthodoxen Kirchen, in denen die Ehe
als eine von Gott gewollte Institution zwi-
schen Mann und Frau gilt, ist eine gleich-
geschlechtliche Trauung nicht möglich.
In der Evangelischen Kirche Deutschlands
ist die Situation unterschiedlich. In den
meisten der 20 evangelischen Landeskir-
chen ist eine öffentliche Segnung gleichge-
schlechtlicher Paare möglich, in einigen ist
diese einer Trauung gleichgestellt. In der
Evangelischen Kirche gilt die Ehe nicht als
Sakrament.
Im Islam und im Judentum ist eine Ehe
nach religiösem Recht nicht möglich. Li-
berale jüdische Gemeinden ermöglichen
aber eine Segnung gleichgeschlechtlicher
Paare. aw T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Der Sture: Volker Beck

Für Volker Beck ist mit dem Bundestagsbeschluss zur
„Ehe für alle“ eine „Baustelle, an der ich lange gearbei-
tet habe, abgearbeitet“. Das klingt etwas untertrieben
– schließlich ist die Gleichstellung Homosexueller ein

Lebensthema des 56 Jahre alten Grünen-Abgeordneten, der
nach 23 Jahren Parlamentszugehörigkeit im Herbst aus dem
Bundestag ausscheidet. „Fast ein wenig kitschig“ nannte es ein
Kommentator, dass der Bundestag just an Becks letztem plan-
mäßigen Sitzungstag die „Ehe für alle“ beschlossen hat. Um zu
ahnen, welch langes Ringen damit für ihn quasi in letzter Spiel-
minute zum Abschluss kam, muss man vielleicht zurückgehen
ins Jahr 1987, als Beck sein Studium der Kunstgeschichte, Ge-
schichte und Germanistik abbrach und bei der Grünen-Fraktion
bis 1990 als „Schwulenreferent“ anheuerte – schon der Begriff
war zu der Zeit verpönt. „Es wurde mir sogar ’mal das Telefon
abgestellt von der Bundestagsverwaltung wegen der telefoni-
schen Ansage ,Hier ist das Schwulenreferat der Grünen im Bun-
destag’“, erzählt er: „Das galt damals als frivol und Gossen-
sprache.“
1960 in Stuttgart geboren und in Sindelfingen aufgewachsen,
berichtete Beck erst vorletzte Woche in der Bundestagsdebatte
über die Rehabilitierung verurteilter Homosexueller, wie es war,
noch unter dem Strafrechtsparagrafen 175 groß geworden zu
sein, von der Angst „vor Polizei und Justiz und davor, dass mei-
ne Homosexualität dadurch ans Licht kommen könnte“. Da-
mals wird er nicht geahnt haben, dass er später einmal einer

der ersten offen schwulen Bundestagsabgeordneten sein wür-
de. 1985 den Grünen beigetreten und ab 1991 (bis 2004) Spre-
cher des „Lesben- und Schwulenverbandes in Deutschland“,
zog der wertkonservative Parteilinke mit Kölner Wahlkreis 1994
erstmals in den Bundestag ein, wo ihn der Einsatz gegen die
Diskriminierung Homosexueller und anderer Minderheiten
sechs Wahlperioden umtreiben sollte. Unter Rot-Grün treibende
Kraft für das 2001 beschlossene „Lebenspartnerschaftsgesetz“,

machte sich der „Vater der Eingetragenen Lebenspartner-
schaft“, wie ihn die „taz“ einmal titulierte, weiterhin in zahllos
scheinenden Initiativen für die volle Gleichstellung schwuler
und lesbischer Paare stark; noch vor drei Wochen setzte er
durch, dass der Grünen-Parteitag die „Ehe für alle“ zur Koaliti-
onsbedingung erhob. Selbst ging er 2008 eine Lebenspartner-
schaft mit seinem langjährigen Partner ein, der 2009 verstarb.

In seiner Fraktion war Beck mit den Jahren rechts-, menschen-
rechts-, innen-, religions-, migrationspolitischer Sprecher und
elf Jahre Erster Parlamentarischer Geschäftsführer; die Liste der
auch mit seinem Namen verbundenen Neuregelungen reicht
von A wie Antidiskriminierungsgesetz bis Z wie Zwangsarbei-
ter-Entschädigung und Zuwanderungsgesetz. Freiwillig ist sein
Abgang nicht: 2016 schaffte er es nicht mehr auf die Landeslis-
te der NRW-Grünen für die Bundestagswahl, nachdem bei ihm
0,6 Gramm einer „betäubungsmittelverdächtigen Substanz“
bei einer Polizeikontrolle gefunden worden waren; vorangegan-
gen war auch 2013 in der „Pädophilie-Debatte“ eine Auseinan-
dersetzung um einen Text vom ihm aus dem Jahr 1988.
Und jetzt? „Es bleiben andere Baustellen, die mich umtreiben“,
etwa „die Frage der Beendigung der Diskriminierung jüdischer
Kontingentflüchtlinge im Rentenrecht“, sagt Beck, der auch
Vorsitzender der deutsch-israelischen Parlamentariergruppe des
Bundestages ist. Und natürlich gehe „der Kampf gegen Minder-
heitenfeindlichkeit, Antisemitismus, Rassismus, Homophobie“
weiter. Man könne „Politik nicht nur im Parlament machen“,
und sicher werde er seiner „Bürgerpflicht, Demokratie und
Menschenwürde zu verteidigen, auch außerparlamentarisch
nachkommen“. Ist er stur? „Ja. Sogar sturer als feige.“ Und
„für alle, die glauben, man kann doch nichts machen“, sei die
Entscheidung zur Öffnung der Ehe „ein schönes Gegenbeispiel
dafür, dass Demokratie ungeheure Chancen eröffnet, Dinge vo-
ranzubringen“. Helmut Stoltenberg T

.....................................................................................................................................................

»Damit ist eine Baustelle,
an der ich lange gearbeitet

habe, abgearbeitet.
Aber es bleiben

andere Baustellen.«
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ÜBERFÄLLIGE ENTSCHEIDUNG?

Der Realität folgen
PRO Die Zeit ist reif, dass die staatliche Ehe

auch für Homosexuelle geöffnet wird.
Die Gesellschaft hat sich in der Ak-
zeptanz der Lebensform gleichge-

schlechtlicher Paare in den vergangenen 20 Jahren
erheblich gewandelt. Sie ist offener, toleranter, res-
pektvoller und selbstverständlicher im Umgang
mit Homosexualität geworden. Mittlerweile ist die
Realität der Gesetzgebung in dieser Frage voraus.
Jugendämter vertrauen selbstverständlich gleich-
geschlechtlichen Paaren Pflegekinder an. Die Suk-
zessivadoptionen sind nur noch ein kleiner juristi-
scher Umweg zur Volladoption.
Ansonsten hat das Bundesverfassungsgericht mit
seinen Urteilen dafür gesorgt, dass nahezu politi-
sche Realität geworden ist, was eine Mehrheit der
Bevölkerung längst für richtig hält: die Gleichstel-
lung der eingetragenen Lebenspartnerschaften. Es
ist also konsequent und richtig, wenn der Gesetz-
geber nun den letzten kleinen Schritt geht.
Gegner der Öffnung der Ehe, die sich auf religiöse
Gründe berufen, übersehen, dass es in der Debatte
allein um die standesamtlich geschlossene Ehe
geht. Die Kirchen können, sollen und müssen ihre
eigene Position bestimmen. Am Ende ist diese Re-
form auch ein wichtiges Symbol der Toleranz und
ein starkes Argument gegenüber jenen, von denen
wir verlangen, sich in unsere Gesellschaft zu inte-
grieren. Die Öffnung der Ehe für Homosexuelle ist
eine Werte-Entscheidung unserer modernen auf-
geklärten Gesellschaft. Kinder werden dadurch
nicht weniger und nicht mehr geboren.
Die Ehe wird auch mit ihrer Öffnung für Homose-
xuelle ihren Wert als Bund fürs Leben, als Lebens-
entscheidung zweier Liebender, als ein Bekenntnis
gegenseitiger Verantwortung und Achtung behal-
ten. Was denn sonst?

Eva Quadbeck,
»Rheinische Post»,
Düsseldorf
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Überstürztes Votum
CONTRA Ü

berfällig war der Beschluss zur „Ehe für al-
le“ keinesfalls. Die Entscheidung des Parla-
ments ist vielmehr überstürzt gefallen, tak-
tischen Wahlkampfüberlegungen geschul-

det. Überstürzt, weil eine so grundsätzliche Frage
eine ausführliche Debatte verdient hätte und nicht
im Hauruckverfahren durchgepeitscht gehört.
Denn es ist zumindest zweifelhaft, ob das Gesetz
vereinbar ist mit der Verfassung. Diese bestimmt
in Artikel 6: „Ehe und Familie stehen unter dem
besonderen Schutz der staatlichen Ordnung.“ Un-
ter einer Ehe versteht man seit Jahrhunderten den
Lebensbund zwischen Mann und Frau, der neues
Leben stiftet. Schwule und Lesben können dies
nicht. Deshalb sind gleichgeschlechtliche Partner-
schaften nicht privilegiert.
Nach dem neuen Gesetz sollen Homosexuelle
gleichwohl heiraten und gemeinsam Kinder adop-
tieren können. Eine Heirat war bisher ausgeschlos-
sen, eine eingeschränkte Adoption dagegen nicht.
Seit 2013 ist die Mitadoption eines vom Lebens-
partner bereits adoptierten Kindes zulässig. Diese
vom Bundesverfassungsgericht gebilligte Sukzes-
sivadoption zeigt den gesellschaftlichen Wandel.
Kein Zweifel, die Akzeptanz der Homoehe ist ge-
stiegen, auch weil diese etwa im Renten- oder im
Erbrecht längst der traditionellen Ehe gleichge-
stellt ist. Im Grunde geht es nur noch um den Be-
griff Ehe. Dieser sollte dem Bund von Mann und
Frau vorbehalten bleiben, der den Fortbestand des
Staates sichert. Und eine weitere Begrifflichkeit ist
klarzustellen. Kommt mit der „Ehe für alle“ auch
die Mehrehe oder Geschwisterehe? Soll etwa am
Inzesttabu gerüttelt werden? Nach dem Motto
„Anything goes“. Auch deshalb ein klares Nein
zur Auflösung des Ehebegriffs.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 3.
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Jörg Kürschner,
freier Journalist
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Herr Singhammer, sind Sie verärgert
über die Äußerung von Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU), die Frage nach
der „Ehe für alle“ in einer „Gewissens-
entscheidung“ zu beantworten? Letztlich
hat die Kanzlerin die Abstimmung im
Bundestag zum Ende der Legislaturperi-
ode doch regelrecht provoziert. Und das
wollte die Union ja eigentlich verhin-
dern.
Wir wollten das in der Tat vermeiden, weil
wir 2013 im Koalitionsvertrag mit der SPD
exakt festgelegt haben, was wir als Koaliti-
onspartner tun wollen und was nicht. Wir
haben damals festgelegt, die Rechte einge-
tragener Lebenspartnerschaften bei der
Sukzessivadoption – das heißt wenn ein
Partner ein Kind in die Partnerschaft mit-
bringt – denen der Ehe anzugleichen. Aber
eben nicht bei der Volladoption. Die Kanz-
lerin hat gesagt, dass sie darüber nach-
denkt, eine Gewissensentscheidung zuzu-
lassen. Das ist aber nichts Besonderes, son-
dern die geltende und akzeptierte Grundla-
ge des Parlamentarismus. Jeder Parlamen-
tarier kann bei jeder Entscheidung sein Ge-
wissen prüfen und frei entscheiden, ob er
mit der eigenen Fraktion oder gegen die ei-
gene Fraktion stimmt.

Um nach dem eigenen Gewissen ab-
stimmen zu können, muss es aber auch
eine Abstimmung geben. Und diese ist
von der Koalition über Jahre blockiert
worden. Wäre es nicht besser gewesen,
die Abstimmung über die „Ehe für alle“
schon früher freizugeben?
Nein. Wir hatten vereinbart, dass wir das
nicht wollen. Das war die Grundlage und
an der hat sich auch nichts geändert. Als
hochproblematisch empfinde ich es aller-
dings, mit welcher Eile die Abstimmung
über dieses hochkomplexe Thema trotz ei-
nes langen Prozesses der Beratungen und
Verschiebungen der Abstimmung, die auch
durch das Bundesverfassungsgericht für
rechtens erklärt wurde, in der allerletzten
Sitzungswoche regelrecht übers Knie ge-
brochen wurde.

Aber das Thema ist in den vergange-
nen Jahren doch ausreichend diskutiert
worden.
Die Frage der Verfassungsmäßigkeit der so-
genannten „Ehe für alle“ ist – freundlich
ausgedrückt – nicht geklärt. Ich zitiere an
dieser Stelle Justizminister Heiko Maas
(SPD), der vor zwei Jahren auf eine Anfra-
ge des Abgeordneten Volker Beck (Grüne)
Folgendes geantwortet hat: „Mit Blick auf
die einschlägige ständige Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichtes würde eine
Öffnung der Ehe für Paare gleichen Ge-
schlechts eine Änderung des Grundgesetzes
voraussetzen.“ Das heißt, die Rechtssicher-
heit wurde durch die Entscheidung des
Bundestages nicht größer, sondern hat eine
erhebliche Rechtsunsicherheit zur Folge.

Heißt das, dass die CSU gegen das
Gesetz vor dem Bundesverfassungsgericht
klagen wird?
Ich weiß nicht, wer oder welche Initiative
diesen Schritt machen wird. Aber ich bin
mir sehr sicher, dass das Gesetz in Karlsru-
he überprüft werden wird.

Aus welchen Gründen, abgesehen von
verfassungsrechtlichen Bedenken, lehnen
Sie die „Ehe für alle“ ab?
Wir haben uns in der CSU sehr intensiv
mit der Frage auseinandergesetzt und ha-
ben in unserem neuen Grundsatzpro-
gramm vor acht Monaten folgenden Be-
schluss gefasst: Für uns ist die Ehe ein
Bund zwischen Frau und Mann. Gleichzei-
tig wollen wir aber die Lebenspartnerschaf-
ten nicht diskriminieren. Der entscheiden-
de Punkt in dieser Diskussion ist die Frage
des vollen Adoptionsrechtes. An dieser
Stelle müssen wir das Wohl des Kindes im
Auge haben. Hierbei spielt die Rolle der

Bezugspersonen für Kinder eine erhebliche
Rolle. Es stellt sich die Frage, ob es für ein
Kinde besser ist, Bezugspersonen gleichen
oder unterschiedlichen Geschlechts zu ha-
ben. Wir halten es für ein Kind für besser,
wenn es Eltern unterschiedlichen Ge-
schlechts, also Vater und Mutter, hat.

Heißt das umgekehrt, dass es Kin-
dern schadet, wenn sie in einer gleichge-
schlechtlichen Partnerschaft aufwachsen?
Wir sagen, dass es für Kinder besser ist,
wenn sie bei Vater und Mutter aufwachsen.

Und ich habe bislang noch niemanden ge-
funden, der dieses Argument bestritten hät-
te. Auch das Argument, dass es Familien
gibt, in denen Kinder unter keinen guten
Bedingungen aufwachsen, ist nicht neu
und überzeugt nicht. Familien muss man
prinzipiell so unterstützen und stärken,
dass es zu keinen Fehlentwicklungen
kommt.

Kanzlerin Merkel ist bei ihrem Auf-
tritt in der vergangenen Woche auf das
Kindeswohl eingegangen. Sie schilderte

die Begegnung mit einem lesbischen
Paar, bei dem acht Pflegekinder leben
und denen es gut gehe. Merkel sagte,
wenn der Staat einem gleichgeschlechtli-
chen Paar acht Pflegekinder anvertraue,
dann könne man das Kindeswohl nicht
mehr als Argument gegen das volle Adop-
tionsrecht anführen. Überzeugt Sie das
nicht?
Pflegekinder sind das eine, eine Adoption
etwas völlig anderes. Acht Kinder sind ja
schon eine gewaltige Herausforderung. Ich
kenne wenige Paare, die acht Kinder adop-
tiert hätten.

Befürchten Sie nach dem Ja des Bun-
destages zur „Ehe für alle“ eine weitere
Erosion konservativer Familienwerte?
Ich denke schon, dass es für eine Zahl von
Menschen schwierig ist, mit der Entschei-
dung umzugehen. Und wir in der Union
sind befremdet darüber, dass die Vereinba-
rungen des Koalitionsvertrages nicht einge-
halten wurden. Der SPD-Vorsitzende Mar-
tin Schulz hat noch am 11. Juni gesagt, in
einer Koalition könne man keine Politik
gegen den Koalitionspartner machen. Da
hatte er recht und diese Haltung hätte er
beibehalten sollen.

Ist es für die Union aus wahltakti-
schen Gründen denn nicht sogar von Vor-
teil, dass der Bundestag die „Ehe für al-
le“ gebilligt hat und aus dem Wahl-
kampf genommen hat?
Wahltaktisch mag das so sein. Aber ich ha-
be eine Abneigung dagegen, dieses Thema
wahltaktisch zu behandeln – dafür ist es zu
ernst.

Nach Presseberichten hat sich das
CDU-Präsidium bereits am Tag vor Mer-
kels Äußerungen damit befasst, die Frage
ohne Fraktionszwang zu entscheiden und
dies sei auch mit dem CSU-Parteivorsit-
zenden Horst Seehofer abgestimmt gewe-
sen. Können Sie das bestätigen?
Nein, das kann ich nicht bestätigen, weil
ich nicht dabei war.

Glauben Sie, Kanzlerin Merkel hat
die Bemerkung über die „Gewissensent-
scheidung“ eher unbeabsichtigt gemacht?
Das weiß ich nicht. Ich glaube aber nicht,
dass es im Interesse der Kanzlerin war, eine
Entscheidung noch in der letzten Sitzungs-
woche des Bundestages herbeizuführen.

Sie treten bei der Bundestagswahl
nicht mehr an. Hätten Sie sich Ihre letz-
ten Tage im Parlament so turbulent vor-
gestellt.
Nein, ich habe mir vorgestellt, dass die
letzten Tage ruhiger ablaufen würden. Aber
Politik ist etwas Lebendiges.

Schmerzt es Sie, dass ihre Parlamen-
tarierzeit nun ausgerechnet mit der Ent-
scheidung über die „Ehe für alle“ endet?
Ja, es ist zweifelsfrei etwas Wehmut dabei.

Das Interview führten
Jörg Biallas und Alexander Weinlein. T

Johannes Singhammer, geboren 1953 in
München, zog im Oktober 1994 erstmals
für die CSU in den Bundestag ein, dem er
seitdem ohne Unterbrechung angehört.
Er vertritt als direkt gewählter Abgeord-
neter den Wahlkreis München-Nord, den
er zuletzt mit 43,2 Prozent der Stimmen
gewann. Im Oktober 2013 wählte ihn der
Bundestag zum Vizepräsidenten. Er schei-
det zum Ende der Legislatur aus dem Par-
lament aus.

© picture-alliance/Sueddeutsche Zeitung Photo

»Karlsruhe
wird
prüfen«
JOHANNES SINGHAMMER
Der CSU-Politiker und Vize-
präsident des Bundestages be-
zweifelt, dass die Ehe für alle mit
dem Grundgesetz vereinbar ist

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Der lange Weg zum Ja
HISTORIE Wie die »Ehe für alle« in drei Jahrzehnten in Gesellschaft und Parlament mehrheitsfähig wurde

D
rei Jahrzehnte hat Volker
Beck im Bundestag für die
Gleichstellung Homose-
xueller gekämpft; kurz
vor dem Ende seiner Par-
lamentszugehörigkeit

kann der Grünen-Abgeordnete die Früchte
ernten: Nun kommt die „Ehe für alle“ und
Beck, der 1987 als Schwulenreferent der
Grünen-Fraktion begann und 1994 selbst
Parlamentarier wurde, ist „tief dankbar“
(siehe auch Porträt auf Seite 2).
Das ist auch Stefan Kaufmann. Der Stutt-
garter CDU-Abgeordnete adressierte das
auch. „Danke Angela Merkel! Wie befrei-
end!“, twitterte der 57-jährige Christdemo-
krat noch am Montagabend vergangener
Woche. Kaufmann ist Mitglied der Lesben
und Schwulen in der Union. Kurz zuvor
hatte Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) die Ehe für alle zur Gewissensfrage
erklärt und damit den Abgeordneten der
Union freie Hand bei einer Abstimmung
im Parlament gelassen. Vorausgegangen
war, dass Grüne, FDP und auch SPD-Kanz-
lerkandidat Martin Schulz die Ehe für alle
zur Koalitionsbedingung erklärten. „Ich
bin aufgewühlt. Ich bin glücklich. Ich bin
froh. Ich bin dankbar. Die Eheöffnung
kommt.“, schrieb Kaufmann bei Twitter
nach der CDU/CSU-Fraktionssitzung am
Dienstag. Viele in der Union denken frei-
lich anders.

30 Mal vertagt Jahrelang bewegte sich we-
nig bei dem Thema. Dabei lagen drei Ge-
setzentwürfe schon lange vor. Grüne und
Linke zogen ihre Entwürfe nun zugunsten
einer Vorlage des Bundesrates zurück. Die
war von der rheinland-pfälzischen Landes-
regierung Initiiert worden und stammt
vom 25. September 2015. Schon im März
2013 hatte die Länderkammer nahezu den
gleichen Entwurf an den Bundestag weiter-
geleitet. Damals nahte das Ende der Legis-
laturperiode ebenfalls, aber anders als dies-
mal kam es nicht zur Abstimmung.
In der laufenden Legislaturperiode vertagte
der Rechtsausschuss das Thema 30 Mal mit
Koalitionsmehrheit. Erst in einem vorletzte
Woche veröffentlichten Beschluss wies das
Bundesverfassungsgericht Eilanträge der
Opposition ab, die damit eine Entschei-
dung des Ausschusses noch vor der Som-
merpause erzwingen wollte. Am vergange-
nen Mittwoch jedoch gab es rot-rot-grünes
Licht im Ausschuss, nachdem sich die SPD
entschlossen hatte, gemeinsame Sache mit
der Opposition zu machen.
Ende der 1980er Jahre gewannen die Dis-
kussionen zunächst über „eheähnliche Le-
bensgemeinschaften“ an Fahrt. So veran-
staltete die SPD-Bundestagsfraktion dazu
1988 ein Hearing und auch auf dem Juris-
tentag in Mainz spielte das Thema eine
Rolle. Beflügelt wurden die Diskussionen
durch das Vorhaben Dänemarks, wonach
sich gleichgeschlechtliche Paare registrieren
lassen konnten. Das war ab 1. Oktober
1989 der Fall.
Bundesweite Aufmerksamkeit zog die „Ak-
tion Standesamt“ am 19. August 1992 auf
sich. Rund 250 lesbische und schwule Paa-
re „stürmten“ in rund 100 Gemeinden die

Standesämter und bestellten ihr Aufgebot.
Prominentestes Paar waren die TV-Entertai-
nerin Hella von Sinnen und Cornelia
Scheel, die Tochter des früheren Bundes-
präsidenten. Die Anträge wurden abge-
lehnt, es folgten etwa 100 Klagen. Zumin-
dest eine hatte vor dem Amtsgericht Frank-
furt am Main Erfolg und scheiterte in der
nächsten Instanz. Ein Jahr später lehnten
die Karlsruher Richter den Anspruch
gleichgeschlechtlicher Paare auf Eheschlie-
ßung ab.
Doch die Entwicklung
ging weiter. 1994 wurde
der Paragraph 175 des
Strafgesetzbuchs, der
Homosexuelle mehr als
100 Jahre kriminalisier-
te, aufgehoben. Erst vor
wenigen Tagen beschloss
der Bundestag die Reha-
bilitierung und Entschä-
digung der nach dem
Krieg in Ost und West
verurteilten Homosexu-
ellen. Von etwa 64.000
Männern, die nach 1949 verurteilt wurden,
war dabei die Rede, nur ungefähr 3.000 er-
leben den historischen Schritt noch mit.
Ein Meilenstein war das unter der rot-grü-
nen Bundesregierung Anfang August 2001
in Kraft getretene Gesetz über die eingetra-
gene Lebenspartnerschaft. Erstmals konn-
ten lesbische und schwule Paare eine recht-
lich anerkannte Verbindung eingehen.
Heinz-Friedrich Harre und Reinhard Lü-

schow gelten als die ersten, die sich am 1.
August 2001 trauen ließen. Ein Blitzlichtge-
witter empfing sie, als sie am 1. August
2001 das Alte Rathaus in Hannover als
frisch vermähltes Paar verließen.
Seitdem haben es Ihnen viele nachge-
macht. Laut Statistischem Bundesamt leb-
ten 2015 rund 94.000 Paare in gleichge-
schlechtlichen Beziehungen, 57 Prozent
mehr als zehn Jahre zuvor. Darunter waren
43.000 Paare in einer eingetragenen Le-

benspartnerschaft, mehr als
dreimal so viel wie im Jahr
2006. Die Vergleiche beziehen
sich auf Befragungen beim Mi-
krozensus, genaue Zahlen zu
den Lebenspartnerschaften
werden erst seit 2014 erhoben.
In dem Jahr gingen 7.112 Paa-
re eine solche Verbindung ein.
2015 waren es 7.401 Paare.
Zahlen für 2016 liegen noch
nicht vor.
Auch wenn das Gesetz von
2001 historisch genannt wer-
den kann, blieben lesbische

und schwule Paare gegenüber der her-
kömmlichen Ehe in vielen Rechtsbereichen
benachteiligt. 2005 folgte in einer Geset-
zesnovelle die weitgehende Angleichung an
das Eherecht beim Güter- und Unterhalts-
recht, beim Versorgungsausgleich und bei
der Hinterbliebenenversorgung. Zugelassen
wurde die Stiefkindadoption, also die An-
nahme eines leiblichen Kindes des Part-
ners. Auch das Antidiskriminierungsgesetz

von 2006 stärkte die Rechte Homosexuel-
ler.
Danach wurde das Bundesverfassungsge-
richt Treiber der Entwicklung. Schon 2002
entschieden die Richter, dass die eingetra-
genen Lebenspartnerschaften nicht gegen
den besonderen Schutz von Ehe und Fami-
lie gemäß Artikel 6 des Grundgesetzes ver-
stoßen. In mehreren Urteilen zwischen
2009 und 2013 erklärte Karlsruhe die Un-
gleichbehandlung bei der Hinterbliebenen-
rente des öffentlichen Dienstes, bei der
Erbschaft- und Schenkungssteuer, bei der
Grunderwerbsteuer und beim Ehegatten-
splitting für unwirksam.

Kehrtwende der Kanzlerin Als sich Uni-
on und SPD nach der Bundestagswahl
2013 zusammentaten, versprachen sie den
Abbau weiterer Ungleichbehandlungen
; die Eheöffnung konnte die SPD nicht
durchsetzen. 2014 setzte die Koalition die
Sukzessivadoption um, wiederum vom
Bundesverfassungsgericht vorgegeben. Nun
war auch die Adoption von Kindern zuge-
lassen, die von der Partnerin oder dem
Partner adoptiert worden war. Die gemein-
same Adoption von Kindern blieb unter-
sagt, eine der letzten großen Benachteili-
gungen. Kanzlerin Merkel hatte ihr Nein
kurz vor der Wahl erklärt. „Ich sage Ihnen
ganz ehrlich, dass ich mich schwer tue mit
der völligen Gleichstellung“, betonte Mer-
kel in der ARD-“Wahlarena“. Sie sei sich
nicht sicher, was das Kindeswohl anbelan-
ge, sagte sie einem Mann, der mit seinem

Partner gern ein Kind adoptieren wollte.
Dabei war es Merkel, die einst Guido Wes-
terwelle half, seine Partnerschaft mit dem
Sportmanager Michael Mronz öffentlich zu
machen. Drei Tage nach ihrem 50. Ge-
burtstag im Jahr 2004 hatte die damalige
Fraktionsvorsitzende in das Konrad-Aden-
auer-Haus geladen. Der Hirnforscher Wolf
Singer hielt einen Festvortrag, in der ersten
Reihe saß Merkel zwischen ihrem Ehe-
mann Joachim Sauer und Edmund Stoiber.
Auch der damalige FDP-
Vorsitzende Westerwelle
und Mronz waren gekom-
men. Es war ihr erster ge-
meinsamer öffentlicher Auf-
tritt, was zunächst wenig
Beachtung fand. Westerwel-
le und Mronz lebten seit ei-
nem Jahr zusammen, 2010
gingen sie eine eingetragene
Lebenspartnerschaft ein.
Vier Jahre nach Merkels
Nein war es wieder ein jun-
ger Mann, der sie öffentlich
auf das Thema ansprach.
„Wann darf ich meinen Freund irgend-
wann Ehemann nennen, wenn ich ihn
denn heiraten möchte?“, fragte Ulli Köppe
vor einer Woche beim Talk der Frauenzeit-
schrift „Brigitte“ im Berliner Maxim-Gorki-
Theater die Regierungschefin. Der „Welt“
sagte der 28-Jährige später, es widerstrebe
ihm total, nur eine eingetragene Lebens-
partnerschaft eingehen zu können. Er wol-
le sich „hinstellen und sagen: Das ist mein
Ehemann und nicht nur mein Lebenspart-
ner.“ Sie habe sich viele Gedanken über
das Thema gemacht, antwortete Merkel auf
seine Frage. Als „einschneidendes Erlebnis“
schilderte sie die Begegnung mit einem les-
bischen Paar, das acht Pflegekinder betreut.
Wenn das Jugendamt dazu Ja sage, „dann
kann ich nicht mehr ganz einfach mit der
Frage des Kindeswohls argumentieren.“

Nachzügler in Europa Die Ehe für alle ist
in Deutschland längst mehrheitsfähig, in
Europa ist die Bundesrepublik zum Nach-
zügler geworden. In Umfragen befürworten
drei Viertel der Deutschen, dass Lesben
und Schwule heiraten können wie Hetero-
sexuelle auch. Europaweit sind es mittler-
weile 13 Staaten, in denen die Ehe für alle
und zumeist auch das volle Adoptionsrecht
verankert sind, darunter einige, in denen
die katholische Kirche eine starke Rolle
spielt; weltweit sind es rund 20 Staaten
(siehe auch Seite 1).
In den Niederlanden können seit 2001 ho-
mosexuelle Ehen geschlossen werden, Bel-
gien folgte ein Jahr später. Auch in Däne-
mark, Frankreich, Finnland, Großbritan-
nien (außer Nordirland), Irland, Island,
Luxemburg, Norwegen, Portugal, Schwe-
den und Spanien können Schwule und Les-
ben heiraten. In Slowenien kippten die
Bürger mit 63 Prozent ein entsprechendes
Gesetz wieder. Sogar zwei europäische Re-
gierungschefs nutzten die neuen Freihei-
ten. 2010 heiratete die damalige isländi-
sche Premierministerin Johanna Sigurdard-
ottir ihre Partnerin, 2015 tat es ihr der lu-
xemburgische Regierungschef Xavier Bettel

gleich und ehelichte jenen Mann, mit dem
er seit fünf Jahren in eingetragener Lebens-
partnerschaft lebte.
Für Guido Westerwelle kommt die Öffnung
der Ehe in Deutschland zu spät. Der Au-
ßenminister im zweiten Kabinett Merkel
starb im vergangenen Jahr an einer Leukä-
mieerkrankung. Andere hingegen können
künftig zum Standesamt gehen und ihre
Lebenspartnerschaft zur Ehe umwandeln
lassen. So etwa Klaus Wowereit, der lang-

jährige Regierende Bürger-
meister von Berlin. Er war
der erste Spitzenpolitiker,
der sich öffentlich zu sei-
ner Homosexualität be-
kannte. „Ich bin schwul,
und das ist auch gut so“,
rief der SPD-Politiker 2001
auf einem Landesparteitag.
Wowereit brach das Eis für
andere, seiner Karriere tat
es keinen Abbruch.
Beim ehemaligen Hambur-
ger Bürgermeister Ole von
Beust lief es etwas anders.

Sein damaliger Innensenator Ronald Schill
drohte 2003, die Neigung des CDU-Politi-
kers öffentlich zu machen. Von Beust feuer-
te Schill, es war dann der Vater des Bürger-
meisters, der offen darüber sprach. 2004
bekannte von Beust, er sei rückblickend
froh darüber gewesen, weil er darauf ver-
weisen könnte, dass sein Vater alles gesagt
habe. Seit 2013 lebt von Beust in einer ein-
getragenen Partnerschaft. In der SPD gehö-
ren Umweltministerin Barbara Hendricks
sowie der haushaltspolitische Sprecher Jo-
hannes Kahrs zu jenen, die ihre Partner
bald offiziell Ehefrau und Ehemann nen-
nen können.

Traditionelles Verständnis Die katholi-
sche Kirche hält am traditionellen Ver-
ständnis der Ehe als lebenslanger Bezie-
hung zwischen Mann und Frau fest. „Wir
bedauern, wenn dieser Ehebegriff aufgelöst
werden soll und damit die christliche Auf-
fassung von Ehe und das staatliche Kon-
zept weiter auseinandergehen“, erklärte
Kardinal Reinhard Marx, der Vorsitzende
der Deutschen Bischofskonferenz.
Für Jens Spahn (CDU) passen katholisch,
konservativ und schwul zueinander. Nun
schließe sich ein logischer Kreis, schrieb
der Parlamentarische Finanzsekretär ver-
gangene Woche in einem Zeitungsbeitrag.
Der Wunsch, mit seinem Lebensgefährten
Kinder zu adoptieren, kann nun wohl ra-
scher Realität werden. „Ich denke, wir wä-
ren Ihnen gute, verantwortungsvolle El-
tern“, hatte Spahn noch im März in einem
Interview gesagt. Stefan Uhlmann T

Der Autor ist freier Journalist im Berlin.

Stefan Stuppy (links) und Helfried Paul beim Ringtausch im Standesamt in Gommern. Die beiden Männer zählten zu den ersten Paaren, die sich am 1. August 2001 ihre Lebenspartnerschaft standesamtlich beglaubigen ließen. © picture-alliance/ZB / Peter Förster

Ein Streitthema: Demonstration gegen die Ehe zwischen Gleichgeschlechtlichen 2013 in Paris © picture-alliance/dpa
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Verschobene Reform
FAMILIE Neuregelung für Pflegekinder kommt nicht

Die angestrebte Reform des Pflegekinder-
wesens bleibt aus. Der Bundestag verab-
schiedete am vergangenen Donnerstag
zwar den von der Bundesregierung vorge-
legten Entwurf eines Kinder- und Jugend-
stärkungsgesetzes (18/12330) in der durch
den Familienausschuss geänderten Fassung
(18/12946) mit den Stimmen von
CDU/CSU und SPD gegen das Votum der
Linksfraktion und Bündnis 90/Die Grü-
nen. Noch zwei Tage vor der Verabschie-
dung des Gesetzes hatte der Familienaus-
schuss aber auf Antrag der Koalitionsfrak-
tionen die Passagen zur Neuregelung des
Pflegekindwesens aus der Vorlage gestri-
chen. Vor allem der Unionsfraktion ging
die ursprüngliche Fassung zu weit. Ihrer
Ansicht nach würden die Rechte der leibli-
chen Eltern zu stark eingeschränkt.
Die ehemalige Familienministerin Manue-
la Schwesig (SPD) hatte mit dem Gesetz-
entwurf unter anderem erreichen wollen,
dass bereits bei Beginn eines Pflegeverhält-
nisses festgelegt wird, wie lange ein Kind
bei Pflegeeltern verbleiben soll. Zudem
sollten Gerichte zukünftig auch gegen den
Willen der leiblichen Eltern den Verbleib
eines Kindes in einer Pflegefamilie anord-

nen können. Im Gegenzug sollte leiblichen
Eltern verstärkt geholfen werden, wieder
erziehungsfähig zu werden. Erklärtes Ziel
war es, für Pflegekinder stabilere und dau-
erhaftere Verhältnisse zu schaffen. Nach
geltender Rechtslage müssen die leiblichen
Eltern zustimmen, ob ihr Kind in eine
Pflegefamilie kommt. Ihre Zustimmung
können sie jederzeit widerrufen.

Heimaufsicht Der vom Familienausschuss
gebilligte und vom Bundestag verabschie-
dete Teil des Gesetzentwurfes sieht unter
anderem eine verbesserte Heimaufsicht
und vermehrte Schutzkonzepte gegen Ge-
walt und sexuellen Missbrauch vor. Zudem
wird die Kooperation zwischen Ärzten und
Jugendämtern sowie der Jugendstrafjustiz,
den Strafverfolgungsbehörden und den Ju-
gendgerichten verbessert. Ebenso wird Kin-
dern und Jugendlichen ein uneinge-
schränkter Anspruch auf Beratung durch
die Kinder- und Jugendhilfe eingeräumt
und die Einrichtung von Ombudsstellen
als externe und unabhängige Anlaufstellen
im Achten Sozialgesetzbuch (SGB VIII)
verankert.
Bei den Oppositionsfraktionen stieß die
Gesetzesvorlage auf heftige Kritik. Die ur-
sprünglich angestrebte „inklusive Lösung“
für eine umfassende Reform des SGB VIII
sei gescheitert, monierten Linke und Grüne
übereinstimmend. Besonders die Regelung,
nach der den Bundesländern die Möglich-
keit einräumt wird, Rahmenverträge mit
den Kommunen über die Leistungen für
minderjährige unbegleitete Flüchtlinge ab-
zuschließen, lehnten Linke und Grüne ab.
Dies könne zu Standardabsenkungen und
zu einer Zwei-Klassen-Gesellschaft in der
Jugendhilfe führen, lauteten die Argumen-
te der Opposition.
Die Koalitionsfraktionen wiesen die Kritik
zurück: Eine Ungleichbehandlung deut-
scher und ausländischer Kinder beim Be-
zug von Leistungen sei durch das Grundge-
setz und die UN-Kinderrechtskonvention
ausdrücklich ausgeschlossen, erwiderten
Union und SPD. Alexander Weinlein T

Kinder in Heimen sollen besser vor Ge-
walt und Missbrauch geschützt werden.
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Grünen-Antrag zu
Lebensverhältnissen gescheitert
Der Bundestag hat in der vergangenen
Woche mit breiter Mehrheit einen An-
trag der Fraktion Die Linke zur Herstel-
lung gleichwertiger Lebensverhältnisse
in Ost und West (18/11750) abgelehnt.
Ebenfalls abgelehnt wurde ein zweiter
Antrag der Linksfraktion, in dem es um
die Rentenansprüche von zu DDR-Zeiten
geschiedenen Frauen geht (18/12107).
Die Fraktionen der CDU/CSU und SPD
stimmten gegen das Votum der Links-
fraktion und Grünen. Die Abstimmung
erfolgte auf Grundlage einer Beschluss-
empfehlung des Ausschusses für Arbeit
und Soziales (18/12854). che T

Vorstoß zu unabhängigem
Polizeibeauftragten abgelehnt
Mit der Koalitionsmehrheit hat der Bun-
destag vergangene Woche bei zwei Ent-
haltungen von Sozialdemokraten einen
Gesetzentwurf der Grünen-Fraktion über
einen „unabhängigen Polizeibeauftrag-
ten des Bundes“ (18/7616) abgelehnt.
Der Vorlage zufolge sollte die Schaffung
der Stelle eines unabhängigen Bundes-
polizeibeauftragten Bürgern ebenso wie
Polizisten ermöglichen, bei einer exter-
nen und unabhängigen Stelle polizeili-
che Missstände und Fehler aufzuzeigen,
ohne dabei Sanktionen oder berufliche
Nachteile fürchten zu müssen. sto T

Mehrheit gegen Entwurf der
Grünen zu Aufenthaltsgesetz
Gegen die Stimmen der Opposition hat
der Bundestag einen Gesetzentwurf der
Grünen zur Änderung des Aufenthalts-
gesetzes (18/12546) abgelehnt. Mit der
Änderung wollte die Grünen-Fraktion si-
cherstellen, dass die in dem Gesetz gere-
gelte Ausbildungsduldung „im Sinne des
Gesetzgebers bundesweit einheitlich an-
gewandt wird“. sto T

Aktionsplan gegen
Sexismus abgelehnt

Der Bundestag hat einen Antrag
(18/8723; 18/12893) der Fraktion Die Lin-
ke für einen bundesweiten Aktionsplan
gegen Sexismus mit Stimmenmehrheit der
Koalitionsfraktionen abgelehnt. In dem
Antrag forderte die Linksfraktion die Bun-
desregierung auf, in Abstimmung mit den
Bundesländern einen Aktionsplan zu initi-
ieren, der alle staatlichen Ebenen in die
Pflicht nimmt und auch Expertinnen und
Experten aus Theorie und Praxis mit ein-
bezieht. Die Auseinandersetzung mit se-
xistischer Diskriminierung dürfe nicht nur
in den privaten Bereich zurückgeschoben
oder der freien Wirtschaft überantwortet
werden, so die Linken. aw T

Grüne scheitern mit
Rückkehrrecht auf Vollzeit

Bündnis 90/Die Grünen konnten sich mit
ihrem Antrag (18/12794; 18/12984) zur
Einführung eines Rückkehrrechts auf
Vollzeit nicht durchsetzen. Der Bundes-
tag lehnte ihn vergangene Woche mit
der Mehrheit von CDU/CSU und SPD ab.
In dem Antrag hatten die Grünen ver-
langt, noch in dieser Wahlperiode den
bestehenden Rechtsanspruch auf Teilzeit
und ein Rückkehrrecht auf den früheren
Stundenumfang zu ergänzen. che T

Keine Abschaffung von
Kettenbefristungen
Die Fraktion Die Linke ist mit einem An-
trag (18/4098, 18/8457) zur Abschaffung
von Kettenbefristungen gescheitert. Die
Fraktion hatte ihre Initiative damit be-
gründet, dass fast jeder zweite Arbeits-
vertrag nur noch befristet abgeschlossen
werde und dies für die Betroffenen in
hohem Maße eine unsichere Lebens-
und Berufsperspektive bedeute. che T

Keine Mehrheit für
Firmenmitbestimmung

Der Bundestag hat die Forderung der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur Stär-
kung der Unternehmensmitbestimmung
nach einer Beschlussempfehlung des
Ausschusses für Arbeit und Soziales
(18/12861) abgelehnt. In dem Antrag
(18/10253) hatte die Fraktion auf die
Vorteile einer solchen Mitbestimmung
für die Produktivität und die Kapital-
marktbewertung von Firmen hingewie-
sen. Die Grünen forderten, entsprechen-
de Gesetzeslücken zu schließen. che T
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Kinder besser geschützt
RECHT Fixierung am Krankenbett nur mit Genehmigung

Kinder dürfen in Krankenhäusern und Hei-
men künftig nicht mehr am Bett fixiert
oder mit ähnlichen „freiheitsentziehenden
Maßnahmen“ behandelt werden, ohne
dass ein Familiengericht dies genehmigt
hat. Zusätzlich bleibt das Einverständnis
der Erziehungsberechtigten erforderlich,
das bisher alleine genügt. Mit dem in der
vergangenen Woche verabschiedeten Ge-
setzentwurf (18/11278, 18/12938) werden
die Kinder betreuten Erwachsenen recht-
lich gleichgestellt, für die es auch einen
Richtervorbehalt gibt.
Schon bisher muss die Einweisung von
Minderjährigen in geschlossene Einrich-
tungen vom Familiengericht genehmigt

werden, nun bedürfen Fixierungen einer
gesonderten Genehmigung. Die Bundesre-
gierung weist darauf hin, dass das grundge-
setzliche Elternrecht unter dem Vorbehalt
stehe, dass seine Ausübung dem Kindes-
wohl dient. Werde dieses gefährdet, kom-
me das „Wächteramt des Staates“ zur Gel-
tung. Der Richtervorbehalt solle vor einer
missbräuchlichen Ausübung des Eltern-
rechts schützen.
Die Linke stimmte gegen den Gesetzent-
wurf, da er dem Anspruch jedes Kindes auf
gewaltfreie Erziehung widerspreche. Alle
anderen Fraktionen stimmten dafür. Die
Grünen zogen einen eigenen Gesetzent-
wurf (18/9804) zurück. pst T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Die Forderung
SOZIALES Kontroverse Debatte über den Armutsbericht

D
ie „Ehe für alle“ hat sich
als Wahlkampfthema er-
ledigt, aber Daniela Kol-
be, Sozialpolitikerin der
SPD-Fraktion, hat ein al-
ternatives Streitthema pa-

rat: „Die Armut sinkt nicht. Deshalb ist es
wichtig, in den Wochen vor der Bundes-
tagswahl darüber zu streiten, wer die besse-
ren Konzepte hat, um Armut in Deutsch-
land tatsächlich zu verringern“, kündigte
sie vergangene Woche im Bundestag an.
Genaugenommen wird darüber seit Jahren
ständig diskutiert, innerhalb und außer-
halb des Parlaments. Meist sind es Studien
diverser Forschungsinstitute, die den An-
lass dafür liefern. Die prominenteste Un-
tersuchung, die schon vor ihrem Erschei-
nen regelmäßig für Diskus-
sionsstoff sorgt, ist der Ar-
muts- und Reichtumsbe-
richt der Bundesregierung.
Über diesen, den fünften
seiner Art, debattierte der
Bundestag in seiner letzten
Sitzungswoche nun doch
noch, nachdem es zunächst
so aussah, als fiele er in der
Endphase dieser Legislatur
unter den Tisch. Denn ei-
gentlich soll der alle vier
Jahre erscheinende Bericht
in der Halbzeit einer Wahl-
periode vorgelegt und dann auch im Bun-
destag diskutiert werden.

Versprechen der Marktwirtschaft Die
Befürchtung, dass seine Ergebnisse wegen
der Verzögerungen in der Schublade ver-
schwinden, ist dennoch wahrscheinlich
unbegründet. Zu präsent ist das Thema in
der Öffentlichkeit und zu eindeutig sind
die Befunde. Sie veranlassten Bundesar-
beits- und Sozialministerin Andrea Nahles
(SPD) sogar dazu, in der Debatte zu sagen:
„Es war richtig den Mindestlohn einzufüh-
ren. Aber der Mindestlohn ist kein guter
Lohn. Er reicht nicht, über ein ganzes Le-
ben betrachtet, für ein gutes Einkommen
und eine gute Rente.“ Nahles verwies da-
rauf, dass die Löhne in den unteren Lohn-
gruppen, immerhin bei den unteren
40 Prozent der Löhne, im langfristigen Ver-
gleich gesunken seien. „Für viele Menschen
sind die Versprechen der sozialen Markt-
wirtschaft brüchig geworden“, sagte sie

und forderte einen „Pakt für anständige
Löhne“. Vor allem Alleinerziehende dürf-
ten nicht länger in Minijobs und Teilzeit-
jobs steckenbleiben, so Nahles.

Widersprüchliche Zahlen Dabei fängt der
fünfte Armuts- und Reichtumsbericht zu-
nächst mit positiven Zahlen an: So kann
man dort nachlesen, dass die Erwerbstäti-
genquote der 20- bis 64-Jährigen von
71 Prozent im Jahr 2006 auf 78 Prozent im
Jahr 2016 gestiegen ist, die der 55- bis
64-Jährigen sogar von 48 auf 66 Prozent.
Die Zahl der sozialversicherungspflichtig
Beschäftigten ist im selben Zeitraum von
26,5 auf 31,4 Millionen gestiegen. Eigent-
lich, sollte man meinen, müsse die Armut
vor diesem Hintergrund eher sinken. Doch

das Erstaunliche an dem
Bericht ist die Feststellung,
dass die Armutsrisikoquote
seit 2005 „in etwa auf glei-
chem Niveau“ verharrt.
Knapp 16 Prozent der Be-
völkerung, knapp 13 Mil-
lionen Menschen, sind
demnach von Armut be-
droht, „an den Rändern“
zeige sich ein leichter An-
stieg, heißt es im Bericht.
Nicht nur Arbeitslose, auch
Alleinerziehende, Kinder
und niedrig Qualifizierte

haben demnach ein sehr hohes Risiko, von
Armut betroffen zu sein. Arbeit verringert
dieses Risiko zwar deutlich, allzu oft kann
sie Armut aber auch nicht verhindern.
Für Linke und Grüne Anlass genug, noch
einmal ihre Forderungen nach einer sank-
tionsfreien Mindestsicherung, einer Min-
destrente und einer Kindergrundsicherung
zu verteidigen. 20 Prozent der Familien
mit Kindern könnten sich nicht mal eine
Woche Familienurlaub leisten. „Auch das
ist eine Form von Armut und Ausgrenzung,
mit der ich mich niemals abfinden werde“,
sagte Katja Kipping, Parteivorsitzende der
Linken. Kinderarmut erschwere aber den
Start ins Leben, weshalb eine Kindergrund-
sicherung von rund 570 Euro dringender
denn je sei, betonte sie. Wolfgang Streng-
mann-Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen) for-
derte: „Wir brauchen eine Grundsicherung,
die tatsächlich vor Armut schützt – nicht
mit Regelsätzen, für deren Ermittlung die
Vergleichsgruppe arme Menschen sind, wo-

bei das Ergebnis noch um 25 Prozent run-
tergerechnet wird.“ Es sei ein Skandal, dass
trotz der guten Wirtschaftslage 13 Millio-
nen Menschen, darunter 2,5 Millionen
Kinder, auf Hartz-IV-Niveau oder darunter
leben und dass vier Millionen Erwerbstäti-
ge von ihrer Arbeit nicht leben könnten, so
der Grüne.
Kai Whittaker (CDU) lehnte eine solche
Umverteilung energisch ab: „Was nutzt Al-
leinerziehenden oder Langzeitarbeitslosen
ein höherer Hartz-IV-Satz?“, fragte er. Das
Ziel der Union sei klar: „Es geht nicht um
das Verteilen von Almosen. Die Würde des
Menschen bemisst sich nicht in der Höhe
des Sozialtransfers, sondern danach, ob er
mit seiner eigenen Hände Arbeit sein Le-
ben bestreiten kann“, sagte Whittaker. Ob
der damit allerdings den von Nahles gefor-
derten „Pakt für anständige Löhne“ mein-
te, blieb offen. Daniela Kolbe, schon ganz
im Wahlkampfmodus, warf Whittaker vor,
„krude Ansätze„ zu vertreten und die Kluft
zwischen Arm und Reich zu verteidigen.
„Wir wollen das ändern, wir wollen zu ei-
ner anderen Verteilung in diesem Land
kommen“, so Kolbe. Der Wahlkampf kann
also kommen. Claudia Heine T

Verteilung von Lebensmitteln an Bedürftige in Stralsund. Die „Tafeln“ versorgen immer mehr Menschen. © picture-alliance/ZB

»Der Mindest-
lohn ist kein

guter Lohn. Er
reicht nicht für

ein gutes
Einkommen.«

Andrea Nahles (SPD),
Arbeitsministerin > STICHWORT

Armuts- und Reichtumsbericht

> Armutsrisikoquote Diese misst den
Bevölkerungsanteil mit einem Einkom-
men unterhalb von 60 Prozent des Me-
dianeinkommens der Haushalte. Der Me-
dian ist der Mittelwert, wenn man alle
Jahreseinkommen der Größe nach ord-
net. Eine alleinstehende Person ist ar-
mutsgefährdet, wenn sie weniger als
1.033 Euro im Monat zur Verfügung hat.

> Schulden Von 2013 bis 2016 ist die
Zahl der Menschen, die hohe Schulden
haben, deutlich gestiegen: Von 3,8 auf
4,2 Millionen. Zwei Drittel sind Männer.

> Demokratie Menschen mit geringem
Einkommen haben weniger Einfluss auf
politische Entscheidungen als jene mit
hohem Einkommen. Dieser Befund sorgte
schon vor Erscheinen des Berichts für er-
hebliche Diskussionen.

Strittige Systemfrage
GESUNDHEIT Anträge zur Bürgerversicherung gescheitert

Zum Ende der Wahlperiode ist die Opposi-
tion mit Vorstößen zur Einführung einer
Bürgerversicherung gescheitert. Union und
SPD lehnten die Anträge der Fraktionen
Die Linke (18/11722; 18/12939) und von
Bündnis 90/Die Grünen (18/12951) ver-
gangene Woche ab. Ein weiterer Antrag der
Grünen (18/10035) zur Entlastung von ge-
setzlich krankenversicherten Selbstständi-
gen fand ebenfalls keine Mehrheit. Jedoch
signalisierte die Unionsfraktion ihre Bereit-
schaft, über Lösungen für die vor allem bei
Solo-Selbstständigen teilweise unverhält-
nismäßig hohen Beiträge nochmals zu be-
raten.
Linke, Grüne und die SPD plädieren für ei-
nen Systemwechsel und propagieren die
Bürgerversicherung in geringfügigen Vari-
anten als Alternative zum dualen System
aus Gesetzlicher und Privater Krankenversi-
cherung (GKV/PKV). Sie fordern auch ver-
besserte Pflegeleistungen. Die Union lehnt
eine „Einheitsversicherung“ strikt ab.
Nach den Vorstellungen der Opposition
sollten alle Bürger in der GKV versichert
werden, auch Beamte. Die private Kran-
kenvollversicherung würde entfallen. Au-
ßerdem setzen sich Linke und Grüne dafür
ein, dass Arbeitnehmer und Arbeitgeber
wieder hälftig an den Beitragszahlungen
beteiligt werden (Parität), die Zusatzbeiträ-
ge fielen dann weg. Zudem sollten weitere
Einkunftsarten zur Finanzierung herange-
zogen werden. Die Beitragsbemessungs-
grenze, die dazu führt, dass sich ab einem
bestimmten Einkommen die Beiträge nicht
mehr erhöhen, soll auf den Prüfstand.
Mit den verbesserten Einnahmen könnte
nach Ansicht der Befürworter der Beitrags-
satz deutlich sinken und das Leistungsni-
veau verbessert werden. Die Fachwelt ist je-
doch gespalten. Skeptiker machen verfas-
sungsrechtliche Bedenken geltend sowie

Einnahmeausfälle für Gesundheitsberufe,
da in der PKV höhere Gebührensätze abge-
rechnet werden können.
Maria Klein-Schmeink (Grüne) sagte in der
Debatte über den Grünen-Antrag, eine
nachhaltige Finanzierung der Gesundheits-
kosten sei angesichts des demografischen
Wandels unbedingt erforderlich. So seien
die Zusatzbeiträge ungerecht und belaste-
ten einseitig die Versicherten. Auch Edgar
Franke (SPD) will zur vollständigen paritä-
tischen Finanzierung der GKV zurückkom-
men. Der medizinische Fortschritt könne
nicht allein von Arbeitnehmern gezahlt
werden. Im Gesundheitssystem sei im Üb-
rigen Wettbewerb weiter nötig, um die bes-
ten Leistungen zu erreichen.
Thomas Stritzl (CDU) kritisierte hingegen,
der Antrag sei „kaum mehr als alter Wein
in neuen Schläuchen“. Die Grünen wollten
die Axt an ein gutes Gesundheitssystem le-
gen. Die wirtschaftlichen Folgen wären er-
heblich. So habe die Hans-Böckler-Stiftung
hochgerechnet, dass bei einer Abschaffung
der privaten Krankenvollversicherung un-
mittelbar 51.000 Stellen in der Versiche-
rungsbranche wegfallen würden.
Sabine Zimmermann (Linke) sagte, es gebe
viele Schnittpunkte in den Konzepten von
Grünen und Linken, allerdings sei die Lin-
ke dagegen, den Wettbewerb im Gesund-
heitswesen aufrechtzuerhalten. Was die
kleinen Selbstständigen angehe, sei eine
Reform der Beitragsbemessung ebenfalls
überfällig. Jana Schimke (CDU) warnte
hingegen vor kurzfristigen gesetzlichen Än-
derungen ohne eine verlässliche Datenba-
sis. Zwar bezögen viele Solo-Selbstständi-
gen tatsächlich ein geringes Einkommen,
viele arbeiteten aber auch nicht Vollzeit.
Zudem spreche einiges dafür, dass in die-
sen Haushalten noch ein Hauptverdiener
vertreten sei. Claus Peter Kosfeld T



Das Parlament - Nr. 27-29 - 03. Juli 2017 INNENPOLITIK 5

KURZ NOTIERT

Keine Vergrößerung der
Freiwilligendienste
Bündnis 90/Die Grünen sind mit ihrer
Forderung nach 100.000 zusätzlichen
Plätzen für unter 27-Jährige in den Frei-
willigendiensten gescheitert. Der Bun-
destag lehnte den Antrag (18/12804) ge-
mäß der Beschlussempfehlung des Fami-
lienausschusses (18/13012) mit den
Stimmen der CDU/CSU und SPD gegen
das Votum von Grünen und Linksfraktion
ab. Die Grünen hatten sich zudem für die
Zahlung von 1.500 Euro an unter
27-Jährige nach Beendigung eines frei-
willigen Jahres ausgesprochen aw T

Engagementkonzept für
Flüchtlinge abgelehnt

Dr Bundestag hat mit den Stimmen von
CDU/CSU und SPD den Antrag der Grü-
nen auf ein umfassendes Konzept zur
Unterstützung des bürgerschaftlichen
Engagements für Flüchtlinge (18/13011)
gemäß der Beschlussempfehlung des Fa-
milienausschusses (18/8221) abgelehnt.
Die Grünen hatten unter anderem die
bundesweite Gründung von Integration-
scentern in den Landkreisen und kreis-
freien Städten gefordert. aw T

Nein zur Forderung nach
Ausstellungsvergütung

Die Linksfraktion konnte sich mit ihrer
Forderung nach einer Ausstellungsvergü-
tung für bildende Künstler nicht durch-
setzen. Der Bundestag lehnte den Antrag
(18/12094) für eine entsprechende Än-
derung des Urheberrechts gemäß der
Beschlussempfehlung des Kulturaus-
schusses (18/12910) mit den Stimmen
der Koalitionsfraktionen gegen das Vo-
tum von Grünen und Linken ab. Die
Linksfraktion hatte argumentiert, dass
bildende Künstler im Vergleich zu ande-
ren Kunstsparten benachteiligt werden
und ausschließlich vom Verkauf ihrer
Werke leben müssten. aw T

Erhöhung des Bafög
zurückgewiesen

Die Linksfraktion ist mit ihrer Forderung
nach einer Erhöhung des Bafög geschei-
tert. Mit der Stimmenmehrheit von CDU/
CSU und SPD lehnte der Bundestag zwei
entsprechende Anträge der Linken
(18/10012, 18/11178) gegen die Stim-
men von Linken und Grünen gemäß der
Beschlussempfehlung des Bildungsaus-
schusses (18/12925) ab. Die Linke wollte
eine Erhöhung des Bafög um sechs Pro-
zent noch in diesem Jahr und zukünftig
eine automatische Anpassung der Förde-
rung erreichen. aw T

Antrag der Grünen zum
Kinderschutz abgelehnt

Der Bundestag hat den Antrag von
Bündnis 90/Die Grünen zum Schutz von
Kindern und Prävention (18/9054) ge-
mäß der Beschlussempfehlung des Fami-
lienausschusses mit den Stimmen von
CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen
der Linksfraktion und der Grünen abge-
lehnt. Der Antrag sah vor, die Kooperati-
on zwischen der Kinder- und Jugendhilfe
und dem Gesundheitswesen einschließ-
lich Qualitätsvorgaben und Finanzierung
verbindlicher zu regeln. aw T

Akribisch nachgeforscht und manchmal einfach ratlos
NSU-AUSSCHUSS Auch nach mehr als fünf Jahren Aufklärungsarbeit in Bund und Ländern bleiben zentrale Punkte ungeklärt. Kritik an der Arbeit der Ermittler

Als Clemens Binninger (CDU) vergangene
Woche in der Aussprache über den Ab-
schlussbericht des NSU-Ausschusses an das
Pult trat, schwang in seiner Rede ebenso
Erleichterung und Genugtuung wie auch
eine gewisse Unzufriedenheit mit. Die par-
lamentarische Aufklärung über die rechts-
extreme Terrorgruppe „Nationalsozialisti-
scher Untergrund“ (NSU) sei „an einen
vorläufigen Endpunkt angelangt“. Noch
nie sei im Bundestag ein Sachverhalt so
gründlich untersucht worden wie diese
Verbrechensserie, sagte der Vorsitzende des
Ausschusses. Durch seine akribischen
Nachforschungen habe das Gremium neue
Informationen gewonnen und Impulse für
weitere Ermittlungen gegeben. „Wir haben
mehr herausgefunden, als erwartet, aber
weniger, als erhofft“, lautete sein Fazit.

Einige Details erhellt Unions-Obmann
Armin Schuster (CDU) sagte, der Aus-
schuss habe die Vorgänge rund um die
Selbstenttarnung des NSU am 04.11.2011
entscheidend erhellen können. „Die Ge-
schehnisse in Eisenach und Zwickau, wo
wir viele Vermutungen hatten, sind für
mich im Wesentlichen aufgeklärt“, sagte er.
Es sei erwiesen, dass die NSU-Haupttäter
Uwe Böhnhardt und Uwe Mundlos sich an
jenem Tag in ihrem angemieteten Wohn-

mobil selbst gerichtet hätten. Mundlos ha-
be zuerst Böhnhardt und dann sich selbst
erschossen. Spekulationen darüber, ob
noch eine dritte Person anwesend war, ha-
be man ausräumen können.

Ungeklärte Fragen Andere zentrale Fra-
gen – etwa wie der NSU die Tatorte und
Mordopfer auswählte und ob er ortskundi-
ge Helfer hatte – bleiben allerdings auch
nach nunmehr fünfeinhalb Jahren parla-
mentarischer Untersuchungen in Bund
und Ländern unbeantwortet. Auch deshalb
bleibe die weitere Aufarbeitung der NSU-
Verbrechen eine gesellschaftliche Dauer-
aufgabe, mahnte SPD-Obmann Uli
Grötsch. „Wir dürfen nicht die Augen da-
vor verschließen, dass es in Deutschland
auch nach dem NSU eine konkrete Terror-
gefahr gibt, die von Rassistinnen und Ras-
sisten ausgeht“, sagte Grötsch. Nicht zu-
letzt sei man es den Hinterbliebenen der
NSU-Mordopfer schuldig, den Blick auch
auf die möglichen Hintermänner der Ter-
rorgruppe und womöglich noch im Dun-
keln liegende rechtsterroristische Netzwer-
ke zu richten.
Kritik äußerten die Abgeordneten an den
Ermittlungen des Bundeskriminalamts
(BKA) und des Generalbundesanwalts
(GBA). So bestünden erhebliche Zweifel

daran, dass der NSU – wie der GBA in sei-
ner Anklageschrift behauptet – tatsächlich
nur ein Trio war und dass Böhnhardt und
Mundlos alle 27 Verbrechen, die dem NSU
angelastet werden, alleine begangen ha-
ben. Zu fixiert auf die drei Haupttäter seien
die Ermittlungen gewesen, anderweitige
Spuren und Hypothesen seien vernachläs-

sigt worden. Dass etwa die Wohnung in
der Polenzstraße in Zwickau, die das Trio
während fast all seiner Taten bewohnt hat,
nachträglich nie auf DNA und Fingerab-
drücke untersucht worden sei, bezeichnete
Binninger als „unentschuldbar“.
Uneins zeigten sich die Fraktionen in der
Frage, welche Konsequenzen aus den Pan-

nen im Bundesamt für Verfassungsschutz
(BfV) und der weitgehend ungeklärten Rol-
le von V-Leuten im Umfeld des NSU zu
ziehen sind. Volker Ullrich (CDU) plä-
dierte dafür, den Geheimdienst trotz der
„eklatanten Fehler“ nicht unter Generalver-
dacht zu stellen. Die vom ersten NSU-Aus-
schuss des Bundestags angestoßenen Refor-
men seien im BfV weitgehend umgesetzt
worden. „Eine wehrhafte Demokratie
braucht einen starken Verfassungsschutz“,
meinte Ullrich.

Kritik an Verfassungsschutz Grünen-Ob-
frau Irene Mihalic kann hingegen keinen
Wandel in der Behörde erkennen: „Da ist
immer noch der alte Geist des Blockierens,
Vertuschens und Vernebelns.“ Vorwürfe er-
hob Mihalic auch gegen BfV-Präsident
Hans-Georg Maaßen. Der habe sich dage-
gen entschieden, den Schredderskandal,
bei dem V-Mann-Akten mit möglichem
NSU-Bezug vernichtet wurden, noch ein-
mal intern zu untersuchen.
Auch Linken-Obfrau Petra Pau monierte:
„Die Aktenvernichtungen im BfV waren
Straftaten, aber geahndet wurden sie bis
heute nicht.“ Hochproblematisch sei auch,
dass beim Verfassungsschutz der Quellen-
schutz als wichtiger erachtet werde als die
polizeiliche Strafverfolgung, selbst wenn es

um eine bundesweite Mordserie gehe. Das
sei eine „fatale Geheimdienstlogik“, die
auch vom Bundesinnenminister und der
Bundesanwaltschaft geteilt werde, sagte
Pau und forderte, die V-Leute-Praxis sofort
zu beenden und den Verfassungsschutz als
Inlandsgeheimdienst aufzulösen.
Alle Fraktionen sprachen sich dafür aus,
mehr Geld zu investieren, um rechtsextre-
me, rassistische und antisemitische Gewalt
zu verhindern. Für entsprechende Projekte
und Initiativen zur Prävention sollte eine
dauerhafte Finanzierung bereitgestellt wer-
den.
Zudem müssten Opfer der Gewalt mehr
Unterstützung erfahren. „Wir können das
Geschehene nicht Ungeschehen machen“,
sagte Bundestagsvizepräsidentin Ulla
Schmidt (SPD) und wandte sich an die An-
gehörigen der NSU-Opfer, von denen eini-
ge die Debatte auf der Zuschauertribüne
verfolgten, „aber wir möchten, dass Ihnen
und den Opfern ein Stück Würde zurück-
gegeben wird.“ Florian Zimmer-Amrhein T

Demonstranten erinnern 2017 in Kassel an die Opfer des NSU. © picture-alliance/dpa
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Den Agenten auf der Spur
NSA-AUSSCHUSS Ein Sondervotum der Opposition führt ganz am Schluss zu heftigem Streit

E
r hat als parlamentarischer Er-
mittler gewiss mehr erlebt als
die meisten der Kollegen, doch
noch immer ist Hans-Christi-
an Ströbele (Grüne) zu beein-
drucken. Deutlich wurde das

vergangene Woche im Bundestag, als Strö-
bele über die Aktenlektüre für den NSA-
Untersuchungsausschuss berichtete: „Der
schlimmste Augenblick in meinem Akten-
studium war der, als ich le-
sen musste, dass der BND
selber der Auffassung war:
Das, was er da treibt, darf
auf keinen Fall dem deut-
schen Parlament mitgeteilt
werden“, sagte Ströbele.
„Das heißt, dass selbst der
BND der Auffassung gewe-
sen ist: Er tut Unrecht.“
Das genau ist die Frage, die
zuletzt die Vertreter von
Koalition und Opposition
im Ausschuss heftig ent-
zweite: Hat es beim Bun-
desnachrichtendienst (BND), um mit dem
Vorsitzenden Patrick Sensburg (CDU) zu
sprechen, lediglich „technische und orga-
nisatorische Versäumnisse und Mängel“ ge-
geben oder hat der deutsche Auslandsge-
heimdienst nachhaltig und in voller Ab-
sicht das Recht gebrochen? Der Dissens es-
kalierte im Eklat, als die Ausschussminder-
heit ihre abweichende Einschätzung in ei-
nem Sondervotum fixierte, das nach An-
sicht der Mehrheit nicht rechtzeitig vorlag.

Es sei zu spät für das Ausschusssekretariat,
um den Text auf geheimschutzbedürftige
Stellen zu überprüfen und den zitierten
Zeugen innerhalb der gebotenen Zweiwo-
chenfrist die Möglichkeit rechtlichen Ge-
hörs einzuräumen, hieß es. Die Mehrheit
stufte deswegen das Sondervotum insge-
samt als geheim ein, und als sich darauf-
hin die Berichterstatter von Linken und
Grünen weigerten, den Abschlussbericht

zu unterzeichnen, enthob
der Vorsitzende sie kurzer-
hand ihrer Funktion. Er be-
diente sich dabei einer
Klausel, der zufolge die fe-
derführenden Mitglieder ei-
nes Ausschusses als Obleu-
te ihren Fraktionen verant-
wortlich sind, als Berichter-
statter aber dem Ausschuss,
dessen Belange der Vorsit-
zende wahrzunehmen ha-
be.
In der Plenardebatte über
den Abschlussbericht hob

Sensburg freilich hervor, das Gremium ha-
be dreieinhalb Jahr lang „intensiv, aber
auch sehr konsensual“ gearbeitet, selbst
wenn es „zum Schluss die eine oder andere
Diskussion“ gegeben habe. Sensburg wür-
digte das Verdienst des Whistleblowers Ed-
ward Snowden, mit seinen Enthüllungen
über Praktiken der National Security Agen-
cy (NSA) auch in Deutschland eine wichti-
ge Debatte über den Schutz der Privatsphä-
re und den Umgang mit Daten angestoßen

zu haben, die ohne ihn nicht stattgefun-
den hätte.
Der Ausschuss habe 581 Stunden und 21
Minuten lang getagt. Er habe 89 Zeugen
und 32 Sachverständige gehört, überdies
2.401 Aktenbände durchgearbeitet: „Das
ist schon eine Leistung.“ Zu den Erfolgen
des Ausschusses zählte Sensburg auch die
Novelle des BND-Gesetzes, die er als „vor-
bildlich auch im europäischen und inter-
nationalen Rahmen“ be-
zeichnete: „Wir müssen er-
kennen, dass wir unsere
Nachrichtendienste brau-
chen, dass sie sich aber auf
dem Boden von Recht und
Gesetz bewegen müssen.“
Auch die Linke-Abgeordne-
te Martina Renner stellte
fest: „Der Ausschuss war
wichtig, und er war erfolg-
reich.“ Die Regierung habe
freilich alles daran gesetzt,
seine Arbeit zu behindern,
durch „sinnfreie Schwär-
zungen“ in Akten, „Beeinflussung von Zeu-
gen“ und „Drohungen“. Der Ausschuss ha-
be den BND als „willfährigen Helfer der
US-Spionage“ enttarnt. Er habe überdies
die Verantwortung der Bundesregierung für
„viele Drohnentote im geheimen Krieg“
festgestellt. Ohne die Duldung des US-
Stützpunkts Ramstein „könnten die Droh-
nen nicht fliegen“. Renner sprach von bis-
her 900 zivilen Drohnenopfern, unter ih-
nen 200 Kinder: „Frau Merkel, schließen

Sie Ramstein!“ Scharf kritisierte Renner das
Verhalten Sensburgs im Streit um das Son-
dervotum. Noch nie habe ein Ausschuss-
vorsitzender „so selbstherrlich und willkür-
lich“ versucht, die Opposition zum
Schweigen zu bringen. An die SPD ge-
wandt, stellte sie fest: „Ihre Heuchelei ist
unübertroffen.“ Die Lehre aus der Aus-
schussarbeit sei, „dass Freiheit und Demo-
kratie nicht von Geheimdiensten verteidigt

werden müssen, sondern
gegen sie“.
Für die SPD bescheinigte
deren Obmann Christian
Flisek dem Ausschuss, er sei
in die Geheimnisse der
Nachrichtendienste so tief
eingedrungen wie kein an-
deres vergleichbares Gremi-
um zuvor: „Wir haben
nach und nach Dinge auf-
gedeckt, die die Bundesre-
gierung mit Sicherheit lie-
ber für sich behalten hät-
te.“ Dabei sei es, kritisierte

Flisek, den Kollegen der Union freilich vor
allem darum gegangen, ihre Minister und
die Kanzlerin aus der Schusslinie zu halten
und die Nachrichtendienste nicht zu verär-
gern, während die Opposition „nur in Ma-
ßen an substanzieller Aufklärung interes-
siert“ gewesen sei.
Der BND sei keine kriminelle Organisati-
on, die die „Daten braver Bürger an den
maßlosen Datenstaubsauger der USA ver-
hökert“. Die Behauptung millionenfacher

Grundrechtsverletzung, begangen an deut-
schen Staatsbürgern, habe sich nicht bestä-
tigt, sagte Flisek.
Ströbele befand hingegen: „Es ist alles
wahr. Edward Snowden hat recht. Die NSA
hat massenhaft und anlasslos Daten abge-
griffen, auch von deutschen Staatsbürgern
in Deutschland, ohne rechtliche Grundla-
ge.“ Das Kanzleramt trage die Verantwor-
tung. Es habe in der Rechts- und Fachauf-
sicht über den BND versagt und die Bevöl-
kerung in vielfacher Weise irregeführt, so-
wohl in der Frage, ob ausländische Nach-
richtendienste sich in Deutschland an
deutsches Recht und Gesetz hielten als
auch über die Rolle des US-Luftwaffen-
stützpunks Ramstein im Drohnenkrieg.
Nina Warken (CDU) konterte: „Das letzte,
was wir zur Zeit gebrauchen können, ist ei-
ne politisch motivierte Kampagne gegen
unsere Sicherheitsbehörden.“ Die Konse-
quenz aus der Tätigkeit des Ausschusses
könne nicht lauten, Nachrichtendienste
„pauschal zu diffamieren oder abschaffen
zu wollen“. Es gehe vielmehr darum, Fehler
zu beheben. Wenn die Opposition der
Bundesregierung „Rechts- und Verfassungs-
bruch“ vorwerfe, könne sie nur davor war-
nen, „mit solchen Begriffen leichtfertig
umzugehen“.
In einer aktuellen Stunde erneuerten Koali-
tion und Opposition ihren Streit über die
Behandlung des Sondervotums. Von „Schi-
kane“ sprach Konstantin von Notz (Grü-
ne), während Warken den Eklat der Oppo-
sition zur Last legte. Winfried Dolderer T

Die Opposition bewertet das Ergebnis der Ausschussarbeit anders als die Mehrheit im Gremium. Der Grünen-Abgeordnete Konstantin von Notz (rechts) überreichte den eigenen Abschlussbericht der Oppositionsfraktionen an
Bundestagspräsident Norbert Lammert (links). © picture-alliance/Kay Nietfeld/dpa

»Wir müssen
erkennen, dass

wir unsere
Nachrichten-

dienste
brauchen.«

Patrick Sensburg (CDU),
Ausschussvorsitzender

»Die Freiheit
muss gegen
die Geheim-

dienste
verteidigt
werden.«

Martina Renner (Linke)



Drastische Strafen für »Todesraser«
ILLEGALE RENNEN Bei schweren Personenschäden drohen künftig bis zu zehn Jahre Haft. Fahrzeuge der Verurteilten können eingezogen werden

In der Berliner Innenstadt ist vor einiger
Zeit ein argloser Autofahrer ums Leben ge-
kommen, weil ihm ein junger Mann bei
einem illegalen Autorennen mit 160 Sa-
chen in die Seite raste. Auch in Köln und
Wuppertal gab es in jüngster Zeit spekta-
kuläre Fälle von „Todesrasern“. Neu ist das
Phänomen nicht, nach Beobachtung der
Polizei haben jedoch die Vorfälle und die
Risikobereitschaft zugenommen, seit sich
die vermeintlichen Heldentaten einfach
filmen und ins Internet stellen lassen.
Mit einem Gesetz (18/10145, 18/12936),
das der Bundestag vergangene Woche mit

den Stimmen der Koalition und einer
Grünen-Abgeordneten bei Enthaltung der
Opposition verabschiedet hat, reagiert der
Gesetzgeber auf die bedrohliche Entwick-
lung. Wer öffentliche Straßen ohne Er-
laubnis zur Rennbahn macht, begeht
künftig keine Ordnungswidrigkeit, son-
dern eine Straftat. Mit einer Geldstrafe
oder bis zu zwei Jahren Haft wird sanktio-
niert, wer ein verbotenes Kraftfahrzeug-
rennen ausrichtet, durchführt oder daran
teilnimmt. Bei schweren Personenschäden
können bis zu zehn Jahre Haft verhängt
werden. Zudem können die Fahrzeuge der
Beteiligten eingezogen werden.
Auch ein einzelner Auto- oder Motorrad-
fahrer macht sich strafbar, wenn er sich
„mit nicht angepasster Geschwindigkeit
und grob verkehrswidrig und rücksichts-
los fortbewegt, um eine höchstmögliche
Geschwindigkeit zu erreichen“, also wie

in einem Rennen fährt. Dagegen sollen
bloße Geschwindigkeitsüberschreitungen
„nicht von der Strafbarkeit umfasst wer-
den, auch wenn sie erheblich sind“. Straf-
bar wiederum wird schon der Versuch, ein
illegales Rennen zu organisieren, auch
wenn es dann nicht stattfindet. Damit soll
verhindert werden, dass Organisatoren
straflos davonkommen, wenn die Polizei
von dem Vorhaben erfährt und es verei-
telt.
Die SPD-Abgeordnete Kirsten Lühmann
begrüßte, dass illegale Rennfahrer nicht
mehr nur mit Bußgeld und maximal drei
Monaten Fahrverbot davonkommen kön-
nen, solange nichts Schlimmes passiert.
Allein die Teilnahme an einem solchen
Rennen sei so gefährlich, dass dies einen
Straftatbestand rechtfertigte. Bundesver-
kehrsminister Alexander Dobrindt (CSU)
nannte es ein Kernanliegen, dass auch der

Versuch unter Strafe gestellt und der Auf-
ruf im Internet zu einem Rennen bereits
als strafbare Handlung gewertet wird.
Auch Jörn Wunderlich von der Linksfrak-
tion hielt ein Handeln des Gesetzgebers
für geboten, denn die meisten Verkehrsto-
ten resultierten aus überhöhter Geschwin-
digkeit. Es sei aber bedenklich, dazu ein
sogenanntes abstraktes Gefährdungsdelikt
einzuführen, bei dem das Strafgesetz
schon weit vor einer vollendeten Tat
greift. Auch seien die im Gesetzentwurf
gebrauchten Rechtsbegriffe zu unbe-
stimmt. Dem hielt Johannes Fechner
(SPD) entgegen, es seien nur in der Recht-
sprechung bewährte Rechtsbegriffe ver-
wendet worden.
Renate Künast (Grüne) warb, letztlich er-
folglos, für einen Antrag ihrer Fraktion
(18/12558), der eine Strafbarkeit auch
dann vorsah, wenn jemand ohne Renn-

charakter viel zu schnell fährt. Für einen
mit 50 Stundenkilometern angefahrenen
Fußgänger oder Radfahrer sei bereits „die
Gefahr tödlicher Verletzungen sehr hoch“.

Der jetzt verabschiedete Gesetzentwurf
werde zudem auch in der nachgebesserten
Fassung die Gerichte vor Beweisschwierig-
keiten stellen. pst T

Bei illegalen Autorennen kommt es immer wieder zu Toten und Verletzten. © dpa

Weiterführende Links zu den
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Sie in unserem E-Paper

Abschreckung erhofft
EINBRUCH Delikte werden künftig als Verbrechen geahndet

Ein Einbruch in die Wohnung ist für jeden
ein Schock, bei nicht wenigen Menschen
verursacht dies sogar ein Trauma. Und das
nicht nur, wenn einem die Einbrecher per-
sönlich begegnen. Deshalb greift der Ge-
setzgeber nun zu härteren Strafen. Wäh-
rend Einbrechern bisher generell eine Frei-
heitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn
Jahren und in minder schweren Fällen von
drei Monaten bis zu fünf Jahren droht,
wird künftig der Einbruchdiebstahl in eine
dauerhaft genutzte Privatwohnung mit
mindestens einem Jahr Haft bestraft wer-
den. Ein minder schwerer Fall ist nicht
mehr möglich. Dies sieht ein Gesetzent-
wurf (18/12359, 18/12933) vor, den der
Bundestag in der vergange-
nen Woche beschlossen
hat. Der „Wohnungsein-
bruchdiebstahl“ gilt da-
nach nicht mehr als Verge-
hen, sondern als Verbre-
chen.
Johannes Fechner (SPD)
sagte dazu, die Zahl der
Wohnungseinbrüche in
Deutschland sei zuletzt
zwar zurückgegangen, aber
mit 160.000 im Jahr 2016
immer noch viel zu hoch.
Wichtig neben der Strafver-
schärfung seien daher auch mehr Polizis-
ten auf der Straße und bei der Spurensiche-
rung sowie mehr Prävention.
Der extreme Rückgang bei Autodiebstählen
zeige zudem die Wirksamkeit besserer
technischer Schutzmaßnahmen. Deshalb
habe der Bund ein Förderprogramm der
staatlichen KfW-Bank für Einbruchschutz
aufgelegt.
Der Linke-Abgeordnete und Ex-Polizist
Frank Tempel nannte es hingegen bedenk-
lich, was „allein in diesem Jahr an Strafver-
schärfungen auf uns einprasselt“. Er be-

zweifelte die Wirksamkeit der Strafver-
schärfung: „Sie glauben doch nicht im
Ernst, dass irgendein Einbrecher darüber
nachdenkt: Das Mindeststrafmaß beträgt
jetzt zwölf Monate und nicht mehr sechs
Monate, da höre ich mal auf.“
Dem widersprach Volker Ullrich (CSU).
Die Heraufstufung vom Vergehen zum Ver-
brechen bedeute auch andere Ansätze für
die Strafverfolgung. So stehe damit die Ver-
abredung zum Einbruch unter Strafe, Ver-
fahren könnten nicht mehr so einfach ein-
gestellt und die Funkzellenabfrage könne
zum Aufspüren insbesondere von Serientä-
tern genutzt werden. Der CSU-Abgeordne-
te Ullrich kritisierte in dem Zusammen-

hang heftig die Entschei-
dung der Bundesnetzagen-
tur kürzlich, aufgrund eines
nicht rechtskräftigen Ge-
richtsentscheids die Durch-
setzung der Vorratsdaten-
speicherung auszusetzen.
Die Wirksamkeit der Straf-
verschärfung bezweifelte
indes auch der Grünen-Ab-
geordnete Hans-Christian
Ströbele. Die Erhöhung der
Mindeststrafe von drei auf
sechs Monate vor ein paar
Jahren sei auch ohne Effekt

geblieben. Wirksam sei ein besserer Ein-
bruchschutz. Für das von Fechner gepriese-
nen KfW-Programm seien aber die Mittel
für dieses Jahr längst aufgebraucht, sagte
Ströbele.
Der Gesetzentwurf von CDU/CSU und
SPD wurde schließlich mit den Stimmen
der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men der Opposition angenommen. Ein
zur Verfahrensbeschleunigung wortgleich
eingebrachter Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung (18/12729) wurde für hinfällig er-
klärt. pst T

»Sie glauben
doch nicht,

dass ein Ein-
brecher über
das Strafmaß
nachdenkt.«
Frank Tempel (Linke)

Geschützte Werke nutzen
URHEBER Rechteinhaber werden pauschal vergütet

In Schulen, Universitäten und an Biblio-
theken dürfen künftig urheberrechtlich ge-
schützte Werke in einem bestimmten Um-
fang frei genutzt werden. Urheber und
Rechteinhaber werden dafür über Verwer-
tungsgesellschaften pauschal vergütet. Das
sieht die Reform des Wissenschafts-Urhe-
berrechts (18/13014) vor, die der Bundes-
tag vergangene Woche beschlossen hat.
Nach mehr als zehnjähriger Diskussion
gibt es nun die sogenannte Bildungs- und
Wissenschaftsschranke – wenngleich auch
in geringerem Umfang, als noch im Regie-
rungsentwurf vorgesehen. Damit dürfen an
Bildungseinrichtungen „bis
zu 15 Prozent eines veröf-
fentlichten Werkes verviel-
fältigt, verbreitet, öffentlich
zugänglich gemacht und in
sonstiger Weise öffentlich
wiedergegeben werden“.
Anders als noch in der Vor-
lage der Bundesregierung
geplant, fallen Artikel aus
Zeitungen und Zeitschriften
nicht unter die Schranke.
Geregelt wird in dem Ge-
setz auch, dass Verträge zur
Umgehung der Bildungs-
und Wissenschaftsschranke unzulässig und
damit unwirksam sind.
In der Debatte zeigten sich sowohl Bundes-
justizminister Heiko Maas (SPD) als auch
Bundesbildungsministerin Johanna Wanka
(CDU) zufrieden. Mit dem Gesetz sei eine
Balance der widerstrebenden Interessen
zwischen Wissenschaftseinrichtungen und
Verlagen gefunden worden, befand Wanka.
Die Regelung schaffe mehr Rechtssicher-
heit, sagte der Justizminister. Es sei nun
eindeutig geregelt, „was erlaubt ist und was
nicht“.
Petra Sitte (Die Linke) bemängelte, dass
der ursprüngliche Gesetzentwurf durch die

„Lobbyarbeit der Verlage“ verschlechtert
worden sei. Dass Artikel aus Zeitungen
und Zeitschriften nun gar nicht mehr unter
die Schranke fielen, sei ein deutlicher
Rückschritt. „Mit der Befristung aller
Schranken für Bildung und Wissenschaft
haben wir eine tickende Zeitbombe in
dem Gesetz“, warnte Sitte.
Ähnlich sah das Kai Gehring (Grüne). Die
von Rechtspolitikern der Union initiierte
Beschränkung des Gesetzes auf Fachpubli-
kationen erschwere den Zugang für Schüler
und Lehrer zu Zeitungsartikeln für den Un-
terricht. Die Gültigkeit des Gesetzes auf

fünf Jahre zu begrenzen,
nannte Gehring einen Kar-
dinalfehler.
Christian Flisek (SPD)
sprach von einem ausge-
wogenen Gesetz. Es gebe
nun Rechtssicherheit für
Schulen und Universitäten.
Die pauschale Vergütung
eines erlaubnisfreien Basis-
zugangs sorge für eine an-
gemessene Vergütung für
die Rechteinhaber.
Der CDU-Rechtsexperte
Stefan Heck sieht durch

das Gesetz Urheber benachteiligt. Die kriti-
sierte Befristung sei vor diesem Hinter-
grund die Bedingung für die Zustimmung
zu dem Gesetz gewesen, betonte er. Wenn
das nächste Mal im Bundestag über dieses
Feld beraten werde, so seine Hoffnung,
werde es Mehrheiten geben, „die das geisti-
ge Eigentum höher einschätzen, als das
heute der Fall ist“.
Sein Fraktionskollege Michael Kretschmer
sprach hingegen von einem fairen Aus-
gleich. Pauschalvergütungen seien der rich-
tige Weg - Einzelvergütungen zu komplex
und bürokratisch, befand der CDU-Bil-
dungspolitiker. Götz Hausding T

»Mit der
Befristung

haben wir eine
tickende

Zeitbombe in
dem Gesetz.«
Petra Sitte (Die Linke)
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E
s ist furchterregend, welchen
Gewaltphantasien manche
Menschen im Internet freien
Lauf lassen. Und es ist empö-
rend, wenn Menschen, die Ob-
jekt solcher Phantasien sind,

es nicht schaffen, diese Einträge löschen zu
lassen. Dabei sind die Betreiber von Inter-
net-Plattformen nach dem Telemedienge-
setz dazu verpflichtet, strafbare Inhalte zu
löschen, sobald sie ihnen gemeldet wer-
den. Das Netzwerkdurchsetzungsgesetz,
das der Bundestag vergangene Woche ver-
abschiedet hat, soll nun dafür sorgen, dass
die großen sozialen Netzwerke dieser
Pflicht besser nachkommen.
Das „Gesetz zur Verbesserung der Rechts-
durchsetzung in sozialen Netzwerken“
(18/12356, 18/13013) verpflichtet deren
Betreiber unter Androhung von Bußgel-
dern bis zu fünf Millionen Euro, ein wirk-
sames und transparentes Verfahren für den
Umgang mit Beschwerden vorzuhalten,
das für Nutzer leicht erkennbar, unmittel-
bar erreichbar und ständig verfügbar ist.
Gegenüber dem ursprünglichen Regie-
rungsentwurf, der von verschiedenen Sei-
ten heftig kritisiert worden war, wurde das
Gesetz in den parlamentarischen Beratun-
gen noch erheblich verändert.
Es blieb dabei, dass offensichtlich rechts-
widrige Inhalte in der Regel innerhalb von
24 Stunden nach Eingang der Beschwerde
entfernt werden müssen. Für Inhalte, deren
Rechtswidrigkeit nicht offensichtlich ist,
gilt eine Sieben-Tages-Frist. Eine Über-
schreitung soll nun aber möglich sein,
wenn begründet mehr Zeit für die rechtli-
che Prüfung benötigt wird. Zudem können
Plattform-Betreiber die Entscheidung über
Zweifelsfälle an eine Art freiwillige Selbst-

kontrolle delegieren, in der Gesetzesspra-
che an eine „anerkannte Einrichtung der
regulierten Selbstregulierung“. Reguliert
deshalb, weil die Einrichtung gesetzliche
Kriterien erfüllen, staatlich zugelassen und
vom Bundesamt für Justiz überwacht sein
muss. Die Vorschriften orientieren sich am
geltenden Jugendmedienschutz-Staatsver-
trag. Mit diesen Änderungen soll das Over-
blocking, also die vorsorgliche Sperrung
möglicherweise gar nicht strafbarer Inhalte,
vermieden werden.
In der Schlussdebatte sprach Bundesjustiz-
minister Heiko Maas (SPD) die langwieri-
gen und wenig erfolgreichen Gespräche
mit den Plattform-Betreibern über freiwil-
lige Maßnahmen gegen „Hasskriminalität
im Netz“ an. Währenddessen sei diese Kri-
minalität in Deutschland innerhalb von
zwei Jahren um über 300 Prozent gestie-
gen. Deshalb „müssen wir Recht und Ge-
setz auch endlich im Netz durchsetzen“,
sagte Maas. Die Meinungsfreiheit sei ein
hohes Gut, „und zu ihr gehören auch häss-
liche Äußerungen“. Sie ende aber da, wo
das Strafrecht beginnt, betonte Maas. Das
neue Gesetz beende „das verbale Faust-
recht im Netz“ und schütze die Meinungs-
freiheit aller.

Löschfristen Petra Sitte (Die Linke) kriti-
sierte, dass die Koalition innerhalb weniger
Monate den Gesetzentwurf eingebracht,
beraten und schließlich am letzten regulä-
ren Sitzungstag des Bundestages zur Ab-
stimmung gestellt hat. Natürlich gebe es
Probleme mit Hass und Falschnachrichten
im Internet, sagte Sitte, „aber nicht erst seit
gestern“. Deshalb wäre eine ernsthaftere
Prüfung gesetzlicher Maßnahmen nötig.
Sitte kritisierte insbesondere die Löschfris-

ten, die zu knapp seien. „Damit werden
den Plattformen teils sehr schwierige recht-
liche Entscheidungen auferlegt“, sagte Sit-
te. Dass sie im Zweifel auch eigentlich
rechtmäßige Inhalte löschen würden, liege
auf der Hand. Abwägungen und Entschei-
dungen über Strafbarkeit, über die eigent-
lich Gerichte entscheiden sollten, würden
so „in die Hände von Privaten gelegt“.
Natürlich sei Strafverfolgung Sache der Jus-
tiz, antwortete Nadine Schön (CDU). Aber
schon heute hätten Plattform-Betreiber die
Pflicht, strafbare Inhalte zu löschen, seien
ihr jedoch „über Jahre nicht nachgekom-
men“. Deshalb müsse der Gesetzgeber han-
deln. Sittes Argumentation nannte Schön
„schlicht falsch“. Man habe mit der „regu-
lierten Selbstregulierung“ ein „neutrales
Gremium mit qualifiziertem Personal“ ein-

geführt, an das die Plattform-Betreiber
Zweifelsfälle auslagern könnten. Dies sei
Praxis im Jugendmedienschutz. Damit wer-
de die Entscheidung nicht Privaten überlas-
sen, „aber auch keine staatliche Überwa-
chungsbehörde etabliert“, betonte Schön.
Ihre Fraktionskollegin Elisabeth Winkel-
meier-Becker (CDU) wies darauf hin, dass
es hier wie bei der Finanzmarktregulierung
um den Primat der Politik gehe. Konzerne
dürften nicht die Regeln aufstellen.
Renate Künast (Grüne) hob hervor, der
Bundestag habe nun „ganz grundlegende
Weichen für das digitale Zeitalter“ gestellt.
Er gebe hier weltweit ein Muster vor, wobei
ihr eines Sorgen bereite: „Da gucken auch
undemokratische Länder auf uns.“ Statt ei-
nes schnellen Gesetzgebungsverfahrens
hätte sie sich eine breite Debatte darüber
gewünscht, was in der Gesellschaft los sei,
dass es zu solchen Ausdrucksformen im
Netz komme. Künast lobte ausdrücklich
die in der Ausschussberatung noch vorge-
nommenen Änderungen. Dennoch habe
sie „immer noch das Gefühl, dass der Reiz,
zu löschen, größer ist als der Reiz, Recht
und Meinungsfreiheit einzuhalten“, die
Betreiber also vorsorglich mehr löschen
würden als sie müssten. Dazu merkte Lars
Klingbeil (SPD) an, bei der Bußgeldandro-
hung in dem Gesetz gehe es nicht um den
einzelnen Beitrag, „sondern darum, dass
ein wirksames Beschwerdemanagement
vorgehalten wird“.
Der Deutsche Bundestag beschloss das
Netzwerkdurchsetzungsgesetz mit den
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen
die Stimmen der Fraktion Die Linke sowie
einer Unions-Abgeordneten. Die Grünen
enthielten sich der Stimme. (siehe auch
Seite 9) Peter Stützle T

Die Internetnutzer verbreiten täglich ungezählte Botschaften, darunter auch irreführende, falsche, bedrohliche und beleidigende Inhalte. © picture-alliance/Jochen Eckel

Schluss mit
hässlich
RECHT Internet-Plattformen sollen Hassbot-
schaften und Falschnachrichten künftig effek-
tiver verbannen. Die neuen Löschvorschriften
rufen aber auch Skeptiker auf den Plan

> STICHWORT
Die größten sozialen Netzwerke

> Facebook Das weltgrößte Netzwerk ist
Facebook mit rund 1,9 Milliarden Nut-
zern. Der Facebook Messenger kommt
auf eine Milliarde Nutzer, ebenso wie
Whatsapp, das auch zu Facebook gehört.

> Youtube Die Videoplattform gehört zu
Google und hat eine Milliarde Nutzer.

> QQ In Asien ist der Instant-Messaging-
Dienst QQ mit rund 900 Millionen Nut-
zern weit verbreitet.

> WeChat Der chinesische Dienst WeChat
hat rund 850 Millionen Nutzer.
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Untersuchung im Eiltempo
ABGAS-AUSSCHUSS Koalition sieht kein Staatsversagen, die Opposition hingegen schon

E
s kommt nicht oft vor, dass
sich ein Politiker der Regie-
rungskoalition derart lobend
über einen Abgeordneten der
Linken äußert. „Verdammt gu-
te Arbeit“, bescheinigte der

SPD-Verkehrsexperte Arno Klare dem Kol-
legen Herbert Behrens von der Linksfrakti-
on. Behrens habe den Abgas-Untersu-
chungsausschuss fair und ausgleichend ge-
leitet. Auch der Obmann der Unions-Frak-
tion, Ulrich Lange, bedankte sich bei Beh-
rens, wenn auch weniger überschwänglich.
Inhaltlich kamen Union und SPD auf der
einen sowie Linke und Grüne auf der an-
deren Seite jedoch zu komplett gegensätz-
lichen Bewertungen der Ausschussarbeit. Er
habe den Eindruck, er und Behrens hätten
in zwei unterschiedlichen Ausschüssen ge-
sessen, befand Lange. Am letzten Sitzungs-
tag vor der Sommerpause debattierte der
Bundestag über den Abschlussbericht des
Untersuchungsgremiums (18/12900). Lin-
ke und Grüne haben Sondervoten erstellt.
In 30 Sitzungen, darunter waren 15 öffent-
liche, haben sich Verkehrspolitiker mit
dem Thema auseinandergesetzt. Rund
2.000 Seiten umfasst das stenografische
Protokoll der Anhörungen von 57 Zeugen
und 13 Sachverständigen, das entspricht
130 Stunden. Dennoch hatte der fünfte
Untersuchungsausschuss relativ wenig Zeit.
Am 7. Juli 2016 konstituierte sich das Gre-
mium. Am 8. September 2016 begannen
die Befragungen, also fast genau ein Jahr
nach dem Eingeständnis von Volkswagen

in den USA, bei der Abgasreinigung von
Dieselautos getrickst zu haben. Letzte Zeu-
gin war Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) am 8. März. Es blieb also exakt ein
halbes Jahr für die Beweisaufnahme, bevor
es an die Erarbeitung des rund 700 Seiten
starken Abschlussberichts ging.
Die Arbeit des Ausschusses war wichtig, re-
sümierte Behrens im Bundestag. Schwach-
stellen bei den Behörden und der starke
Einfluss der Autoindustrie
auf die Politik seien aufge-
deckt worden. Behrens ver-
glich das Verhalten der
Bundesregierung mit den
berühmten drei Affen. Man
habe „nichts sehen, nichts
hören und nichts sagen“
wollen. Wäre man Hinwei-
sen auf Abgasmanipulation
früher nachgegangen, hätte
man den Dieselskandal
schon vor Jahren aufde-
cken können. „Der Skandal
ist nicht beendet, leider“,
sagte Behrens. Er hoffe, dass in der nächs-
ten Wahlperiode Entscheidungen zum
Schutz von Verbrauchern und Umwelt ge-
troffen werden. Behrens wird nicht mehr
dabei sein, der 63-Jährige kandidiert nicht
erneut für den Bundestag.

Stumpfes Schwert Der CSU-Politiker
Lange machte hingegen deutlich, dass der
Ausschuss aus seiner Sicht nicht nötig ge-
wesen wäre, sondern die regulären Sitzun-

gen des Verkehrsausschusses zur Aufklä-
rung gereicht hätten. Ein Untersuchungs-
ausschuss sei das schärfste Schwert der Op-
position. „Sie haben es gezogen, aber es
blieb stumpf“, sagte Lange. Die Bundesre-
gierung und ihre Behörden hätten keine
Kenntnis von Manipulationen gehabt. In
keiner Akte und bei keiner Vernehmung
seien Beweise aufgetaucht. „Eines hat sich
nicht bestätigt: Das Oppositionsgeheul

vom Staatsversagen“, er-
klärte der CSU-Politiker. Im
Ausschuss sei es allein um
die Frage gegangen, ob Re-
gierungshandeln die Affäre,
die vor allem ein VW-Skan-
dal sei, begünstigt habe.
Für andere Fragen seien
Staatsanwaltschaften und
Zivilgerichte zuständig. Ei-
nes hat der Ausschuss für
Lange dann doch gebracht.
Als Jurist habe er viel über
Technik erfahren.
Für den Obmann der Grü-

nen, Oliver Krischer, ist ein Staatsversagen
hingegen belegt. Das „Schönreden und
Wegdrücken“ der Regierung sei ein „Skan-
dal im Skandal“. Auch sei die Affäre nicht
auf VW begrenzt, auch wenn es der Wolfs-
burger Konzern „besonders doll getrieben“
habe. Auch andere Hersteller riegelten die
Abgasreinigung ab, zum Teil schon ab 17
oder 20 Grad Celsius. Es könne nicht sein,
dass eine Abgasreinigung in Mitteleuropa
in neun Monaten nicht funktioniere und

dies akzeptiert werde. Krischer kritisierte
die unterschiedliche Behandlung betroffe-
ner Kunden in den USA und in Deutsch-
land. In den USA bekämen sie eine Ent-
schädigung und könnten Autos zurückge-
ben, in Deutschland erhielten VW-Kunden
„ein Softwareupdate und vielleicht einen
lauwarmen Kaffee“.

Thema nicht erledigt SPD-Obfrau Kirsten
Lühmann bezeichnete den Ausschuss als
wichtiges demokratisches Instrument des
Parlaments, bezweifelte aber, dass die Arbeit
einen großen Erkenntnisgewinn gebracht
hat. In keiner Sitzung und von keinem Zeu-
gen habe es Belege auf die illegalen Mani-
pulationen durch VW gegeben. Das Ausei-
nanderfallen der Labor- von realen Werten
sei „absolut nichts Neues“ gewesen. Des-
halb gebe es ab September die RDE-Tests.
Die Verantwortlichen hätten nach rechtli-
chen Vorgaben gehandelt, von Wegschauen
könne keine Rede sein. Vielmehr müssten
das Recht angepasst werden, was etwa mit
der Endrohrmessung und der Hinterlegung
der Software beim KBA geschehe. Den euro-
päischen Richtlinien müsse man „Zähne
verschaffen“ sowie wirksame Sanktionen
einführen. Lehmann bedauerte, dass das
Projekt einer Musterfeststellungsklage, da-
mit Verbraucher kollektiv Rechte einklagen
können, in dieser Legislaturperiode nicht
mehr zustande kam.
Mit dem Ende des Ausschusses ist das The-
ma jedoch nicht erledigt. Die US-Justiz
fahndet weltweit nach fünf ehemaligen

Managern und Entwicklern von VW. Ende
Mai durchsuchte die Staatsanwaltschaft
Stuttgart mehrere Standorte von Daimler
wegen des Verdachts auf Abgasmanipulati-
on. Anfang Juni machte Verkehrsminister
Alexander Dobrindt (CSU) öffentlich, dass
bei 24.000 Audi A7 und A8 unzulässige
Abschalteinrichtungen gefunden worden
seien. Der Hersteller wurde zum Rückruf
und zur Umrüstung verpflichtet. Der Mi-
nister kündigte vor wenigen Tagen zudem
an, mit der Autoindustrie ein neues Insti-
tuts für Verbrauchs- und Emissionsmessun-
gen einrichten zu wollen, das neue Fahr-
zeuge im Straßenverkehr testen soll. Am 2.
August soll zudem erstmals ein „Nationa-
les Forum Diesel“ tagen, das sich um
Nachrüstungen von Selbstzündern befas-
sen soll. Krischer bezeichnete das als Wahl-
kampf-Show.
Weiterhin aktiv ist die Untersuchungs-
kommission, die Dobrindt kurz nach Be-
kanntwerden der VW-Affäre eingesetzt
hatte. Im April 2016 hatte sie ihren Be-
richt zu den Stickoxid-Messungen an über
53 Modellen unterschiedlicher Hersteller
vorgelegt. Mehrere Unternehmen wurden
zu „freiwilligen Serviceaktionen“ aufge-
fordert. Vor wenigen Tagen hat die Kom-
mission einen Teilbericht zu ebenfalls
vorgenommen CO2-Messungen vorge-
legt. Von 19 Modellen, bei denen die Un-
tersuchungen abgeschlossen sind, waren
ein Opel Zafira und ein Smart Fortwo auf-
fällig. Bei zehn Modellen laufen die Un-
tersuchungen noch. Stefan Uhlmann T

Beim Diesel-Skandal ging es weniger um die Frage, was eigentlich unter der Haube steckt, sondern darum, was die Motor-Software daraus macht. © picture-alliance/dpa

Rund 2.000
Seiten umfasst
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rungen von

57 Zeugen und
13 Experten.

KURZ NOTIERT

Neues Fördersystem für
KWK-Anlagen
Betreiber von Kraft-Wärme-Kopplungs-
anlagen (KWK) zwischen einem und
50 Megawatt müssen künftig an einer
Ausschreibung teilnehmen, um Förder-
mittel zu erhalten. Der Bundestag verab-
schiedete am Donnerstag eine entspre-
chende Verordnung der Bundesregierung
mit den Stimmen der Koalitionsfraktio-
nen und gegen die Opposition (18/
12375). Die „Verordnung zu Ausschrei-
bungen für KWK-Anlagen und innovati-
ve KWK-Systeme, zu den gemeinsamen
Ausschreibungen für Windenergieanla-
gen an Land und Solaranlagen sowie zur
Änderung weiterer Vorschriften“ been-
det das System gesetzlich festgelegter
Förderhöhen und birgt damit der Bun-
desregierung zufolge mehr Investitions-
sicherheit. Für besonders innovative
KWK-Anlagen, die auch erneuerbare
Wärme abwerfen, soll es eine spezielle
Förderkategorie geben. Das neue System
startet am 1. Dezember 2017. Im Zuge
der Verordnung werden erstmals auch
gemeinsame Ausschreibungen von
Wind- und Solaranlagen an Land mög-
lich. Sie sind im Umfang begrenzt und
laufen zunächst testweise. Während die
Koalitionsfraktionen die nun geschaffene
Planungssicherheit hervorhoben, kriti-
sierte die Fraktion die Linke die Neurege-
lung als kompliziert und tendenziell un-
gerecht. Die Grünen forderten mehr An-
strengungen, um fossile Energieträger
aus dem Markt zu nehmen. pez T

Schäuble stellt Entwurf für
den Haushalt 2018 vor
Bundesfinanzminister Wolfgang Schäu-
ble (CDU) hat vergangene Woche im
Haushaltsausschuss den Kabinettsent-
wurf für den Haushalt 2018 vorgestellt.
Für das kommende Jahr sind demnach
Ausgaben in Höhe von 337,5 Milliarden
Euro geplant, 8,4 Milliarden Euro mehr
als im Etat 2017. Der kommende Haus-
halt sowie die Finanzplanung bis ein-
schließlich 2021 sollen ohne Neuver-
schuldung auskommen. Investitionen
sind im kommenden Jahr in Höhe von
36,4 Milliarden Euro vorgesehen (2017:
36,1 Milliarden Euro). Für die Jahre
2019, 2020 und 2021 sind laut Entwurf
frei verplanbare Haushaltsmittel in Höhe
von insgesamt 14,8 Milliarden Euro ver-
fügbar. Schäuble sagte, der Haushalt
schreibe die Politik der Großen Koalition
fort. Neue Schwerpunkte seien in Anbe-
tracht der Bundestagswahl nicht gesetzt
worden. Der Haushalt wird voraussicht-
lich im Frühjahr 2018 beschlossen. scr T

Invasive Arten sollen
bekämpft werden

Jäger und Fischer sollen bei der Bekämp-
fung invasiver Arten mehr Mitsprache er-
halten. Dies sieht die geänderte Fassung
eines Gesetzentwurfes der Bundesregie-
rung (18/11942) vor, den der Bundestag
am Donnerstag mit Stimmen der Koaliti-
onsfraktionen CDU/CSU und SPD be-
schloss. Die Oppositionsfraktionen
stimmten dagegen. Der Gesetzentwurf
dient der Umsetzung und Durchführung
der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014. Ziel
der Verordnung sei es, „die nachteiligen
Auswirkungen invasiver gebietsfremder
Arten auf die biologische Vielfalt und die
mit ihr verbundenen Ökosystemdienst-
leistungen zu verhindern, zu minimieren
und abzuschwächen“. Mit ihrem Ände-
rungsantrag haben Union und SPD eine
Einvernehmensregelung in den Entwurf
geschrieben. Nach dieser sind behördlich
Maßnahmen gegen invasive Arten bezie-
hungsweise zur Umsetzung der Ziele der
EU-Verordnung mit jagdlichen bezie-
hungsweise mit fischereilichen Mitteln
in der Regel „im Einvernehmen“ mit
Jagd- und Fischereiausübungsberechtig-
ten durchzuführen. Zudem stellten die
Koalitionsfraktionen dar, dass Zoos ihre
Altbestände unter Bedingungen geneh-
migungsfrei halten dürfen. scr T

UVP-Novelle
beschlossen

Der Bundestag hat am Donnerstag eine
Novelle des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) be-
schlossen. Die Koalitionsfraktionen CDU/
CSU und SPD stimmten für den Entwurf
der Bundesregierung (18/11499) in geän-
derter Fassung. Die Oppositionsfraktio-
nen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen
votierten dagegen. Mit der Novelle soll
unter anderem die UVP-Änderungsrichtli-
nie (2014/52/EU) umgesetzt werden Mit
ihrem Änderungsantrag stellten die Koali-
tionsfraktionen beispielsweise das Ver-
hältnis von Fachrecht zum UVPG klar.
Fachrecht muss demnach im Wesentli-
chen die Anforderungen des UVPG erfül-
len, um angewandt zu werden. Zudem
wurden viele Änderungsvorschläge des
Bundesrats (18/11948) berücksichtigt.
Die Länderkammer muss dem Entwurf
zustimmen. scr T

Der Weg zur emissionsfreien Mobilität
VERKEHR Grüne wollen ab 2030 nur noch abgasfreie Autos. Realitätsfern, urteilt die Union

Die Grünen machen sich Sorgen um die
Zukunft der deutschen Autohersteller.
Daimler und Co drohen nach Auffassung
der Fraktion den Anschluss in Sachen Elek-
troautos zu verpassen. Die deutsche Auto-
mobilindustrie hätte sich in den vergange-
nen Jahrzehnten in eine einseitige Abhän-
gigkeit von fossilen Verbrennungsmotoren
und insbesondere der Dieseltechnologie
gewirtschaftet, kritisieren die Abgeordne-
ten in einem Antrag (18/12948), den der
Bundestag vergangene Woche beraten und
abgelehnt hat.
Die Grünen erheben in der Vorlage die
Forderung nach einer verkehrspolitischen
Strategie für Deutschland, mit der sicherge-
stellt werde, dass der Verkehrssektor seine
Treibhausgasemissionen bis zum Jahr 2030
um 40 Prozent gegenüber dem Jahr 1990
verringert und bis zum Jahr 2050 treib-
hausgasneutral wird. Dafür, so die Grünen,
werde es nötig sein, „ab 2030 ausschließ-
lich Autos mit abgasfreiem Antrieb neu zu-
zulassen“.

Cem Özdemir (Grüne) sagte während der
Debatte, seine Partei habe bei der Forde-
rung nach Stärkung der emissionsfreien
Mobilität auch die deutsche Automobil-
wirtschaft und deren Zukunft im Blick. Im-
merhin gehe es bei dieser Schlüsselwirt-
schaft um 800.000 Beschäftigte. Während
jedoch die gesamte Welt die Zukunft der
Mobilität diskutiere, befasse sich Bundes-
verkehrsminister Alexander Dobrindt
(CSU) lieber mit seiner „unsinnigen
Maut“, die mehr Bürokratiekosten als Er-
trag bringe, kritisierte Özdemir. „Die Bun-
desregierung tut so, als ginge sie der Struk-
turwandel nichts an“, sagte der Parteivor-
sitzende der Grünen.

Wunschdenken Emissionsfreie Mobilität
sei ein Ziel, das auch er sich wünsche, sagte
Steffen Bilger (CDU). „So einfach wie die
Grünen sich das vorstellen ist es aber
nicht“, fügte er hinzu. Vieles von dem, was
sich in dem Antrag wiederfinde, sei
Wunschdenken und habe mit der Realität
nichts zu tun, befand er. Dazu gehört nach
Ansicht Bilgers die Forderung, ab 2030 nur
noch abgasfreie Autos neu zuzulassen.
„Das entbehrt jeglicher Grundlage und ist
fernab der Realität“, sagte der Unionsabge-
ordnete. „Wir sind hier nicht in einer Plan-
wirtschaft, in der Parteitagsbeschlüsse um-

gesetzt werden, ohne geprüft zu haben, ob
diese Vorstellungen überhaupt realistisch
sind“, kritisierte er.
Sabine Leidig (Linke) zeigte sich erstaunt,
dass die Grünen nun offenbar mit der Uni-
on darüber wetteifern wollten, „wer die
Automobilindustrie am besten befriedigen
kann“. Auch ein Aufschwung bei den E-Au-
tos ändere nichts daran, dass es schon viel
zu viele Autos gebe, unterstrich die Linken-
Abgeordnete. Das Beispiel der norwegi-
schen Hauptstadt Oslo habe sogar gezeigt,
dass der mit sehr hohen Kaufprämien er-
reichte vermehrte Kauf von E-Autos dazu
geführt habe, dass diese als Zweit- oder
Drittwagen angeschafft würden und sich
zugleich die Nutzung des Öffentlichen Per-
sonennahverkehrs verringert habe.
Viele der Forderung aus dem Antrag fän-
den sich im Klimaschutzplan der Bundes-
regierung wieder, sagte Arno Klare (SPD).
„Was Sie hier verkaufen wollen, ist schon
längst formuliert“. Für falsch halte er es
hingegen, abgasfreie Antriebe zu fordern
und damit ausschließlich auf ein Elektrik-
szenario zu setzen, sagte Klare. Schließ-
lich nutze die auch von Greenpeace be-
fürwortete Gastechnologie „Wind to Gas“
treibhausgasneutral hergestellte Antriebs-
stoffe, die aber im Betrieb nicht abgasfrei
seien. Götz Hausding T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper



8,5 Milliarden für Griechenland
ESM-KREDITE Der Haushaltsausschuss hat
keine Einwände gegen die Auszahlung einer
weiteren Tranche aus dem Hilfspaket für Grie-
chenland. In seiner Sitzung vergangenen Mitt-
woch verzichtete der Ausschuss darauf, eine
Stellungnahme zu der grundsätzlichen Eini-
gung der Euro-Gruppe abzugeben.
Die Eurogruppe hatte Mitte Juni eine Verstän-
digung darüber erzielt, eine dritte Tranche in
Höhe von 8,5 Milliarden Euro im Rahmen des
Hilfsprogrammes des Europäischen Stabilitäts-
mechanismuses (ESM) freizugeben. Der Inter-
nationale Währungsfonds erklärte seine Be-
reitschaft, sich mit einem „Stand-by“-Pro-
gramm zu beteiligen. Geld des Währungsfonds
soll aber gebenenfalls erst nach einer eigenen
Schuldentragfähigkeitsanalyse im kommenden
Jahr fließen.
Hintergrund ist, dass Währungsfonds und Eu-
rogruppe unterschiedliche Auffassungen zur
Schuldentragfähigkeit Griechenlands haben.

Die Euro-Gruppe will 2018 über mögliche
Schuldenerleichterungen diskutieren.
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen scheiterte
im Ausschuss mit einer eigenen Stellungnah-
me an der Koalitionsmehrheit. In dem Antrag
der Grünen wird die Einigung grundsätzlich
begrüßt. Kritik wird unter anderem an der
„Einseitigkeit“ der Sparvorgaben geübt. Zu-
dem sei „ohne signifikante Schuldenerleichte-
rungen keine langfristige Lösung zur Sicherung
der Schuldentragfähigkeit“ zu erreichen.
Laut ESM-Finanzierungsgesetz muss der Haus-
haltsausschuss bei der Entscheidung über die
Auszahlung der Tranchen beteiligt werden. Ei-
ne Stellungnahme müsste die Bundesregie-
rung laut Gesetz berücksichtigen. Das aktuelle
Hilfsprogramm des ESM läuft seit 2015 bis
zum 20. August 2018. Griechenland kann da-
mit Kredite von bis zu 86 Milliarden Euro er-
halten. Bisher wurden in zwei Tranchen insge-
samt 31,7 Milliarden Euro ausgezahlt. scr T

8 WIRTSCHAFT UND FINANZEN Das Parlament - Nr. 27-29 - 03. Juli 2017

Ein Reförmchen
ENERGIE II Kosten für die Netznutzung werden angeglichen

Zufriedene Gesetzgeber sehen anders aus.
Zwar ging die Koalition das Problem der
regional sehr unterschiedlichen Stromprei-
se an – jedenfalls hinsichtlich der Netzent-
gelte, die durchaus ein Viertel der Strom-
kosten ausmachen können. Doch über den
Gesetzentwurf mit einer schrittweisen bun-
deseinheitlich Angleichung bis 2023 (18/
11528), den die Koalition gegen die Oppo-
sition durchsetzte, herrscht auch in den Re-
gierungsfraktionen keine Begeisterung.
„Bestenfalls ein Reförmchen“, sagte Johann
Saathoff (SPD) in der abschließenden
Bundestagsdebatte. Matthias Heider
(CDU/CSU) gestand ein, der Entwurf sei
mit heißer Nadel gestrickt. Bei den Netz-
entgelten sei „einiges aus dem Ruder gelau-
fen“. Kein Handeln hätte allerdings Versa-
gen der Politik bedeutet. Beide blickten auf
die nächste Legislaturperiode, in der die Fi-
nanzierung der Energiewende insgesamt
angegangen werden müsse, so Saathoff.

Die Opposition ließ kein gutes Haar an
dem Vorhaben. Ralf Lenkert (Die Linke)
sprach von einem „Stückwerk“ Das Netz-
entgelt müsse „komplett einheitlich für al-
le Kunden“ in Deutschland ausgestaltet
sein. Es sei „absurd“, dass nicht zuletzt we-
gen der regionalen Unterschiede beim
Netzentgelt ein Stahlwerk in Thüringen im
Jahr 900.000 Euro mehr für seinen Strom-
verbrauch aufwenden müsse als ein Stahl-
werk in Nordrhein-Westfalen. Oliver Kri-
scher (Bündnis 90/Die Grünen) befand, es
sei „dünn und bedeutungslos“, was die Ko-
alition vorlege. „Langsamer geht es über-
haupt nicht.“ Ein spezieller Punkt sind Ver-
günstigungen beim Netzentgelt für die de-
zentrale Stromerzeugung („vermiedene
Netzentgelte“). Saathoff machte klar, dass
sie stark gestiegen seien, ein Abschmelzen
sei gleichwohl kritisch. Denn von Wind
und Sonne unabhängig steuerbare Anlagen
wie bei der Kraft-Wärme-Kopplung (KWK)
würden gebraucht. Doch die Investoren
bräuchten Planungssicherheit. Dass diese
Vergünstigungen auf der Basis von 2016
festgeschrieben und schrittweise bis 2030
abgeschmolzen werden sollen, gebe den
Anlagen wieder Boden unter den Füßen.
Ein „Klopper“, so Krischer, kam im End-
spurt der Gesetzesberatungen dazu. Einem
Netzbetreiber im Süden sei zugestanden
worden, ein Gaskraftwerk zu bauen. Für
ihn ist das ein Zugeständnis an die CSU,
das „skandalös“ sei. Denn damit werde der
Ausbau von Übertragungsnetzen zuguns-
ten von Regionalinteressen verhindert. fla T

Strom neben Wind in Niedersachsen

©
pi

ct
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Vermittler müssen informiert sein
VERSICHERUNGEN Der Bundestag hat eine
Neuordnung des Versicherungsvertriebs be-
schlossen und zugleich den Verbraucherschutz
bei Versicherungen gestärkt. Am vergangenen
Donnerstag stimmte das Parlament dem von
der Bundesregierung eingebrachten Entwurf
eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie
(EU) 2016/97 des Europäischen Parlaments
und des Rates über Versicherungsvertrieb und
zur Änderung des Außenwirtschaftsgesetzes
(18/11627, 18/13009) mit den Stimmen der
Koalitionsfraktionen Union und SPD zu. Linke
und Grüne waren dagegen. Versicherungsver-
mittler müssen künftig regelmäßig an Schu-
lungen teilnehmen. Ein ursprünglich vorgese-
henes Honorarannahmeverbot für Vermittler,
die schon von Versicherungsunternehmen be-
zahlt werden, war während der Ausschussbe-
ratungen wieder aus dem Entwurf gestrichen

worden. Verbessert wird der Verbraucher-
schutz bei Restschuldversicherungen, die der
Absicherung von Zahlungsverpflichtungen die-
nen. Hier werden zusätzliche Informations-
pflichten eingeführt.
Außerdem müssen Kunden bei Versicherungen
mit Überschussbeteiligung (Lebensversiche-
rungen) besser unterrichtet werden. Einmal im
Jahr müssen die Unternehmen in Zukunft Aus-
kunft über Überschussbeteiligungen aus dem
Vertrag erteilen. So muss die vereinbarte Leis-
tung zuzüglich Überschussbeteiligung (zu-
meist die sogenannte Todesfallleistung) eben-
so mitgeteilt werden wie der Betrag, der bei
Ablauf des Vertrages und unveränderter Fort-
führung zur Auszahlung kommt. Die Aufstel-
lung muss weiterhin die Summe enthalten, die
ohne Zahlung weiterer Versicherungsbeiträge
zur Auszahlung kommen würde. hle T

Stoffstrombilanz
eingeführt
LANDWIRTSCHAFT Der Bundestag hat am
Donnerstagabend den Umgang mit Dün-
ger neu geregelt und die betriebliche Stoff-
strombilanzierung eingeführt. Mit den
Stimmen von CDU/CSU und SPD gegen
die Stimmen der Linken und Grünen wur-
de eine vom Landwirtschaftsministerium
vorgelegte Verordnung (18/12731, 18/
12879 Nr. 2) befürwortet. Die Union hob
hervor, dass dadurch ein Beitrag zur Siche-
rung der Grundwasserqualität geleistet
werde. Die SPD sah in der Vorlage eine
Chance zur nachhaltigen Bewirtschaftung.
Die Linke forderte, die Regeln konsequent
umzusetzen, um Stickstoffüberschüsse zu
reduzieren. Die Grünen kritisierten die
Vorlage als Bürokratiemonster.
Mit der Verordnung werden Landwirt-
schaftsbetriebe verpflichtet, die zugeführ-
ten und abgegebenen Nährstoffmengen an
Stickstoff und Phosphor zu bilanzieren
und in Bezug auf den Stickstoff zu bewer-
ten. Dabei soll die Menge Stickstoff und
Phosphor, die in Form von Futtermittel,
Saatgut, Nutztiere und Leguminosen dem
Betrieb zugeführt wird, der Nährstoffmen-
ge gegenübergestellt werden, die durch
pflanzliche und tierische Erzeugnisse wie
Wirtschaftsdünger, Futtermittel, Saatgut
und Nutztiere den Betrieb verlässt. Ziel ist
es, die Nährstoffflüsse der Betriebe mitei-
nander vergleichen und beurteilen zu kön-
nen. Die Verordnung soll ab 1. Januar
2018 für Betriebe mit mehr als 50 Groß-
vieheinheiten je Betrieb oder mit mehr als
30 Hektar Nutzfläche bei einer Tierbesatz-
dichte von jeweils mehr als 2,5 Großvieh-
einheiten je Hektar gelten. Ab dem 1. Janu-
ar 2023 sollen die Vorgaben auch auf klei-
nere Betriebe ausgeweitet werden. Die Ab-
stimmung erfolgte auf Grundlage einer Be-
schlussempfehlung des Agrarausschusses
(18/12921). eis T

Gemeinschaftsaufgabe abgelehnt
BAU Die Linke ist mit ihrer Forderung geschei-
tert, dem Bund auch nach 2019 die Förderung
sozialen Wohnungsbaus zu ermöglichen. Ein
entsprechender Antrag der Fraktion
(18/11169) wurde am Freitag bei Enthaltung
der Grünen mit Stimmen der Union und SPD
abgelehnt. Die Koalition folgte damit einer Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für Um-
welt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit
(18/12901). In dem Antrag hatte die Fraktion
die Bundesregierung dazu aufgerufen, mit den
Ländern eine Regelung zu finden, um die so-
ziale Wohnraumförderung als Gemeinschafts-
aufgabe im Grundgesetz zu verankern.
Seit der Föderalismusreform 2006 tragen die
Länder die alleinige Verantwortung für die so-
ziale Wohnraumförderung. Ganz raus ist der
Bund aber noch nicht: Bis einschließlich 2019
überweist er den Ländern so genannte Kom-
pensationszahlungen. Seit 2016 betragen die-
se 1,018 Milliarden Euro. 2017 und 2018 sol-

len jeweils 1,518 Milliarden Euro fließen. Die
Linken-Fraktion argumentiert, dass die Länder
nach 2019 nicht allein in der Lage sein wer-
den, diese Aufgabe zu stemmen. Dazu bedürfe
es weiterhin finanzieller Unterstützung durch
den Bund. Zudem kritisiert die Fraktion, dass
die Länderverantwortung nicht zielführend sei.
Die Reform habe zu einem „enormen Rück-
gang der Anzahl an Sozialwohnungen“ ge-
führt. Ohne Mitwirkungsrechte verliere der
Bund zudem die Möglichkeit, „Einfluss auf die
Förderbedingungen zu nehmen“, etwa bei der
Belegungsbindung, heißt es in dem Antrag.
Union und SPD wiesen darauf hin, dass die
Länder das Ansinnen abgelehnt hätten. Die
SPD zeigte sich aber grundsätzlich offen für ei-
ne neue Gemeinschaftsaufgabe. Die Grünen
forderten als einen Weg zu mehr Sozialwoh-
nungen die Wiedereinführung der Wohnungs-
gemeinnützigkeit. Beim Thema Gemeinschafts-
aufgabe bestehe noch Diskussionsbedarf. scr T

Sparen mit dem Sonnendach
ENERGIE I Vermieter erhalten Zuschlag, wenn Solarstrom vom Dach direkt an Mieter geht

Vom Dach direkt zur Dose – wer Strom auf
so kurzem Weg beziehen kann, spart häu-
fig Geld. Bislang allerdings war dieser un-
mittelbare Zugang lediglich Hauseigentü-
mern möglich, Mietern blieb der Strom
vom eigenen Gebäudedach verwehrt. Das
hat der Bundestag nun geändert: Mit den
Stimmen der Fraktionen CDU/CSU und
SPD verabschiedete er am Donnerstag ei-
nen Gesetzentwurf in geänderter Fassung
(18/12355), der Vermietern einen Zu-
schuss für den Strom zusichert, der von der
Produktion ohne Umwege an Mieter im
Haus oder im Nachbarhaus geht. Die Op-
position enthielt sich. Entschließungsan-
träge der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
fanden keine Zustimmung (18/13015,
18/13016).
Mieter müssten die vergleichbare Möglich-
keiten wie Hauseigentümer haben, die
Energiewende zu nutzen, erklärte der Par-
lamentarische Staatssekretär Uwe Beck-
meyer (SPD). „Darauf ist Mieterstrom die
richtige Antwort.“ Mit dem Gesetz schließe
sich „die Energiewende dieser Legislaturpe-
riode“. Die Bundesregierung will damit
grundsätzlich auch den Ausbau der Solar-
energie anschieben: Beim Ausbau dieser
Art der Stromerzeugung liegt Deutschland
das dritte Jahr in Folge hinter dem jährli-
chen Ziel von 2.500 Megawatt zurück.
Bedingung für den Zuschlag ist, dass der
Strom nicht ins Netz geht, sondern direkt
an Mieter. Die Höhe des Zuschlags hängt
von der Größe der Solaranlage und dem
Fotovoltaik-Zubau insgesamt ab und liegt
laut Bundeswirtschaftsministerium voraus-
sichtlich zwischen 3,81 Cent und 2,21 Cent
pro Kilowattstunde. Der Zuschlag wird
über die EEG-Umlage finanziert. Die för-
derfähige Menge ist auf 500 Megawatt pro
Jahr begrenzt. Überschüssigen Strom kann
der Betreiber ins Netz einspeisen, er wird

dann entsprechend vergütet. Außerdem
müssen 40 Prozent des Gebäudes, auf dem
die Solarpanels installiert werden, zu
Wohnzwecken genutzt werden. Wer sich
für die Investition entscheidet, wird indes
als Vermieter gewerbesteuerpflichtig – und
zwar auch für die Mieteinnahmen.
An letzterer Regelung rieb sich die Opposi-
tion; Wohnungsunternehmen würden sich
davor hüten, Mieterstrom anzubieten,
wenn sie dadurch ihre Befreiung von der
Gewerbesteuerpflicht verlören. Vermieter
würden bestraft, erklärte die Abgeordnete
der Links-Fraktion, Eva Bulling-Schröter.
„Das Mieterstrommodell der Großen Ko-
alition ist wie ein Hindernisrennen kon-
struiert.“
Auch die Deckelung auf 500 Megawatt
jährlich stieß auf Kritik. Wäre sie gestri-
chen worden, hätte dies den Ausbau von
Fotovoltaik für Mieterstrom deutlich stär-

ker gemacht, sagte Julia Verlinden (Bünd-
nis 90/Die Grünen). Sie bedauerte auch,
dass gewerblich und öffentlich genutzte
Gebäude, Supermärkte und Bürohäuser
ausgenommen sind – und das Scheitern ei-
ner Quartierslösung. Die Regelung gilt
nämlich für Mieter und Bewohner in
„Wohngebäuden oder Nebenanlagen im
unmittelbaren räumlichen Zusammen-
hang mit diesem Gebäude“. Die Regie-
rungsfraktionen hatten den Passus in ei-
nem Änderungsantrag ergänzt und damit
Forderungen aus der Wohnungswirtschaft
zumindest teilweise Rechnung getragen.
Diese hatten sich genauso wie die Opposi-
tion für Quartierslösungen ausgesprochen.
Auch der scheidende Abgeordnete Josef
Göppel (CSU) erklärte, er sehe in den Re-
gelungen „einen Einstieg in eine Quartiers-
lösung“ und eine Aufgabe in der nächsten
Legislaturperiode. Sein Fraktionskollege
Thomas Bareiß (CDU) verteidigte das Ge-
setz hingegen als „klug, vernünftig und
wirtschaftlich ausgestaltet“. Ein wichtiger
Baustein sei die Wahlfreiheit für Mieter
und die Kostendeckelung für Verbraucher –
eben jene 500 Megawatt, was die Verbrau-
cher, die nicht am Mieterstrom teilneh-
men, maximal 370 Millionen Euro kosten
werde.
Mieter können sich entscheiden, ob sie das
lokale Strommodell wählen wollen oder
nicht. Um Abhängigkeiten zu vermeiden,
sollen Stromverträge separat zu Mietverträ-
gen abgeschlossen werden. Der Tarif darf
90 Prozent des örtlichen Grundversor-
gungstarifs nicht überschreiten, was das
Projekt attraktiver machen soll. „Diese Vor-
teile bedeuten am Ende eine passgenaue
Förderung“, bilanzierte Staatssekretär Beck-
meyer. „Sie kommen den Mieterinnen und
Mietern zugute und erhöhen damit die Ak-
zeptanz.“ pez T

Strom vom Sonnendach in Berliner Haus
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E
r könne Besuchern aus dem
Ausland nur mit viel Mühe er-
klären, was Störerhaftung ei-
gentlich sei, erzählte der SPD-
Abgeordnete Marcus Held: In
Nachbarländern wie Tsche-

chien, Polen oder Dänemark kennen Men-
schen weder den Begriff, noch verstehen
sie, warum das sonst hochmoderne
Deutschland in puncto Digitalisierung so
rückständig ist. Das soll sich endlich än-
dern: In den letzten Stunden politischer
Arbeit in dieser Legislaturperiode hat der
Bundestag eine der höchsten Hürden für
öffentliche Hotspots genommen – und
ebenjene „Störerhaftung“ abgeschafft, die
Betreiber von kabellosen Internetverbin-
dungen im Zweifel hat haften (und zah-
len) lassen, wenn ein Nutzer das Netz zu
illegalen Aktionen missbrauchte. „Das ist
die Woche der Erleuchtung“, bemerkte
Held am Freitag im Bundestag. „Wir sind
über Jahre Entwicklungsland gewesen und
das ändern wir heute.“
Die Fraktionen hatten Jahre um eine Eini-
gung gerungen; zuletzt war es der Europäi-
sche Gerichtshof, der von Deutschland
rechtliche Nachbesserungen forderte und
so den Anstoß für die konzentrierte Suche
nach einem Kompromiss machte. Dabei
ließen die Redner im Bundestag durch die
Bank erkennen, dass sie an mehr WLAN-
Hotspots interessiert sind – wie brüchig al-
lerdings Absprachen sind und wie viel-
schichtig Gemengelagen, machten Diskus-
sionen der Tage zuvor deutlich. Abgeord-
nete der CSU-Landesgruppe hatten den
schon sicher geglaubten Kompromiss in
Frage gestellt, das Thema drohte auf den
Ausgangspunkt zurückzufallen. Am Ende
reihten sich die Politiker ein. Mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen bei Enthal-
tung der Linken und gegen die Stimmen
der Grünen votierte der Bundestag am Frei-
tag für den „Entwurf eines Dritten Gesetzes
zur Änderung des Telemediengesetzes“
(18/12202, 18/12496).
Darin stellt die Bundesregierung klar, dass
Betreiber eines öffentlichen WLAN-Hot-
sports künftig weitgehend von der Kosten-
tragungspflicht befreit werden, insbesonde-
re bei Abmahnungen. Sie haften nicht
mehr für „Störer“, also für Nutzer ihres
Hotspots, die das Netz zu illegalen Zwe-
cken missbrauchen. Auch sind sie nicht
verpflichtet, Nutzer zu registrieren, dürfen
das allerdings auf freiwilliger Basis tun. Mit
dem Gesetz soll verhindert werden, dass
Anbieter aus Angst vor Abmahnungen ihre
WLAN-Netze nicht öffnen; vor allem Tou-
rismus und Wirtschaft erhoffen sich Im-
pulse. „Endlich werden wir mehr offene
WLAN-Netze hinbekommen“, zeigte sich
der SPD-Abgeordnete Held zufrieden. Der
Kampf habe sich gelohnt – für die Men-
schen im Land und für die Wirtschaft.
Ist Nachzügler Deutschland also angekom-
men in der schönen neuen Welt der „digi-
tal natives“? Die abschließende Diskussion
im Bundestag ließ Zweifel erkennen. Zu
viel scheint noch rechtlich unsicher, unklar
und erheblich komplizierter, als es in
Nachbarländern der Fall ist. Wer die Gren-
ze überschreitet, hat in der Regel sofort Zu-
gang zum weltweiten Netz; selbst im abge-
legensten tschechischen Dorf ist der
WLAN-Zugangscode in der Regel das erste,
was einem die Pensionswirtin in die Hand
drückt. Wer im Restaurant isst, kann un-

mittelbar online die verzehrten Speisen be-
werten, wer auf der Parkbank sitzt, in Ruhe
E-Mails schreiben.
Hierzulande stehen Reisende hingegen oft
hilf- und netzlos da, wenn sie eine Route
überprüfen wollen oder die nächste Ein-
kaufsmöglichkeit suchen – zumindest hat-
te jeder Redner zu dem Thema eine Anek-
dote aus dem Wahlkreis zu erzählen, der
diese These stützte und den Ruf nach Ver-
besserungen untermauerte.
„Die Störerhaftung ist eine rein deutsche
Erfindung“, befand die Abgeordnete der
Linken, Petra Sitte. Deutschland habe den
Ausbau von WLAN-Netzen damit lange
wirksam begrenzt. Nun sei zwar einiges er-
reicht worden, aber dem Bundestag gelinge
offenbar „keine Verbesserung ohne Ver-

schlechterung“. Sitte zielte damit auf die
Möglichkeit ab, Netzsperren zu verordnen.
„Das ist ein völlig untaugliches Mittel zur
Bekämpfung illegaler Inhalte“, urteilte die
Abgeordnete. Nicht nur könnten solche
Maßnahmen im Zweifel umgangen wer-
den, auch würden bisweilen rechtmäßige
Inhalte gleich mitgesperrt.
Dem Gesetz zufolge können Anbieter soge-
nannte Nutzungssperren auferlegt bekom-
men, wenn ihr Hotspot für Rechtswidriges
missbraucht wird. Die Fraktion der CDU/
CSU wies auf die strengen Bedingungen
für solche Sperren hin. Der Gesetzentwurf
sei eine Abwägung zwischen offenem
WLAN und dem Schutz von Rechteinha-
bern, verteidigte Hansjörg Durz (CSU) die
Regelung. „Rechtsverletzungen sind Reali-

tät.“ Sein Fraktionskollege Axel Knoerig
(CDU) erwähnte Sicherheitsaspekte gerade
mit Blick auf Anschlagsplanungen und die
Terrorbedrohung in Deutschland. Insofern
sei es der Fraktion ein Anliegen gewesen,
Anbietern die Möglichkeit zur Registrie-
rung ihrer Nutzer festzuschreiben. Auch
Knoerig stellte indes die Wirksamkeit von
Sperren in Zweifel. Als Wirtschaftspolitiker
könne er dies nur begrenzt mittragen; die
Technik sei längst weiter.
Überhaupt gebe es gar keine Zahlen zur
WLAN-Kriminalität, sagte der Grünen-Ab-
geordnete Konstantin von Notz und warf
der Regierungskoalition vor, Rechtsunsi-
cherheiten zu behalten. Sie lasse „den Bä-
cker an der Ecke und den Freifunker“ hier
im Regen stehen. Kristina PezzeiT

Ein Herz für Nutzer: Die Berliner Verkehrsbetriebe weisen auf ihre WLAN-Möglichkeiten hin. © picture-alliance/Markus C. Hurek

WLAN für alle
INTERNET Deutschland will im digitalen Zeitalter
ankommen und öffentliche Hotspots erleichtern
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Im Dickicht der Öffentlichkeit
KOMMUNIKATION Wie Digitalisierung und Internet die Strukturen der liberalen Demokratie aushöhlen können

I
m alten norddeutschen Märchen
vom Hase und Igel, das auch in die
Sammlung der Gebrüder Grimm
aufgenommen wurde, sind die
Chancen ungleich verteilt. Denn die
beiden materiell extrem unter-

schiedlichen Protagonisten verabreden ein
Wettrennen. Doch so sehr sich der flinke
Hase dabei auch anstrengt, am Schluss sei-
ner Läufe findet er den kurzbeinigen Igel
immer schon am Ziel vor. Natürlich steckt
dahinter eine bösartige List, die der het-
zende Hase nicht erkennt. Zwar geht das
stachelige Tierchen mit an den Start, lässt
aber nach wenigen Schritten das Langohr
davonstürmen. Denn am Ende der Strecke
hat er sein ebenbildliches Frauchen pos-
tiert, das die triumphierende Botschaft ver-
kündet: „Ich bin schon da.“ Dieses Spiel
wiederholt sich ständig erneut, bis schließ-
lich der düpierte Hase, völlig erschöpft, die
Wette mit seinem Leben bezahlt.
Was in den letzten Wochen um das Netz-
werkdurchsetzungsgesetz im Bundestag ge-
schah, erinnert ein bisschen an das Szena-
rio aus der überlieferten Fabel. Da versucht
die Politik seit Jahren, die Betreiber der so-
zialen Netzwerke von einer strengeren
Überwachung der Hasskriminalität zu
überzeugen. Doch von Google, Facebook
und Co. hieß es lange: Wir sind schon da.
Als dann Justizminister Heiko Maas (SPD)
versuchte, mit einer Gesetzesinitiative, die
das Bundeskabinett billigte, die gemächli-
chen Plattform-Unternehmen zu überho-
len, schien der Politik bald die Puste aus-
zugehen. Denn gegen eine solche juristi-
sche Regelung formierte sich innerhalb
und außerhalb des Parlaments heftiger Wi-
derstand, weil viele Kritiker das Grund-
recht der Meinungsfreiheit bedroht sahen
und eine unangemessene Zensur in den
Netzwerken befürchteten. Ein Kompromiss
zwischen den Regierungsparteien verhin-
derte, dass das Vorhaben auf der Strecke
blieb. Im Kehraus der Legislaturperiode –
quasi auf den letzten Metern – verabschie-
dete der Bundestag schließlich doch das an
manchen Stellen umformulierte Gesetz.
Ende des Wettrennens? Wohl kaum. Denn
die Spannweite der Dilemmata, die die
neuen technologischen Kommunikations-
formen gesellschaftlich verursachen, bleibt
immens.

Kontrolle und Impuls Ganz gewiss gehört
eine funktionierende politische Öffentlich-
keit zum unverzichtbaren Kernbestand ei-
ner liberalen Demokratie, sei es als Kon-
trolle oder Impuls für die Strukturen und
Institutionen dieses offenen Gesellschafts-
modells. Nur so werden Kompromissfähig-
keit und Konsensbildung als Kennzeichen
und Ergebnis demokratischer Diskurspro-
zesse ermöglicht und erreicht. Nicht von
ungefähr gehört es zum Bestreben autoritä-
rer Regime, eine kritisch agierende Öffent-
lichkeit mit Meinungs- und Pressefreiheit
zu behindern, gar zu zerstören, wie die Au-
tokraten Putin in Russland und Erdogan in
der Türkei immer wieder anschaulich be-
weisen. Und Viktor Orban in Ungarn steht
ihnen mit entsprechenden Bemühungen
zur Einhegung der Meinungsfreiheit inner-

halb seiner formalen Demokratie kaum
nach. Aber auch straffreie Räume, in denen
die Gegner und Feinde der Demokratie ih-
re Hasstiraden und Gewaltdrohungen
hemmungslos verbreiten können, sind mit
diesem liberalen System nicht vereinbar.
Gerade die Deutschen sollten dagegen im-
munisiert sein aufgrund der deprimieren-
den Erfahrung des selbstzerstörerischen
politischen Fiaskos in der Endphase der
Weimarer Republik.
Es war der Philosoph Jürgen
Habermas, der den „Struk-
turwandel der Öffentlich-
keit“ vor über fünf Jahr-
zehnten als historischen
Prozess der Emanzipation
und Partizipation ausgear-
beitet hat. Für den renom-
mierten Wissenschaftler ist
deshalb das „Gebot einer
politisch fungierenden Öf-
fentlichkeit“ in heutigen
Massendemokratien unum-
gänglich. Zwar meldete Ha-
bermas, ganz Frankfurter
Schule, eine gewisse Skepsis gegenüber den
kapitalistischen Eigentumsverhältnisse an,
gerade im Bereich der Medien. Aber er
fühlte sich mit seinen Thesen angesichts
der revolutionären Umwälzungen in Ost-
europa gegen Ende der 1980er und zu Be-
ginn der 1990er Jahre ausdrücklich bestä-
tigt. In der Tat: Damals agierte eine kriti-
sche Öffentlichkeit als Element und Motor
der Aufstände und der Transformation. Die
Wucht einer aufbrechenden kritischen Öf-
fentlichkeit wiederholte sich noch einmal
bei der Arabellion, schon mithilfe des In-
ternet. Doch gerade der „Arabische Früh-
ling“ lieferte handfeste Beispiele dafür, wie
das Abwürgen einer kritischen Öffentlich-
keit den Beginn eines regressiven Systems

signalisiert. Dennoch ist ein solches Bild
der Öffentlichkeit längst obsolet, es ist die
Darstellung des Gestern. Denn die „Guten-
berg-Galaxis“, wie der kanadische Litera-
turwissenschaftler Marshall McLuhan die
analoge Presse einmal nannte, hat ihr
Glanzlicht verloren. Sie verkörpert nicht
mehr das starke Rückgrat einer wachen Ge-
sellschaft. Die elektronischen Medien wie
Funk und Fernsehen haben ebenfalls viel
von ihren vormaligen Kommunikations-

vorteilen aufgrund ihrer
größeren Flexibilität ein-
gebüßt. Sie verstehen sich,
wenigstens hierzulande,
nicht mehr primär als Trä-
ger von Information und
Aufklärung, sondern se-
hen sich vorrangig zustän-
dig für Unterhaltung und
Zeitvertreib. Smartphone
und Tablet beherrschen
heute die Szene.
Mit diesem technologi-
schen Umbruch ging ein
Zerfall der früher komple-

xen Öffentlichkeit einher. Digitalisierung
und Internet haben inzwischen viele Öf-
fentlichkeiten geschaffen, mit einer Vielfalt
und Menge, die kaum noch zu überblicken
sind. Die riesige Informationsflut über glo-
bal auftretende Netzwerkbetreiber wird
ständig ergänzt durch neue Portale, Blogs,
Apps. Und was heute nicht ist, wird mor-
gen überraschend entstehen. Denn am di-
gitalen Horizont erscheinen bereits die
nächsten Errungenschaften der technologi-
schen Revolution, selbstständige Algorith-
men, künstliche Intelligenz, arbeitstüchtige
Roboter – also autark handelnde Maschi-
nen, die das Leben der Menschen völlig
umkrempeln werden, von denen aber nie-
mand weiß, wie genau es aussehen wird.

Dabei erlaubt das fast grenzenlos erschei-
nende Digitaluniversum bereits heute je-
dem und jeder, sich eine ihm adäquate Öf-
fentlichkeit zu schaffen. Der simple Zu-
gang zu den sozialen Netzwerken ermög-
licht auch allen, eine spezifische Öffent-
lichkeit selbst herzustellen, die sich welt-
weit verbreiten lässt. Aus diesen neuartigen
Konstellationen der Kommunikation ha-
ben sich inzwischen Gegenwelten und Pa-
rallelgemeinschaften entwickelt. Sie folgen
keineswegs nur konsensuel-
len Zwecken, sondern besit-
zen nicht selten eigenwilli-
gen, sogar destruktiven
Charakter. Davon zeugen je-
ne Filterblasen und Echo-
kammern als Ausdrucksfor-
men und Rückzugsorte ge-
sellschaftlicher wie indivi-
dueller Separierung: Gleich-
gesinnte wollen in Informa-
tionskokons unbedingt un-
ter sich bleiben. Diese Frag-
mentierung der Kommuni-
kation bedeutet zweifellos
eine Aushöhlung demokratischer Willens-
bildung. So machen Politik und Politiker
jetzt häufig die Erfahrung, wie schwierig es
ihnen gelingt, mit ihren Vorstellungen und
Konzepten durchzudringen. Die Selbsthilfe
in der Twitter-Community wird das offen-
kundige Manko wohl kaum beheben.

Früher undenkbar Wesentlich gravieren-
der sind jedoch die früher undenkbaren
Möglichkeiten der Manipulation und des
Missbrauchs, die Digitalisierung und Inter-
net bieten, zweifellos sogar beflügeln.
Wenn gegenwärtig der Begriff von „post-
faktischen Zeiten“, gar von „postfaktischer
Demokratie“ zum geflügelten Wort auf-
steigt, dann werden als Beweise jene Ver-

zerrungen und Verwerfungen angeführt,
die sich über die digitalen Medien so leicht
generieren lassen: Fake-News und Lügenge-
schichten, Hasskampagnen und Verschwö-
rungstheorien, Desinformation und Cyber-
war, Datenklau und Whistleblowing.
Auch Verselbstständigung und Ausbeutung
von Algorithmen durch Bots und Trolle
werden als Mittel der Falsifikation einge-
setzt, um Meinungsbildung zu erschüttern
und umzudeuten. Etwas Rohes und Rasen-

des sei in die politische
Öffentlichkeit eingezogen,
es werde schamlos gehasst
und gefährliche Gefühle
würden frivol artikuliert,
so hat der Darmstädter So-
ziologe Oliver Nachtwey
solche Tendenzen be-
schrieben. Er bezeichnet
sie als bedrohliche Prozes-
se einer „regressiven Entzi-
vilisierung“. Die skrupello-
sen Hackerattacken auf
Staatsorgane – den Bun-
destag traf es mehrfach –

wie Wirtschaftsunternehmen, auch auf Po-
litiker und Parteien, wie die Wahlkämpfe
in den USA und Frankreich zeigten, lassen
jedenfalls einen dramatischen Verlust an
zivilisierten Verhaltensstandards erkennen.
Offenbar verführen die Heimsuchungen
der Digitalisierung bei affektiven Persön-
lichkeiten zu autoritären Aggressionen.
Als Prototyp eines solchen Politikstils kann
durchaus Donald Trump betrachtet wer-
den. Nicht nur inszenierte er in einer ab-
wegigen Manier seinen Präsidentschafts-
wahlkampf. Als Mann im Weißen Haus
versucht er mit dem 140-Zeichen-Modus
der Kommunikation, nämlich seinen pau-
senlosen Tweets, sich ein ihm eigenes Be-
einflussungs- und Herrschaftsinstrument
zu verschaffen. In seinen digitalen Kurz-
botschaften setzt er, seinem Populismus
gemäß, eher auf Stimmungen und Emotio-
nen, greift zu falschen Behauptungen und
eklatanten Lügen, verdreht Wirklichkeiten
und leugnet Fakten. Mit der Monopolisie-
rung der Wahrheit jenseits der Realität in
seiner Hand will er die klassische Gewal-
tenteilung unterlaufen und die demokrati-
schen Institutionen delegitimieren. Trumps
Beraterin Kellyanne Conway prägte für die-
sen Habitus den Begriff der „alternativen
Fakten“. Wenn jedoch Tatsachen nicht
mehr als gegeben akzeptiert würden, ha-
ben die dänischen Wissenschaftler Vincent
Hendricks und Mads Vestergaard die „Post-
wahrheitspolitik“ analysiert, dann gebe es
„für die politische Debatte keine echten
Fixpunkte mehr“. Es markiert die Erosion
der Demokratie von innen her.
Allerdings gerät die demokratische Ver-
fasstheit einer Gesellschaft durch die digi-
tale Dynamik auch von außen zunehmend
unter Druck. Der bekannte britische Histo-
riker Timothy Garton Ash, wegen seines
engagierten Plädoyers für die „Redefrei-
heit“ in der vernetzten Welt in diesem Jahr
mit dem Theodor-Heuss-Preis und dem
Aachener Friedenspreis geehrt, bezeichnet
die marktbeherrschenden globalen Netzgi-
ganten wie Microsoft, Apple, Google, Face-

book, Twitter, Amazon, Youtube als „Su-
permächte“, die mehr Einfluss und Autori-
tät besitzen als viele souveräne Staaten.
Diese Internetkonzerne, einerseits beseelt
von den Weltbeglückungsfantasien des Sili-
con Valley, zeigen sich andererseits als pro-
fitgeleitete Wirtschaftskonglomerate, die
mit Big Data, also der Sammlung und
Speicherung vielfältiger persönlicher Profi-
le der Nutzer, ihre ökonomischen Interes-
sen vorantreiben. Ash konstatiert hier ei-
nen „Kampf um die Wortmacht“, was letzt-
endlich die Kontrolle über Wissen und In-
formationen meint. Dabei gerieren sich die
Internetbetreiber recht breitbeinig wie Kör-
perschaften des eigenen Rechts, bleiben
doch ihre Geschäftsmethoden und Arbeits-
regelungen intransparent und vieldeutig.
Ihre Wertestandards erschließen sich von
außen nicht. Ersichtlich ist nur, dass diese
Unternehmen an immer mehr Klicks ihrer
Nutzer interessiert sind, denn mehr Wissen
bedeutete mehr Macht und Gewinn. Dies
erklärt auch, dass die Bereitschaft zur Ent-
fernung oder Löschung zweifelhafter, gar
strafbarer Inhalte im Netz nicht besonders
ausgeprägt ist.

Grenzen überschritten Allerdings bele-
gen wiederholt verhängte Strafzahlungen
wegen dubioser Praktiken, wie jüngst erst
die Rekordsumme von 2,4 Milliarden Euro
gegenüber Google durch die EU-Kommis-
sion, dass sich die Internetgiganten nicht
selten an den Grenzen der Legitimität be-
wegen, diese gar zuweilen überschreiten.
„Macht wird nicht missbraucht, sie wird
gebraucht“, formuliert der Soziologe und
Aktivist Harald Welzer. „Die Digitalisie-
rung hat neue Marktchancen eröffnet und
neue Machtverhältnisse geschaffen.“
Bleiben daher nur noch die Wege der Judi-
kation? Selbst ein Skeptiker wie Garton
Ash spricht sich deutlich gegen Gesetze
und Maßnahmen von Regierungen aus, die
die Rede- und Meinungsfreiheit im Inter-
net einschränken. Stattdessen sollten „ge-
meinsame Normen und Praktiken für den
optimalen Gebrauch dieser essentiellen
Freiheit entwickelt“ werden. Tatsächlich
bietet sich das Modell einer freiwilligen
Selbstkontrolle an, das alle Beteiligten an
einen Tisch bringt. Was für den Jugend-
schutz mit der deutschen Filmbranche ge-
lungen ist, warum sollte dies für den
Grundrechtsschutz in den sozialen Netz-
werken nicht möglich sein? Auch wenn es
schwierig wird, sollte es eines ernsthaften
Versuchs wert sein, bevor die Innovations-
geschwindigkeit der Netzkommunikation
sich mit einer schleichenden Demokratie-
gefährdung verbindet. Denn ansonsten
bliebe nur das traurige Ende der Parabel
von Hase und Igel. Heinz Verfürth T

Der Autor lebt und arbeitet als
freier Journalist in Berlin.

Beleg für präsidiales Irrlichtern im Netz: Exponat bei einer Satire-Ausstellung in New York. Engagiert hat die Welt tagelang diskutiert, was US-Präsident Donald Trump in seinem Tweet wohl mit „covfefe“ gemeint haben könnte. © picture-alliance/Christina Horsten/dpa

Mit der Mono-
polisierung der

Wahrheit
unterläuft
Trump die

klassische Ge-
waltenteilung.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-PaperBeten online: Gläubige beim Twittergottesdienst des Kirchentages 2017 in Magdeburg. © picture-alliance/Peter Gercke/dpa
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F
ür die Hamburger Polizei wird
es der größte Einsatz ihrer Ge-
chichte: Schätzungsweise
15.000 Beamte werden im Ein-
satz sein, wenn Ende dieser Wo-
che die Staats- und Regierungs-

chefs der 19 führenden Industrie- und
Schwellenländer sowie der Europäischen
Union in die Hansestadt kommen, um im
Format der G20 über globale Fragen und
weltpolitische Weichenstellungen zu spre-
chen (siehe Stichwort). Erwartet werden
neben Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) und Frankreichs neuem Präsiden-
ten Emmanuel Macron auch schwierige
Gäste wie die Präsidenten der Türkei, Chi-
nas, Russlands und der USA, Recep Tayyip
Erdogan, Xi Jinping, Wladimir Putin und
Donald Trump. Dazu kommen rund 6.500
Begleitpersonen, Tausende Journalisten
und mindestens hunderttausend Demons-
tranten aus dem In- und Ausland, von de-
nen viele schon gewaltsame Proteste ange-
kündigt haben.
In ihrer Regierungserklärung zum
G20-Gipfel äußerte Merkel am vergange-
nen Donnerstag die Hoffnung, dass die
Demonstrationen, die in einer Demokratie
absolut „legitim“ seien, friedlich verlaufen
– und das Motto einer autonomen Protest-
gruppe am Ende nicht wahr wird: Will-
kommen in der Hölle.

Heterogene Gruppe Die G20-Staaten re-
präsentieren zwei Drittel der Weltbevölke-
rung, fast 90 Prozent der weltweiten Wirt-
schaftsleistung und etwa 80 Prozent des
globalen Handels. Dabei sind sie eine äu-
ßerst heterogene Gruppe von Ländern, ei-
ne bunte Mischung von Demokratien und
Autokratien, die in der Hansestadt unter
deutscher Präsidentschaft eine gemeinsa-
me Linie in Sachen Freihandel, Klima-
schutz und Entwicklung finden wollen.
Die Bundesregierung ließ im Vorfeld ver-
lautbaren, dass es nur eine gemeinsame
Abschlusserklärung geben soll – Themen,
über die keine Einigung erzielt wird, sollen
ausgespart werden.
Letzteres Szenario dürfte in diesem Jahr
wahrscheinlicher sein, nachdem US-Präsi-
dent Donald Trump erklärt hat, das Pariser
Klimaabkommen aufkündigen zu wollen.
„Dieser Gipfel wird anders als die bisheri-
gen“, zeigte SPD-Fraktionschef Thomas
Oppermann sich im Bundestag überzeugt.
Das erste Mal seit Gründung des Formats
im Jahr 2008 trete der Westen bei grund-
sätzlichen Themen nicht mehr einheitlich
auf. Trump stelle die offene Gesellschaft in
Frage und versuche internationale Verträge
und Institutionen zu schwächen. Ange-
sichts dessen müssten sich die übrigen
Staaten auf dem G20-Gipfel eindeutig ge-
gen den US-Präsidenten positionieren, for-
derte Oppermann. „In Hamburg muss ge-
zeigt werden: Die Welt steht in der Klima-
frage zusammen.“

»Offenkundiger Dissens« Merkel sprach
von einem „offenkundigen Dissenz“ in der
Klimapolitik. „Es wäre nur unaufrichtig,
wenn wir ihn übertünchen würden.“ Eine
„19:1-Erklärung“ gegen Trump lehnte die
Kanzlerin aber ab. Auch wenn sie schwieri-
ge Gespräche in Hamburg erwarte, sei das
Ziel des Treffens, „gemeinsame Lösungswe-
ge“ zu finden. Zugleich betonte sie, dass
mit der Abkehr der USA vom Klimavertrag
seien die EU-Staaten „entschlossener denn
je“, das Abkommen zum Erfolg zu führen.
Grünen-Fraktionschef Anton Hofreiter
warf Merkel vor, dass ihr Handeln beim
Klimaschutz ihren Worten „diametral ent-
gegen“ stehe. Während sie auf internatio-
naler Bühne von Klimaschutz rede, sei
Deutschland weiter der größte Verbrenner
von Braunkohle weltweit. Zudem habe die
Bundesregierung den Ausbau erneuerbarer
Energien „mit zehn Deckeln versehen“. Es
reiche nicht, den Klimaschutz zu wollen,

bemängelte Hofreiter. „Das Entscheidende
beim Klimaschutz ist, dass man handelt
und Erfolge erzielt.“
Unions-Fraktionschef Volker Kauder
(CDU) gab dem Grünen-Politiker recht,
„dass wir beim Klimaschutz vorankommen
müssen“. Aber die Bundeskanzlerin könne
„nun wirklich nichts dafür, dass Trump das
Klimaabkommen aufgekündigt hat“. Erfolg
könne man immer nur dann haben,
„wenn die anderen auch mitmachen“.

Kritik am Freihandel Waren die Fraktio-
nen sich beim Klimaschutz wenigstens in
der Zielsetzung einig, offenbarte die De-
batte beim Freihandel einmal mehr ganz
unterschiedliche Bewertungen. Während
Merkel die Hoffnung äußerte, das vom
G20-Gipfel ein „deutliches Signal für freie
Märkte und gegen Abschottung sowie ein
klares Bekenntnis zum multilateralen Han-
delssystem ausgeht“, da dieses „weltweit
Wachstum und Wohlstand“ gebracht und
Armut reduziert habe, sprach Linken-Frak-
tionschef Dietmar Bartsch von einer „un-

fairen Politik“. Er warf der Bundesregierung
mit Blick auf das jüngst ausgehandelte
Freihandelsabkommen zwischen der EU
und Japan vor, weiterzumachen, „als hätte
es die öffentliche Aufregung und die Pro-
teste gegen diese Handelsabkommen (TTIP
und CETA, Anm. d Red.) nicht gegeben.“
Die „Verursacher der Krisen, von Flucht
und Hungersnöten, die Zerstörer des welt-
weiten Klimas sind zum großen Teil die
G 20“, urteilte er. Sie seien nur an der „ Si-
cherung von Kapitalinteressen“ interessiert,
wollten aber „am System der weltweiten
Ausbeutung durch Freihandel und Klima-
zerstörung gar nichts verändern“.
Jürgen Trittin (Grüne) kritisierte, dass die
EU weiter Handelsabkommen „durch die
Hintertür“ abschließe und die Regulierung
der offenen Märkte geheimen, privaten
Schiedsgerichten überlasse. Bernd West-
phal (SPD) forderte die G-20-Teilnehmer
auf, einen Beitrag dazu zu leisten, „Handel
fairer zu machen und verbindliche Ver-
braucher- und Umweltschutzstandards zu
vereinbaren“. Johanna Metz T

Hamburg rüstet sich für das Treffen der Wirtschaftsmächte. Tausende Polizisten aus dem gesamten Bundesgebiet sichern schon jetzt
die Innenstadt. © picture-alliance/dpa

Debatten und
Randale

G20-GIPFEL Bundeskanzlerin Merkel wünscht sich ein
klares Signal für Freihandel und Klimaschutz – und

friedliche Proteste. Die Opposition fordert Härte in der
Auseinandersetzung mit US-Präsident Trump

> STICHWORT
Die Gruppe der 20

> Mitglieder Seit 1999 haben sich in der
G20 19 führende Industrie- und Schwel-
lenländer und die Europäische Union zu-
sammengeschlossen, um in Finanz- und
Wirtschaftsfragen zu kooperieren.

> Treffen Die Staats- und Regierungs-
chefs treffen sich seit 2008 jährlich. Den
nächsten Gipfel richtet Hamburg vom
7. bis 8. Juli 2017 aus, da Deutschland
seit dem 1. Dezember 2016 die G20-Prä-
sidentschaft inne hat. Im Vorfeld fanden
zahlreiche Fachministertreffen statt.

> Deutsche Ziele Schwerpunkte der
deutschen Präsidentschaft sind neben
Klima- und Handelspolitik die wirtschaft-
liche Teilhabe von Frauen und ein nach-
haltiger wirtschaftlicher Fortschritt in
Afrika.

Dunkles Kapitel deutscher Außenpolitik
COLONIA DIGNIDAD Die Verbrechen der Sekte in Chile sollen nach dem Willen des Bundestages aufgearbeitet werden. Erstmals können die Opfer auf Entschädigung hoffen

Es war ausgerechnet ein Spielfilm, der eine
festgefahrene und politisch unbequeme
Debatte wieder in Gang brachte. Vor etwas
mehr als einem Jahr hatte das Polit-Drama
„Colonia Dignidad“ im Auswärtigen Amt
Premiere. Auch wenn nicht alle Szenen der
historischen Wahrheit entsprechen, bren-
nen sich die Grausamkeiten der Terrorsekte
ins Gedächtnis. Vergewaltigung, Kindes-
missbrauch, Zwangsadoption, Entführung
und Mord – die Liste der unfassbaren Ver-
brechen in der von dem deutschen Laien-
prediger und gesuchten Kinderschänder
Paul Schäfer gegründeten Sekte ist lang.
Während der chilenischen Militärdiktatur
unterhielt die Geheimpolizei DINA auf ei-
nem streng abgeschotteten Gelände am
Rande der Anden ein Folterlager. In einem
Massengrab sollen mindestens 112 Oppo-
sitionelle verscharrt worden sein.
Die „Kolonie der Würde“ gehört aber auch
zu den dunklen Kapiteln der neueren deut-
schen Außenpolitik. Deutsche Diplomaten
hätten „bestenfalls weggeschaut“, sagte der

damalige Außenminister Frank-Walter
Steinmeier (SPD) bei der Filmpremiere
und versprach Aufklärung.
Im November vergangenen Jahres reiste ei-
ne Delegation des Rechtsausschusses unter
Leistung der Grünen-Abgeordneten Renate
Künast in die ehemalige Kolonie, die heute
„Villa Baviera“ heißt. Immer noch leben
dort rund 150 ehemalige Sektenbewohner.
Sie schilderten, wie sie seit frühester Kind-
heit gefoltert, gedemütigt und psychisch
gebrochen wurden. Die Abgeordneten zei-
gen sich auch heute noch emotional aufge-
wühlt, wenn sie davon erzählen. „Ich habe
in meinem Leben schon eine Menge gese-
hen und bin eigentlich gar nicht so leicht
zu erschüttern“, sagte Künast am vergange-
nen Donnerstag im Bundestag. Man habe
schon „sehr viel Tuch über die Augen legen
müssen“, um die Verbrechen dort jahr-
zehntelang nicht zu sehen, urteilte sie.
Es dauerte danach noch Monate, bis sich die
Fraktionen auf einen Antrag zur Aufarbei-
tung der Verbrechen einigen können. Es wa-
ren vor allem die Fragen nach der deutschen
Schuld und dem Recht auf Entschädigung,
die eine gemeinsame Linie schwierig mach-
ten. Vergangene Woche stimmten schließlich
alle Fraktionen für einen Antrag (18/12943)
von CDU/CSU, SPD und Bündnis 90/Die
Grünen. 92 Abgeordnete von Linksfraktion,

Grünen sowie die SPD-Abgeordnete Ulli Nis-
sen hatten einen eigenen Antrag (18/11805)
vorgelegt, der jedoch keine Mehrheit fand.
„Wir wollen, dass durch ein einheitliches Vo-
tum dieses wichtige Signal gesetzt wird“, be-
gründete der Linken-Abgeordnete Harald
Petzold die Zustimmung seiner Fraktion. Auf
der Besuchertribüne verfolgen mit Rainer
Schmidtke und Heinz Wagner zwei ehemali-
ge Bewohner die Reden.

Mit ihrem Beschluss fordern die Abgeord-
neten die Bundesregierung auf, „nach dem
Bekenntnis zur moralischen Verantwor-
tung den Worten Taten folgen zu lassen“.
Bis zum 30. Juni 2018 soll eine Experten-
kommission Vorschläge für einen Hilfs-
fonds für die Opfer und dessen Finanzie-
rung vorlegen. Auf dem Gelände der Kolo-
nie soll eine Gedenkstätte errichtet wer-
den.

Der Beschluss könne „nur der Anfang für
weitere Aufarbeitung“ sein, betonte der
SPD-Abgeordnete Christian Flisek. Er wies
darauf hin, dass die Opfer „heute in
schwersten sozialen und wirtschaftlichen
Verhältnissen leben“.
Michael Brand (CDU) nannte es eine
„schreiende Ungerechtigkeit“, dass eine
70-jährige Frau, die jahrzehntelang Zwangs-
arbeit geleistet habe, heute 112 Euro Rente
bekomme. „Wir dürfen nicht zulassen, dass
die Täter weiter unbehelligt bleiben“, ver-
langte er. Einig waren sich die Abgeordneten,
dass ihre strafrechtliche Verfolgung auch in
Deutschland vorangetrieben werden sollte.

Keine Handhabe Sektengründer Schäfer
starb 2010 in chilenischer Haft. Nach
Deutschland absetzen konnte sich seine
rechte Hand, Klinikchef Hartmut Hopp. Seit
Jahren lebt der 73-Jährige unbehelligt in
Krefeld. Wegen Beihilfe zu sexuellem Miss-
brauch wurde Hopp in Chile zwar zu fünf
Jahren Gefängnis verurteilt; ein internatio-
naler Haftbefehl liegt vor. Weil Deutschland
aber nicht in Länder außerhalb der EU aus-
liefert, ist unklar, ob er jemals seine Haft-
strafe verbüßen wird.
Zuständig für die Ermittlungen ist die
Staatsanwaltschaft Krefeld. Die Verfahren
stagnierten, weil das Rechtshilfeersuchen

von den chilenischen Behörden noch nicht
umfänglich bearbeitet worden sei, berichtet
Oberstaatsanwalt Axel Stahl. Vor einem Jahr
sei aber der Vollstreckungsantrag beim
Landgericht eingereicht worden.
2011 wurde zusätzlich im Namen des Euro-
pean Center for Constitutional and Human
Rights (ECCHR) in Berlin Anzeige gegen
Hopp wegen des Verschwindenlassens von
Menschen erstattet. Das ECCHR vertritt in
einem Musterverfahren fünf Betroffene.
„Wir sind sicher, dass die Vorwürfe ausrei-
chend sind, um Anklage gegen Hopp zu er-
heben“, sagte Andreas Schüller vom ECCHR
dieser Zeitung. Er meint: „Die deutsche Jus-
tiz hat in den vergangenen Jahren viel zu
wenig getan, um das Verfahren voranzutrei-
ben.“
Da das „Verschwindenlassen“ in Deutsch-
land keinen Straftatbestand darstellt, hätten
die Anwälte Mord angezeigt, „weil er nicht
verjährt“, erklärt Schüller. Doch die Beweis-
lage sei schwierig, weil viele Leichen ver-
brannt worden seien. Schüller und die Op-
fer hoffen, dass die Ermittlungen durch den
Bundestagsbeschluss beschleunigt und fo-
rensische Tests auf dem Kolonie-Gelände er-
folgen können. Susann Kreutzmann T

Die Autorin ist freie
Journalistin in Berlin.
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Undatierte Aufnahme von Kindern in der Colonia Dignidad in Chile. Sie wurde 1961 von
dem Deutschen Paul Schäfer gegründet. © picture-alliance/dpa

Zankapfel
Nato-Aufrüstung
SICHERHEIT Streit um Zwei-Prozent-Ziel und Waffenexporte

Die Opposition wirft der Bundesregierung
vor, zu wenig für die Abrüstung zu tun und
Konflikte in der Welt durch Waffenexporte
anzuheizen. In zwei Debatten – zur Abrüs-
tungs- und zur Rüstungsexportpolitik –
wehrten sich Vertreter von Union und SPD
vergangene Woche gegen die Vorwürfe: Sie
verwiesen auf eine angespannte internatio-
nale Sicherheitslage, die den Raum für wei-
tere Abrüstungsschritte zunehmend einenge.
Linke und Grüne fordern in einer Reihe von
Anträgen (18/12799; 18/12800; 18/12898),
dass die Bundesregierung dem Zwei-Pro-
zent-Ziel der Nato für mehr
Aufrüstung eine Absage er-
teilt und zudem Investitio-
nen bei Streumunition und
Antipersonenminen verbie-
tet. Keine Mehrheit fand ein
gemeinsamer Antrag von
Linken und Grünen, die die
Bundesregierung in der
Pflicht sehen, Verhandlun-
gen über einen Atomwaffen-
verbotsvertrag zu unterstüt-
zen (18/11609; 18/12419).
Die Linke scheiterte zudem
mit einem Antrag zum Ab-
zug der US-Atomwaffen aus Deutschland
(18/6808).
Wolfgang Gehrcke (Die Linke) stellte die
Frage, ob man einen Sozialstaat oder einen
„Rüstungsstaat“ wolle. „Beides zusammen
geht nicht: Kanonen und Butter zusammen
hat es nie gegeben.“ Friedenpolitik sei mög-
lich, „wenn man anderen Ländern Ängste
nimmt und Vertrauen aufbaut“. Es sei eine
„Katastrophe“, dass die Bundesregierung
künftig zwei Prozent des Bruttoinlandspro-
duktes für Rüstung und damit bis zu 70 Mil-
liarden Euro ausgeben wolle. Gehrcke warb
für ein besseres Verhältnis zu Russland. Wa-
rum sei es nicht möglich, sich gegenüber
Russland „solidarischer, kameradschaftli-
cher, zugeneigter“ zu zeigen, so wie das auch
bei Israel der Fall sei, fragte Gehrcke.
Robert Hochbaum (CDU) argumentierte,
dass die Sicherheitslage mit Krisenherden
wie in Syrien, Nordkorea und der Ukraine
eine andere geworden sei
und damit „abrüstungspoli-
tische Fragestellungen“
nicht einfacher zu beant-
worten seien. Eines sei für
ihn aber klar, betonte Hoch-
baum: Fortschritte bei der
Abrüstung wie der INF-Ver-
trag und die START-Verträge
der 1980er Jahre seien „nie-
mals durch einseitige Maß-
nahmen oder einseitigen
Verzicht, sondern nur auf
Augenhöhe erreicht wor-
den“. Als jüngsten Erfolg
nannte Hochbaum die Anschaffung eines
Flugzeugs im Rahmen des Open-Skies-Ab-
kommens. Damit gebe es nun im Sinne der
Rüstungstranzsparenz eine „eigene deutsche
Beobachtungsplattform“.
Agnieszka Brugger (Grüne) sprach hingegen
von „vier verlorenen Jahren für die Abrüs-
tungspolitik“. Die Bundesregierung habe der
Modernisierung der US-Atomwaffen und ih-
rer Trägersysteme in Deutschland zuge-
stimmt. „Sie zementieren den Verbleib die-
ser Waffen in Deutschland.“ Bei den Ver-
handlungen von 120 Staaten über ein welt-
weites Atomwaffenverbot nehme die Bun-
desregierung nicht einmal als Beobachter
teil. „Sie sollten sich nicht mutlos hinter den
Atomwaffenmächten verstecken, weil das
ein außenpolitisches Armutszeugnis ist“,

sagte Brugger. Das Zwei-Prozent-Ziel der
Nato nannte sie „irrsinnig“. Die Mittel seien
sicherheitspolitisch besser angelegt in Ar-
mutsbekämpfung, Klimaschutz, Bildung
und Krisenprävention.
Michael Roth (SPD), Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt, sagte, dass der Einsatz für Ab-
rüstung seit 1989 „noch nie so mühsam und
beschwerlich“ gewesen sei. Die Sicherheits-
lage in Europas Nachbarschaft habe sich mit
Kriegen wie in Syrien „dramatisch ver-
schlechtert“ und „die in Jahrzehnten ge-
wachsene Abrüstungs- und Rüstungskon-

trollarchitektur steht unter
enormen Druck“. Mit Blick
auf die Verhandlungen zur
Atomwaffenächtung sagte
Roth: „Das geht doch nur,
wenn jene Staaten mit am
Tisch sitzen, die über diese
Waffen verfügen.“ Es gebe
die berechtigte Sorge, dass
der Atomwaffensperrvertrag
(NVV) – „die Basis aller Be-
mühungen für atomare Ab-
rüstung“ – in Frage gestellt
werde.
Einen Schlagabtausch liefer-

ten sich Opposition und Koalition in der
Frage deutscher Rüstungsexporte. Grundlage
dieser Debatte war ein Antrag der Grünen,
die sich unter anderem für weniger Waffen-
ausfuhren und ein Rüstungsexportkontroll-
gesetz stark machen. Der Antrag wurde in
die Ausschüsse überwiesen (18/12825).
Katja Keul (Grüne) argumentierte, dass
Kriegswaffenexporte in Spannungsgebiete
deutsche Sicherheitsinteressen gefährden
und die Eskalation bewaffneter Konflikte be-
fördern würden. „Um ein Haar hätten sich
letzte Woche saudische Kriegsschiffe, made
by Lürssen, und katarische Panzer, made by
Krauss-Mafei Wegmann, gegenübergestan-
den.“
Klaus-Peter Willsch (CDU) warnte davor, so
zu tun, „als ob es in Deutschland Waffen
quasi auf dem Flohmarkt zu kaufen gäbe“.
Bei der Prüfung von Exportanträgen seien
„keine Hasardeure am Werk“. Wer deutsche

Sicherheitsinteressen in der
Welt sichern wolle, müsse
„Ländern, die nicht in der
Lage sind, ihre Grenzen zu
schützen, unter Umständen
helfen, einen Küstenschutz
aufzubauen“.
Jan van Aken (Die Linke)
kritisierte, dass Saudi-Ara-
bien den Jemen „zurück in
die Steinzeit“ auch mit
Kampfflugzeugen der „deut-
schen Waffenschmiede
Rheinmetall“ bombe. „Das
hätten Sie nicht nur ahnen

können, Sie hätten es wissen können. Denn
Waffen werden gekauft, um Kriege zu füh-
ren, aus keinem anderen Grund“, sagte van
Aken in Richtung Koalition. „Es sind Ihre
Exporte, die Sie zu verantworten haben.“
Aber es gebe auch eine gute Nachricht: „Sie
können sie auch stoppen.“
Ulrich Hampel (SPD) nahm für die Koaliti-
on und für den früheren Wirtschaftsminis-
ter Sigmar Gabriel (SPD) in Anspruch, die
Transparenz von „exportkontrollpoliti-
schen Entscheidungen“ erhöht zu haben.
So gebe es nun einen halbjährlichen Rüs-
tungsexportbericht. Auch die Kleinwaffen-
exporte seien reduziert worden. „Aber das
reicht uns nicht. Wir wollen ein Verbot von
Kleinwaffenexporten an Drittländer“, sagte
Hampel. Alexander Heinrich T

»Sie tun so, als
ob es in

Deutschland
Waffen auf dem

Flohmarkt zu
kaufen gäbe.«

Klaus-Peter Willsch (CDU)

»Waffen werden
gekauft, um

Kriege zu
führen, aus

keinem anderen
Grund.«

Jan van Aken (Die Linke)
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Der Showdown rückt näher
EUROPARAT Der Machtkampf um Parlamentspräsident Agramunt dauert an, doch die Aufklärung des Korruptionsskandals beim Europarat kann nun beginnen

In all der Aufregung um Pedro Agramunt,
den Präsidenten der Parlamentarischen
Versammlung des Europarats, ging vergan-
gene Woche im Palais de l’Europe ein Er-
folg fast unter: Nach monatelangem Hin
und Her wurden endlich die drei Mitglie-
der einer Kommission benannt, die Licht
ins Dunkel eines Korruptionsskandals
bringen soll, der schwer auf den Straßbur-
ger Abgeordneten lastet. Doch die Som-
mersession der Versammlung stand im
Schatten des bizarren Machtkampfs um
den wegen seines Verhaltens in der Beste-
chungsaffäre und besonders wegen einer
unautorisierten Reise zu Syriens Machtha-
ber Baschar al Assad unter Beschuss gera-
tenen Spanier Agramunt, der den von al-
len Fraktionen verlangten Rücktritt ver-
weigert.
Der Brite Nicolas Bratza, einst Präsident
des Menschenrechtsgerichtshofs, der ehe-

malige Untersuchungsrichter Jean-Louis
Bruguière (Frankreich) und Elisabet Fura,
früher schwedische Ombudsfrau und
Richterin in Straßburg, sollen den vor al-
lem um die „Kaviardiplomatie“ Aserbai-
dschans kreisenden Korruptionsskandal
durchleuchten, um die lädierte Reputati-
on der Europaratsparlamentarier aufzupo-
lieren. Zudem werden von dem Trio Vor-
schläge für eine Reform der Verhaltensre-
geln erwartet.
Im Palais de l’Europe hofft man, dass das
Gremium die Untersuchung der Affäre
diskret und ohne öffentliche Begleitmu-
sik vorantreiben kann. Aserbaidschan ha-
be, so der Vorwurf, Lobbyarbeit mit Be-
stechung flankiert: Teure Geschenke,
Geld und Reisen ans Kaspische Meer soll-
ten diverse Abgeordnete motivieren, kri-
tische Berichte zu politischen Gefange-
nen und anderen rechtsstaatlichen Pro-

blemen zu entschärfen. Auch Agramunt
soll gratis nach Baku aufgebrochen sein.
Der Italiener Luca Volontè, in Straßburg
ehedem Chef der EVP-Fraktion, geriet
ins Visier von Mailänder Staatsanwälten
wegen des Verdachts, aus Aserbaidschan
2,4 Millionen Euro erhalten zu haben,
um beim Staatenbund im Sinne Bakus
zu agieren.

Propagandacoup Viele Parlamentarier
halten Agramunt vor, versucht zu haben,
die nicht zuletzt von einer Gruppe um
den SPD-Abgeordneten Frank Schwabe
forcierte Aufklärung des Korruptionsskan-
dals auszubremsen. Genährt wird die
Wut aber besonders durch Agramunts
Reise nach Damaskus, die von russischer
Seite arrangiert wurde und bei der er sich
mit Assad ablichten ließ – ein Propagan-
dacoup Syriens. Das Präsidium entzog

dem spanischen Konservativen schon
im April das Vertrauen und stellte ihn
kalt: So darf Agramunt keine Erklärun-
gen im Namen der Versammlung abge-
ben. Einen Rücktritt verweigert er indes
hartnäckig, obwohl alle politischen La-
ger seine Demission verlangen. Als letz-
te Fraktion schloss sich jetzt selbst Agra-
munts eigene EVP nach turbulenter De-
batte mehrheitlich dieser Forderung an,
die auch von Fraktionschef Axel Fischer
(CDU) unterstützt wird. Weiter erhöht
haben die Parlamentarier den Druck
durch eine mit 154 gegen 30 Stimmen
gebilligte Neuregelung, wonach die Ver-
sammlung anders als bislang einen Prä-
sidenten und Ausschussvorsitzende ab-
setzen darf.
Agramunt, der nur noch wenig Rückhalt
hat, bleibt indes stur und geht zum An-
griff über. Der Spanier engagierte An-

wälte, die in einem Brief an die Straßbur-
ger Botschafter aller 47 Mitgliedsnationen
die Rechtmäßigkeit des Beschlusses über
das Amtsenthebungsverfahren bestritten:
Dazu seien im Geflecht des Europarats
nur die 47 Regierungen legitimiert, nicht
aber das Parlament.
Ob sich Agramunt, der eine teils peinli-
che, teils tragische Figur abgibt, mit die-
sem Manöver retten an, mutet fraglich
an. Bei ihrer Herbstsession wird die Ver-
sammlung wohl über einen Abwahlan-
trag abstimmen. Der Showdown rückt
näher. Karl-Otto Sattler T
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Pedro Agramunt, Präsident der Parlamen-
tarischen Versammlung des Europarats
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Einsatz im Mittelmeer
BUNDESWEHR I Opposition kritisiert »Flüchtlingsabwehr«

Trotz massiver Kritik der Opposition hat
der Bundestag vergangenen Donnerstag ei-
ner Verlängerung des Einsatzes bewaffneter
deutscher Streitkräfte am EU-Militäreinsatz
im Mittelmeer (EUNAVFOR MED Operati-
on Sophia) zugestimmt. Der dazu von der
Bundesregierung vorgelegte Antrag
(18/12491, 1812868) nennt die Bekämp-
fung von Menschenschmuggel und Men-
schenhandel im südlichen und zentralen
Mittelmeer als Ziel – ebenso wie die Unter-
stützung der libyschen Küstenwache und
Marine durch Informati-
onsaustausch, Ausbildung
und Kapazitätsaufbau. Die
Rettung von in Seenot gera-
tenen Flüchtlingen sei als
völkerrechtliche Verpflich-
tung Teil des Gesamtauftra-
ges, heißt es in dem Antrag.
Redner der Koalition wie-
sen während der Debatte
auf die hohe Zahl von ge-
retteten Flüchtlingen durch
Schiffe der Operation So-
phia hin und sprachen von
einem wichtigen Beitrag
zum Aufbau der libyschen Küstenwache.
Aus Sicht der Opposition ist der Militärein-
satz jedoch vor allem eine Maßnahme zur
Abwehr von Flüchtlingen. Um das Sterben
auf dem Mittelmeer zu beenden, müssten
legale Einreisewege in die EU geschaffen
werden, forderten Linke und Grüne.

Seenotrettung „Allein die Tatsache, dass
Schiffe der Operation Sophia in den letz-
ten Monaten mehr als 36.000 Menschen
vor dem Ertrinken gerettet haben, ist
Grund genug, dem Antrag zuzustimmen“,
sagte Rainer Arnold (SPD). Mit Blick auf
den Beitrag zur Ausbildung der libyschen
Küstenwache räumte Arnold ein, dass es
dabei viel zu kritisieren gebe und vieles

besser werden müsse. Es sei aber zynisch,
darauf zu antworten: „Nur weil es derzeit
schlecht läuft, lassen wir euch das alleine
machen.“
Auf das Ertrinken von mehr als 10.000
Menschen im Mittelmeer reagiere die EU
mit Flüchtlingsabwehr wozu auch die Ope-
ration Sophia gehöre, kritisierte Alexander
S. Neu (Die Linke). Stattdessen, so seine
Forderung, müsse über Fluchtursachen ge-
sprochen werden. Dazu gehöre „der von
Deutschland vorangetriebene Freihandel“.

Mit Blick auf die libysche
Küstenwache sagte Neu,
die EU finanziere „krimi-
nelle Strukturen“. Zivile
Seenotretter würden hinge-
gen kriminalisiert.
Roderich Kiesewetter
(CDU) nannte den Vor-
wurf, die Operation So-
phia sei eine Flüchtlings-
abhaltepolitik, „völlig abs-
trus“. Zugleich forderte er,
die Flüchtlingslager an der
libyschen Küste unter in-
ternationale Aufsicht zu

stellen und plädierte für die Anerkennung
der libyschen Zentralregierung. Es sei wich-
tig, Libyen zu stabilisieren und zugleich
Bleibeperspektiven in den Ländern Afrikas
zu schaffen, betonte Kiesewetter.
Franziska Brantner (Grüne) zog in Zweifel,
ob die Operation Sophia tatsächlich zur
Bekämpfung der Schmuggler führt. „Wenn
man effektiv gegen Schmuggler vorgehen
will, muss man legale Wege für die Men-
schen schaffen“, sagte sie. Auch das im
Mandat enthaltene Training der libyschen
Küstenwache sah Brantner skeptisch. In Li-
byen gebe es derzeit de facto keine Regie-
rung. „Die Küstenwache ist also eine Miliz
von vielen in diesem Land“, sagte Brant-
ner. Götz Hausding T

»Wer gegen
Schmuggler

vorgehen will,
muss legale

Wege
schaffen.«

Franziska Brantner (Grüne)

Sorge vor dem Flächenbrand
BUNDESWEHR II Einsatz vor der Küste Libanons verlängert

Die Bundeswehr wird weiterhin im Rahmen
der UNIFIL-Mission vor der Küste Libanons
patrouillieren. Wie aus dem Antrag der
Bundesregierung hervorgeht (18/12492)
sollen unverändert bis zu 300 Soldaten zwei
Aufgaben übernehmen: „In erster Linie soll
verhindert werden, dass Rüstungsgüter und
sonstiges Wehrmaterial ohne Zustimmung
der libanesischen Regierung in den Libanon
verbracht werden.“ Neben der Seeraum-
überwachung und der Sicherung der seesei-
tigen Grenzen mit Israel sehe der Einsatz
aber „auch die Unterstützung der libanesi-
schen Streitkräfte beim Aufbau von Fähig-
keiten dafür vor, die Küste
und die territorialen Gewäs-
ser des Landes selbstständig
zu überwachen“. Der Antrag
wurde vergangenen Don-
nerstag in namentlicher Ab-
stimmung von 505 Abge-
ordneten angenommen,
59 stimmten dagegen, es
gab sieben Enthaltungen.
Niels Annen (SPD) erinner-
te daran, dass Vertreter der
libanesischen und der israe-
lischen Armee auf Basis des
Mandats zumindest inoffi-
ziell miteinander im Gespräch bleiben wür-
den. Dies sei auch deshalb so wichtig, da
die Hisbollah-Miliz aufrüste und ihre Stel-
lungen im Süden des Libanon wieder aus-
baue. Annen sagte zudem, dass es „quasi
ein Wunder“ sei, dass die staatlichen Struk-
turen des Libanon trotz Aufnahme von ei-
ner Millionen syrischer Flüchtlinge über-
haupt noch intakt seien.
Annette Groth (Die Linke) nannte den Ein-
satz hingegen „unsinnig, überflüssig und
politisch falsch“. Jeder wisse, „dass die Schif-
fe, die vor der libanesischen Küste einge-
setzt werden, keinen Waffenschmuggel un-
terbinden, da Waffen vorwiegend auf dem

Landweg ins Land gelangen“. Groth beklag-
te eine „mangelnde Neutralität“ das Man-
dats: Während der Waffenschmuggel in den
Libanon verhindert werden solle, intensivie-
re die Bundesregierung die Rüstungskoope-
ration mit Israel, das „bereits zweimal
durch Bombardierungen die Infrastruktur
des Libanon zerstört und viele Menschen
getötet hat“.

Ausbildung Johann Wadephul (CDU) wies
darauf hin, dass die Hisbollah neue Beob-
achtungsposten entlang der libanesisch-is-
raelischen Grenze baue. „Allein dadurch,

dass wir die Augen, Ohren
und Mund zumachen nach
dem Motto ‚Nichts sehen,
nichts hören, nicht sagen‘,
wird man diesen aggressi-
ven Kräften nicht Einhalt
gebieten.“ Der Einsatz be-
stehe zudem in der Ausbil-
dungsunterstützung der li-
banesischen Armee – einer
„überkonfessionellen Kon-
stante“ und „verbindende
Klammer“ in einem Land
„mit einer breiten religiösen
und ethnischen Vielfalt“.

Der Einsatz sei ein Beitrag zur Stärkung der
„staatlichen Funktion des Libanon“.
Agnieszka Brugger (Grüne) bezeichnete das
UNIFIL-Mandat als „unverzichtbaren Bei-
trag dazu, dass es keine weiteren Gewaltes-
kalationen gibt“. Im Libanon herrsche die
Sorge, dass der Krieg in Syrien überspringe.
Das Mandat stelle den Dialog zwischen den
Parteien sich und wirke vermittelnd. „Mir
ist wirklich schleierhaft, wie die Linkspartei
an dieser Stelle von einem Kampfeinsatz
sprechen kann.“ Brugger erinnerte zudem
daran, dass im Libanon jeder vierte Mensch
ein Flüchtling sei. „In keinem Land der Welt
ist die Quote höher.“ Alexander Heinrich T

»Die liba-
nesische Armee

ist eine ver-
bindende über-
konfessionelle
Konstante. «

Johann Wadephul (CDU)

I
hr ehemaliger Schatzkanzler und
Rivale fand nur Stunden nach der
missglückten Neuwahl am 8. Juni
harte Worte für Theresa May. Sie sei
„eine wandelnde Tote und die einzi-
ge Frage ist, wie lange sie in der To-

deszelle sitzt“, lautete George Osbornes
unbarmherziges Urteil. Bald vier Wochen
später ist die Konservative immer noch Re-
gierungschefin und Vorsitzende der Tory-
Partei. Doch wie dünn der Faden ist, an
dem ihre politische Existenz hängt, das hat
die Abstimmung über die Queen’s Speech
gezeigt. Der britischen Regierungschefin
war Ende vergangener Woche die Anspan-
nung ins Gesicht geschrieben, als im Un-
terhaus die Abstimmung über ihr Regie-
rungsprogramm anstand.
Von allen Seiten prasselten Änderungsan-
träge auf die Konservative ein. Sie durfte
keinesfalls eine weitere Niederlage erleiden
angesichts ihrer angeschlagenen Position.
Die wichtigste Abstimmung – die über ihr
zweijähriges Regierungsprogramm – konn-
te sie zwar gewinnen. Mit 323 gegen 309
Stimmen brachte sie ihre Agenda mit ihrer
nun von der Unterstützung der nordiri-
schen Democratic Unionist Party (DUP)
abhängenden Mehrheit durch. Doch ein
Antrag einer Oppositionsvertreterin zwang
May zu einem überraschenden U-Turn, der
ihre Schwäche vor aller Augen offenbarte
und eine seit langer Zeit von Abtreibungs-
aktivisten geforderte Reform plötzlich im
Handstreich zum Regierungsprogramm
machte. Die Labour-Abgeordnete Stella
Creasey hatte den Antrag gestellt, dass
Frauen aus Nordirland Abtreibungen künf-
tig vom staatlichen britischen Gesund-
heitsversorger NHS bezahlt bekommen.

Abtreibungen sind in Nordirland nach wie
vor fast ausnahmslos verboten, weshalb je-
des Jahr rund tausend Frauen legal nach
England reisen, um dort den Eingriff vor-
nehmen zu lassen. Während die NHS die
Kosten für in England lebende Frauen in
der gesetzlich erlaubten Frist von 24 Wo-
chen übernimmt, müssen die Nordirinnen
diese selber tragen.
Diese Ungleichbehandlung geht auf die
Regionalregierung in Bel-
fast zurück, deren Mehr-
heitspartei, erwähnte DUP,
äußerst konservative Wert-
vorstellungen vertritt – und
gegen die Frauenrechtlerin-
nen und Vertreter der Lin-
ken seit Jahrzehnten kämp-
fen. Aber auch vielen Mo-
deraten unter den Konser-
vativen ist sie ein Dorn im
Auge.
Als die Labour-Abgeordne-
te Creasey von den grünen
Polstersitzen aufstand und
in ihrer Ansprache klarmachte, dass sie die
Unterstützung von mindestens 40 Tory-Ab-
geordneten habe, war May das Risiko be-
wusst. Entweder sie nahm die Reform
kurzfristig in ihr Regierungsprogramm auf.
Oder sie spielte mit der Gefahr, dass sie die
ganze Queen’s Speech verlieren würde.
„Wir werden dem Ministerium für Frauen
und Gleichberechtigung die entsprechende
Finanzierung sicherstellen“, verkündete
Schatzkanzler Philip Hammond nur kurze
Zeit später. Eine Million Pfund, umgerech-
net rund 1,15 Million Euro, muss er in sei-
nem Haushalt neu einplanen. Creasey zog
ihren Antrag daraufhin zurück.

Das Beispiel zeigt, wie schnell Theresa May
von nun an bei jeder Gelegenheit in die
Enge getrieben werden kann, wenn ihre ei-
genen Fraktionskollegen Anträge der Op-
position unterstützen. Denn gerade einmal
13 Mandate Vorsprung hat May jetzt noch,
wenn Labour, die Liberaldemokraten, die
schottischen Nationalisten der SNP und
die einzige Abgeordnete der Grünen einen
Oppositionsblock bilden.

Aber nicht nur in London
erzwingt die turbulente po-
litische Lage des König-
reichs überraschende Wen-
dungen. Auch in Edinburgh
vollzog eine Regierungs-
chefin die Kehrtwende. Ni-
cole Sturgeon verkündete,
ihr geplantes zweites Refe-
rendum über eine Unab-
hängigkeit Schottlands vor-
erst auf Eis zu legen. „Wir
werden die Gesetzgebung
für ein weiteres Referen-
dum nicht umgehend ein-

leiten“, sagte Sturgeon. Zunächst wolle
sich ihre Regierung auf den Brexit konzen-
trieren und dazu beitragen, dass der Aus-
stieg aus der Europäischen Union „soft“
abläuft. Will heißen: dass Großbritannien
im Binnenmarkt bleibt.
Sturgeon insistierte zwar, dass ein neuerli-
ches Unabhängigkeitsreferendum noch in
dieser Legislaturperiode, also bis 2021,
stattfinden soll. Aber in Wahrheit ist die
Zustimmung für einen eigenen Staat im
Norden des Königreichs rapide gesunken.
Nur noch 36 Prozent der Schotten spra-
chen sich in einer jüngsten Umfrage für die
Abspaltung aus. Auch das Ergebnis der

Neuwahl demonstrierte Sturgeon klar, dass
die Wähler nicht mit ihrer Politik zufrie-
den sind. Ihre SNP verlor 21 der bisher
56 Sitze im Unterhaus.
Das könnte ein Zeichen dafür sein, dass
die Bürger in unsicheren Zeiten nicht noch
mehr Unwägbarkeiten auf sich laden wol-
len. Denn die Entscheidung zum Brexit
vom Juni 2016 stürzt das Land inzwischen
spürbar in wirtschaftliche Turbulenzen. So
lag die Inflation zuletzt bei 2,9 Prozent,
das Pfund rangiert auf einem historischen
Tiefstand. Die Zentralbank warnt bereits
vor notwendigen Zinserhöhungen. Durch
die Neuwahl hat sich allerdings die politi-
sche Balance im Unterhaus so verschoben,
dass die Art des EU-Ausstiegs eine andere
werden könnte. Theresa May besteht zwar
nach wie vor auf den Abschied aus dem
EU-Binnenmarkt und der Zollunion. Da-
durch will London die Kontrolle über die
Einwanderung zurückgewinnen und die
Freiheit, eigene Handelsverträge abzu-
schließen. Doch seit der Neuwahl sind die
„Remainers“, die gegen den Brexit stimm-
ten, in der Tory-Fraktion in der Überzahl.
Sie könnten sich in der laufenden Legisla-
turperiode mit der Opposition womöglich
gegen die Premierministerin stellen.
Schatzkanzler Hammond, der wegen sei-
ner Warnungen vor einem „harten Brexit“
bis zur Neuwahl von seiner Chefin mehr-
fach abgestraft wurde, hat deutlich Ober-
wasser. Und auch die Stimme der briti-
schen Wirtschaft, die zu einem möglichst
sanften Ausstieg aus der EU drängt, wird
immer lauter. Stefanie Bolzen T

Die Autorin ist Korrespondentin der
„Welt“ in London.

Die Minderheitenregierung zwischen den Konservativen unter Premierministerin Theresa May (links) und der nordirischen „Democratic Unionist Party“ (DUP) unter Arlene Foster
(rechts) hat nur 13 Mandate Vorsprung im britischen Unterhaus. © picture-alliance/ZUMAPRESS
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in London steht. Die politische Existenz
von Premierministerin Theresa May hängt
jedoch an einem dünnen Faden

Theresa May
kann bei jeder
Gelegenheit
schnell in die

Enge
getrieben
werden.
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FÜNF FRAGEN ZUR: ÖSTLICHEN PARTNERSCHAFT

»Wir haben
großes Interes-
se daran, dass
die Staaten
stabiler
werden.«

Herr Krichbaum, Wissen-
schaftler der Freien Universi-
tät Berlin kommen zu dem
Schluss, dass die Östliche
Partnerschaft sich in keinem
der sechs Länder wirklich po-
sitiv auf Frieden, Wohlstand
und Stabilität ausgewirkt
hat. Was ist schief gelaufen?
Hier muss ich widersprechen.
Aus verschiedenen Gründen
konzentriert sich die Östliche
Partnerschaft seit einiger Zeit
hauptsächlich auf die Ukraine,
Georgien und Moldau. In allen
drei Ländern stehen russische
Truppen. Russland tut alles,
um diese Staaten zu destabili-
sieren und ihnen bei der Annä-
herung an die EU Steine in den
Weg zu legen. Trotzdem haben
die Länder in den vergangenen
Jahren positive Reformen auf
den Weg gebracht. Daher kann
ich der Schlussfolgerung nicht
zustimmen, dass die Östliche
Partnerschaft keine positiven
Auswirkungen hat.

Viele der postsowjetischen
Staaten sind wirtschaftlich
stark von Russland abhängig.
Sind die dortigen Eliten auch
vor diesem Hintergrund über-
haupt interessiert an demo-
kratischen Reformen,?

Die Länder müssen selbst ent-
scheiden, welche Form der in-
ternationalen Kooperation sie
wählen, ob sie sich der EU an-
nähern wollen oder der „Eura-
sischen Wirtschaftsunion“ von
Russlands Präsident Wladimir
Putin. In letzterer sind sie vom
Wohl und Wehe Moskaus ab-
hängig, was Russland die ein-
zelnen Länder auch deutlich
spüren lässt.

Kann eine EU-Ostpolitik
ohne die Einbeziehung Russ-
lands erfolgreich sein?
Die EU hat großes Interesse an
konstruktiven Beziehungen zu
Russland. Aber über ihnen liegt
der Schatten der völkerrechts-
widrigen Annexion der Krim
und der Krieg in der Ukraine.
Würde die EU ihre Politik ge-
genüber den Nachbarn vom
russischen Plazet abhängig ma-
chen, wäre das ein Revival der
Breschnew-Doktrin, die postu-
lierte, dass kein Land ohne die
Zustimmung Moskaus eine
Entscheidung für seine Zukunft
treffen darf Aber diese Doktrin
ist so tot, wie Breschnew selbst.

Georgien, die Ukraine
und Moldau betrachten die
Assoziierungsabkommen als

Fahrkarte in die EU. Die
lehnt das aber ab. Hat die Ge-
meinschaft falsche Erwartun-
gen geweckt?
Die Östliche Partnerschaft ist
ein Teil der Europäischen
Nachbarschaftspolitik und in
deren Rahmen gibt es keine
Beitrittsperspektive. Die EU
räumt den Ländern aber die
Chance ein, sich ihren Werten
und auch wirtschaftlich anzu-
nähern. Allerdings hat sich die
EU schon in den vergangenen
30 Jahren stark verändert. Ich
wage daher keine Prognose,
wie sie in den nächsten 30 Jah-
ren aussehen wird.

Welche Schlüsse sollte die
EU aus den Erfahrungen mit
den Partnerschaften ziehen?
Die EU muss die Gelder, die sie
in den Ländern investiert, an
eine strenge Konditionalität
knüpfen. Außerdem müssen
wir die Zivilgesellschaft weiter
stärken. Wir haben großes Inte-
resse daran, dass die Staaten
stabiler werden. Wir können in
der EU nicht sicher leben,
wenn es an unseren Außen-
grenzen rumst und knallt.

Das Gespräch führte
Johanna Metz.

Gunther Krichbaum (CDU),
seit 2007 Vorsitzender des
Europa-Ausschusses
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Angebot mit vielen Missverständnissen
DEBATTE Fraktionen ziehen eine gemischte Zwischenbilanz zur Östlichen Partnerschaft

Die Linke spricht von einem „Scherbenhau-
fen“, die Union von Solidarität - die SPD
warnt vor einer Blockbildung und die Grü-
nen vor einer Achse Berlin-Moskau: Mit
Blick auf das Gipfeltreffen zur Östlichen
Partnerschaft (ÖP) im November 2017 zo-
gen die Abgeordneten ver-
gangene Woche eine Zwi-
schenbilanz der Beziehun-
gen zwischen EU und Ar-
menien, Aserbaidschan,
Georgien, Moldawien,
Ukraine und Weißrussland
Ein Antrag
(18/12942) der Koalitions-
fraktionen CDU/CSU und
SPD zur „entschlossenen
Gestaltung“ und „konse-
quenten Fortsetzung“ dieser
Politik wurde gegen das Vo-
tum der Oppositionsfrak-
tionen Die Linke und
Bündnis 90/Die Grünen
vergangene Woche ange-
nommen (18/12942). Ein Antrag der Lin-
ken (18/12937) zu einer Neuausrichtung
der Östlichen Partnerschaft wurde von den
anderen Fraktionen abgelehnt.
Franz Thönnes (SPD) argumentierte, dass
die EU sich die Verpflichtung aufgelegt ha-

be, für ein stabiles und prosperierendes
Umfeld von Nachbarstaaten zu sorgen, oh-
ne, dass dies gleich eine Beitrittsperspektive
beinhalte. Bei der Östlichen Partnerschaft
sei allerdings „einiges an Realitäten ausge-
blendet“ worden. Die Länder der ÖP seien

nicht nur Nachbarn der EU,
sondern auch Russlands,
„und Russland ist Europas
größte Nachbar“. Es gebe ei-
ne hohe Zahl von Gastarbei-
tern aus den Ländern der
ÖP in Russland, das zudem
häufig zentraler Handels-
partner sei. Thönnes warnte
vor neuen Lagerbildungen
in Europa: „Es darf nicht zu
einer Blockbildung zwi-
schen Europäischer Union
und Eurasischer Union
kommen.“
Andrej Hunko (Die Linke)
kritisierte, dass die Assoziie-
rungsabkommen die Länder

vor die Alternative EU oder Russland und
damit vor eine große Zerreißprobe gestellt
hätten. Dass es in der Ukraine zu den „blu-
tigen Unruhen auf dem Maidan und
schließlich zum verfassungswidrigen Sturz
des Präsidenten Janukowitsch“ gekommen
sei, daran habe auch eine auf Einflussberei-
chen zielende und im Kern neoliberale EU-
Nachbarschaftspolitik einen Anteil. „Die
Politik der Östlichen Partnerschaft ist ein
Scherbenhaufen“, sagte Hunko. Nötig sei
eine Neuausrichtung, die auf Kooperation
ausgerichtet sei – mit den sogenannten

„Zwischenländern“ genauso wie mit Russ-
land. Christoph Bergner (CDU) betonte
hingegen, dass es nicht um Einflussbereiche
gehe, sondern um das EU-Prinzip einer
Nachbarschaft, bei der das gemeinsame,
staatenübergreifende Interesse und Gemein-
wohl gesucht würde. Die Assoziierungsver-
träge seien unter dem Eindruck der „Euro-
maidan-Bewegung“, der Annexion der Krim
und der russischen „hybriden Kriegsfüh-
rung“ im Osten der Ukraine ratifiziert wor-
den. „Wir stehen zur souveränen Entschei-
dung unserer Nachbarstaaten der EU, ihren
eigenen Weg zu gehen und dabei das Leit-
bild der europäischen Nachbarschaftspoli-
tik“ als Orientierung zu nehmen, sagte
Bergner. „Wir sind bereit zur Solidarität.“
Marieluise Beck (Grüne) merkte an, dass je-
des europäische Land laut EU-Vertrag die
Mitgliedschaft beantragen kann. „Es ist
nicht davon die Rede, dass wir Pläne und
Programme machen, um europäische Län-
der draußen zu halten.“ Beck mahnte grö-
ßere Sensibilität im Umgang mit den „Zwi-
schenländern“ an: „Eine Achse Berlin-Mos-
kau, mag sie noch so wohlmeinend sein, ist
historisch unstatthaft und führt zu berech-
tigtem Unbehagen der Länder zwischen
uns.“ Ein Dialog mit Russland müsse im-
mer mit Blick auf diese „Zwischenländer“
geführt werden, „die sich erst spät aus der
Neokolonial- umklammerung der Sowjet-
union befreien konnten“, sagte Beck. „Diese
Länder bezahlten mit ihrer Freiheit für den
Zweiten Weltkrieg, der von Deutschland zu
verantworten ist.“ Alexander Heinrich T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

»Eine Achse
Berlin-Moskau
ist historisch
unstatthaft
und führt zu
Unbehagen.«
Marieluise Beck (Grüne)

E
nde 2002, gut ein Jahr vor der
Aufnahme von zehn mittel-
und osteuropäischen Staaten
in die Europäische Union
(EU), entwarf der damalige
EU-Kommissionspräsident Ro-

mano Prodi seine Vision für das künftige
Beziehungsgeflecht zwischen der erweiter-
ten Gemeinschaft und den östlichen und
südlichen Nachbarn. „Ich wünsche mir ei-
nen ,Ring von Freunden‘ um die Europäi-
sche Union und ihre engsten Nachbarn
herum, von Marokko bis Russland und
zum Schwarzen Meer“, sagte Prodi damals.
Knapp sechs Jahre später, auf dem Brüsse-
ler EU-Gipfeltreffen im Juni 2008, wurde
das Konzept der „Östlichen Partnerschaft“
auf den Weg gebracht. Es war der Start für
ein Projekt, das den geweckten Erwartun-
gen bisher aber nur zum Teil gerecht wer-
den konnte. Ende November, beim fünf-
ten, dann in Brüssel stattfindenden Gipfel
zur Partnerschaft, wollen die Staats- und
Regierungschefs der 28 EU-Länder und der
sechs östlichen Nachbarn ihr neuen
Schwung verleihen.
Damals wie heute hat es die EU mit ganz
unterschiedlich ausgerichteten ehemaligen
Mitgliedern der verflossenen Sowjetunion
zu tun. EU-freundlich zeigen sich die Re-
gierungen Georgiens, Moldaus und der
Ukraine. Mit ihnen hat die EU weitrei-
chende Assoziierungs- und Handelsab-
kommen geschlossen sowie – im Falle der
Ukraine jüngst in Kraft getreten – Abspra-
chen über den visumsfreien Reiseverkehr
getroffen. Armenien und Weißrussland ha-
ben sich inzwischen der von Russland ge-
förderten Eurasischen Wirtschaftsunion
(EWU) angeschlossen. Gleichermaßen auf
Distanz zu EU und EWU bleibt Aserbai-
dschan. Die politische Führung hält diese
Strategie offenbar im Interesse der Unab-
hängigkeit des Landes für angebracht.
Am Ziel, sowohl die Zusammenarbeit zwi-
schen den östlichen Nachbarn als auch de-
ren Beziehungen zur EU zu stärken, hat
sich seit 2008 nichts geändert. Auch wenn
manche Bürger und Politiker in den Nach-
barländern auf einen späteren EU-Beitritt
hoffen, gilt für die „Östliche Partnerschaft“
weiter das von Prodi 2002 formulierte Cre-
do: „Das Ziel des Beitritts ist sicherlich der
mächtigste Auslöser für Reformen, den
man sich vorstellen kann. Aber warum
sollte ein weniger anspruchsvolles Ziel
nicht auch seine Wirkungen entfalten?“

Mit Argusaugen Russland betrachtete die
„Östliche Partnerschaft“ der EU von Be-
ginn an mit Argusaugen. Die Skepsis
schlug kurz vor dem im November 2013 in
der litauischen Hauptstadt Vilnius veran-
stalteten dritten Gipfeltreffen der EU mit
den sechs Partnern in offene Ablehnung
um. Moskau setzte den damaligen ukraini-
schen und russlandfreundlichen Präsiden-
ten Viktor Janukowitsch unter Druck, das
mit der EU ausgehandelte Assoziierungs-
abkommen nicht zu unterzeichnen – und
Janukowitsch gab nach. Während Georgier
und Moldawier in Vilnius die Abkommen
mit der EU paraphierten, lag die Vereinba-
rung mit Kiew nun auf Eis.
Die verweigerte Vertragsunterzeichnung
veränderte die politischen Verhältnisse in
der Ukraine sowie das Verhältnis der EU zu
Russland völlig und löste heftige Demons-
trationen auf dem Kiewer Maidan-Platz
aus. Nach blutigen Auseinandersetzungen,
bei denen mehr als 80 Menschen starben,
ergriff Janukowitsch die Flucht und wurde
für abgesetzt erklärt. Einen Monat später
unterzeichnete die neue ukrainische Füh-
rung das Abkommen. Die EU gestand in

der Hoffnung auf politische Stabilisierung
einseitig Handelserleichterungen und
niedrigere Zölle zu. Auf die aus EU-Sicht
völkerrechtswidrige Annexion der ukraini-
schen Halbinsel Krim und die mit Mos-
kauer Hilfe herbeigeführte dramatische
Zuspitzung in der Ostukraine reagierte die
Gemeinschaft mit jüngst nochmals verlän-
gerten politischen und wirtschaftlichen
Sanktionen gegen Russland.
Obwohl die EU auf den „maßgeschneider-
ten“ Charakter der einzelnen Abkommen
verweist, stellt sich die Frage, ob die „Östli-

che Partnerschaft“ ihren Zweck erfüllt. Das
bis April 2019 laufende internationale For-
schungsprogramm „EU-Strat“ soll Auf-
schluss darüber geben, warum sie nicht zu
den erwünschten Erfolgen bei der Siche-
rung von Frieden, Wohlstand und Stabili-
tät geführt hat. Das von der EU geförderte
und von der Freien Universität (FU) Berlin
koordinierte Projekt mit elf Partnern soll
zudem klären, wie die EU den politischen
und wirtschaftlichen Wandel in der Nach-
barschaft fördern kann.
Der bis Jahresende turnusgemäß amtieren-

de estnische EU-Ratsvorsitz hofft, schon
beim nächsten Gipfeltreffen im November
konkrete Ergebnisse vorweisen zu können.
Ein federführend von der EU-Außenbeauf-
tragten Federica Mogherini erarbeitetes Ar-
beitsprogramm nennt 20 vorrangige Vor-
haben auf vier Gebieten: Wirtschaft und
Handel, Stärkung der Institutionen, Ener-
gie, Verkehr und Umwelt sowie grenzüber-
schreitende Mobilität und Erfahrungsaus-
tausch. „Wir sollten den Gipfel dazu nut-
zen, unserem gemeinsamen Projekt neue
Impulse zu verleihen“, sagt die estnische

EU-Botschafterin Kaja Tael.
Dass der Gipfel nicht, wie sonst üblich, in
Mittel- oder Osteuropa, sondern in Brüssel
stattfindet, sei eine „sehr bewusste Ent-
scheidung“, erklärt Tael. „Das soll belegen,
dass die Östliche Partnerschaft für die ge-
samte EU wichtig ist.“ Die Partnerschaft sei
nicht gegen Moskau gerichtet, betont sie.
Die östlichen Nachbarn hätten ein legiti-
mes Interesse an engen Beziehungen zur
EU und „ein Anrecht, ihre außenpoliti-
schen Ziele zu formulieren“.
Dennoch bestehen Zweifel, inwieweit eine

engere Verzahnung der EU mit den östli-
chen Nachbarn gelingen kann. Die stell-
vertretende ukrainische Außenministerin
Olena Zerkal sprach beim jüngsten Luxem-
burger Ministertreffen zur „Östlichen Part-
nerschaft“ von zwei parallelen Prozessen.
Es gelte zum einen, die Mechanismen der
praktischen Zusammenarbeit – nicht zu-
letzt durch Stärkung der Wirtschaft – zu
nutzen. Zum zweiten strebe man aber
auch eine „tiefere Integration“ in europäi-
sche Strukturen an. Die Frage, ob die
Ukraine den EU-Beitritt beantragen werde,
beantwortete Zerkal indes ausweichend:
„Das ist eine Frage für unseren Präsiden-
ten.“

Haager Referendum Beantwortet haben
sie die EU-Staaten explizit spätestens durch
die auf niederländisches Drängen vorge-
nommenen Klarstellungen zum Assoziie-
rungsvertrag mit der Ukraine. Die Regie-
rung in Den Haag hatte sich genötigt gese-
hen, eine Antwort auf das konsultative Re-
ferendum im April 2016 zu geben, bei dem
rund 61 Prozent der niederländischen Bür-
ger (Beteiligung: 32 Prozent) gegen den
Vertrag gestimmt hatten.
Auf dem EU-Gipfel im Dezember 2016
verabschiedeten die Staats- und Regie-
rungschefs daraufhin eine Zusatzerklärung.
Darin verdeutlichten sie insbesondere, dass
sich aus dem Assoziierungsvertrag mit der
Ukraine kein Anspruch auf einen EU-Bei-
tritt herleiten lasse. Sie bestätigten ferner,
dass das Abkommen weder Sicherheitsga-
rantien für die Ukraine enthalte noch ein
Niederlassungsrecht für Arbeitnehmer in
der EU begründe. Der niederländische Re-
gierungschef Mark Rutte argumentierte,
dass ein Scheitern des Deals „das größte
Geschenk“ für Moskau gewesen wäre.
Daraufhin stimmte auch der slowakische
Regierungschef Robert Fico schließlich ei-
ner zeitlichen Ausdehnung der gegen Russ-
land 2014 verhängten EU-Wirtschaftssank-
tionen um sechs Monate zu. Auch die
weißrussische Regierung schien auf etwas
größere Distanz zu Moskau zu gehen. So
saß der autoritär regierende Präsident Ale-
xander Lukaschenko am Verhandlungs-
tisch, als im Februar 2015 mit Russland
und der Ukraine die Minsker Vereinbarun-
gen zur Befriedung des Konflikts im Osten
des Landes getroffen wurden. Die EU ent-
schied daraufhin – und wegen der Freilas-
sung politischer Gefangener –, die gegen
Weißrussland wegen andauernder Grund-
rechtsverletzungen verhängten Sanktionen
zu suspendieren.

Unbequeme Fragen Das Verhältnis der
EU zum Regime in Weißrussland ist den-
noch nach wie vor nicht frei von Irritatio-
nen, wie auch das jüngste Luxemburger
Treffen bestätigte. Außenminister Wladi-
mir Makei erinnerte dort an die Rolle, die
sein Land bei der Bekämpfung der illega-
len Migration in die EU übernommen ha-
be. Allein an der rund 1.200 Kilometer
langen gemeinsamen Grenze mit der EU
seien tausend Personen aufgegriffen wor-
den. Zugleich gestand Makei zu, dass es in
der Frage der Achtung von Grundrechten
einen Dissenz mit der EU gebe. Er sicherte
zu: „Wir sind bereit, über die unbeque-
men, sensiblen Fragen zu sprechen. Sollten
wir die unbequemen Themen meiden wol-
len, werden wir niemals die Probleme lö-
sen können, die noch in unseren Bezie-
hungen zur Europäischen Union beste-
hen.“ Michael Stabenow T

Der Autor ist Korrespondent
der FAZ in Brüssel.

Ukrainer malen eine riesige EU-Fahne auf das Obolonskaya-Ufer in Kiew und feiern damit die am 11. Juni in Kraft getretene Visaliberalisierung für ihr Land. © picture-alliance/AA

Heikle Nachbarn
EUROPA Die Beziehungen zu den postsowjetischen Staaten im Osten gestalten
sich schwieriger als gedacht. Im Herbst soll ein Gipfel neuen Schwung bringen
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Strittiges
Abkommen
ENTWICKLUNG Mit den Stimmen der Ko-
alitionsfraktionen CDU, CSU und SPD hat
der Entwicklungsausschuss in der vergan-
genen Woche einen Antrag (18/12548) der
Fraktion Die Linke abgelehnt, der die Aus-
setzung des Globalabkommens mit Mexi-
ko vorsieht. Nach Ansicht der Linken droht
das 1997 in Kraft getretene Freihandelsab-
kommen, über dessen Aktualisierung seit
2015 verhandelt wird, die Situation in dem
Land weiter zu verschlechtern.
Mexiko sei ökonomisch, sozial und men-
schenrechtlich in einer äußerst prekären
Lage, betonte ein Vertreter der Fraktion.
Deshalb dürfe es kein Weiter-so in der
Handelspolitik geben, sondern es sei eine
Neuorientierung notwendig. Es gelte, die
Armut zu bekämpfen und die Lage der
Menschenrechte zu verbessern.
Die Grünen warfen Bundesregierung und
EU vor, mit ihren Handelsverträgen die
nachhaltigen Entwicklungsziele (SDGs),
die Klimaziele von Paris und die Beschlüs-
se der UN-Konferenz zur Entwicklungsfi-
nanzierung in Addis Abeba (Äthiopien) zu
konterkarieren.
Ein Vertreter der SPD forderte, verbindliche
Überprüfungs-, Beschwerde- und Sankti-
onsmechanismen im Globalabkommen
festzuschreiben, um Verstöße multinatio-
naler Konzerne gegen die Menschenrechte
ahnden zu können.
Die Ansicht der Linken, der Freihandel sei
Ursache und nicht Lösung der Probleme,
teilte einer Unionsvertreter ausdrücklich
nicht. Mit dem wirtschaftlichen Aufbau des
Landes verbessere sich auch die Lebenssi-
tuation der Menschen, urteilte er. joh T

Stunde der Neulinge
FRANKREICH Nach den Wahlen hat sich das Gesicht der Nationalversammlung stark verändert

Z
u Beginn war alles wie im-
mer: Trommelwirbel, Repu-
blikanische Garde und ein
Alterspräsident, der die Sit-
zung eröffnete. Doch der
erste Eindruck täuschte,

denn die neue französische Nationalver-
sammlung ist anders als ihre Vorgänger.
Jünger, weiblicher und vor allem mit vie-
len Parlamentsneulingen besetzt. 415 der
577 Abgeordneten betraten
vergangene Woche zum
ersten Mal das Palais Bour-
bon. „Man erkennt einzel-
ne bekannte Gesichter wie
Überlebende eines Tsuna-
mis“ schrieb die Zeitung
„Libération“.
Zu den bekannten Persön-
lichkeiten zählt der neue
Präsident der Assemblée
Nationale, François de Ru-
gy. Der einstige Grünen-Po-
litiker ist seit zehn Jahren
Abgeordneter und war zu-
letzt Vizepräsident der ersten Parlaments-
kammer. Im Juni wurde er für La Républi-
que en Marche (LREM), die Partei von Prä-
sident Emmanuel Macron, mit 66 Prozent
der Stimmen in die Nationalversammlung
gewählt. LREM hat mit 309 Mandaten die
absolute Mehrheit im Parlament.
Die Präsidentenpartei bekommt es mit ei-
ner lautstarken Opposition zu tun, denn

sowohl die Chefin des rechtspopulisti-
schen Front National (FN), Marine Le Pen,
als auch der Linksaußen Jean-Luc Mélen-
chon zogen in das neue Abgeordnetenhaus
ein. Sie gaben bereits in der konstituieren-
den Sitzung einen Vorgeschmack auf die
neue Legislaturperiode: Nach der Wahl Ru-
gys zum Präsidenten verweigerten ihre Ab-
geordneten den Applaus und blieben de-
monstrativ sitzen. Mélenchons Bewegung

La France Insoumise (FI)
machte klar, dass sie auch
außerhalb des Palais Bour-
bon gegen die Politik des
Präsidenten protestieren
will. Noch vor Sitzungsbe-
ginn zeigten sich die Abge-
ordneten bei einer De-
monstration gegen die Re-
form des Arbeitsrechts am
Invalidenplatz. „Wir kom-
men von der Straße und
kehren bei der ersten Gele-
genheit dorthin zurück“,
kündigte Mélenchon an.

Um auch im Parlament aufzufallen, be-
schloss seine Fraktion einen Verstoß gegen
die Kleiderordnung und erschien zur ers-
ten Sitzung ohne Krawatte.

»Kein Ort der Provokation« Eine Ent-
scheidung, die Ruby bereits zu einer ersten
Ermahnung veranlasste: „Die Nationalver-
sammlung sollte kein Ort der Provokation

sein und keine Theaterbühne für Aus-
schreitungen und Lächerlichkeit“, sagte der
43-Jährige in seiner Eröffnungsrede. Der
nüchtern wirkende frühere Vize-Bürger-
meister von Nantes erinnerte die Abgeord-
neten daran, dass sie mit einer schwachen
Wahlbeteiligung von nur 42,6 Prozent ins
Palais Bourbon gewählt wurden. „Erstmals
seit Beginn der Fünften Republik ist die na-
tionale Vertretung das Ergebnis der Wahl
einer Minderheit der Fran-
zosen.“ Auch deshalb will
Rugy die Parlamentswahlen
reformieren, bei denen bis-
her das reine Mehrheits-
wahlrecht gilt. Der FN, der
landesweit auf rund
13 Prozent der Stimmen
kam, zog deshalb nur mit
acht Abgeordneten in die
Nationalversammlung ein
und verpasste den Frakti-
onsstatus.
Dennoch verzeichnet die
Nationalversammlung eine
Rekordzahl von sieben Fraktionen. Nicht
mehr wiederzuerkennen sind die Sozialis-
ten, die in der alten Volksvertretung noch
mehr als 200 Abgeordnete hatten und nun
nur noch mit 31 Parlamentariern vertreten
sind. Auch die konservativen Republikaner
mussten Federn lassen, bilden mit hundert
Abgeordneten aber die größte Oppositi-
onspartei. Sie verloren allerdings einige

Parlamentarier, die mit Macron zusam-
menarbeiten wollen und deshalb zusam-
men mit anderen die Fraktion der „Kon-
struktiven“ gründeten. Bei der Vergabe
wichtiger Posten stellten die 36 Abweichler
eigene Kandidaten auf, die mit Unterstüt-
zung von LREM den „echten“ Republika-
nern beispielsweise das prestigeträchtige
Amt des Quästors streitig machten.
Macrons LREM besteht aus vielen Novizen,

die zum ersten Mal Politik
machen. Parteiinterne Wi-
derstände, wie sein sozialis-
tischer Vorgänger François
Hollande sie erlebte, muss
der Präsident offenbar
nicht befürchten. „Die ‚Ma-
cronisten‘ werden, wenn
die internen Debatten be-
endet sind, mit einer Stim-
me sprechen und votie-
ren“, versicherte Fraktions-
chef Richard Ferrand. Was
der Staatschef in den
nächsten Monaten vorhat,

will er dem Kongress erörtern, der in Ver-
sailles zusammenkommen soll. Eine sol-
che gemeinsame Sitzung von Nationalver-
sammlung und Senat ist für den Präsiden-
ten die einzige Möglichkeit, zu den Abge-
ordneten zu sprechen. „Der Präsident will
sich noch vor der Sommerpause an die
Franzosen richten“, rechtfertigten seine
Mitarbeiter die Zeremonie, die in den ver-

gangenen neun Jahren erst zweimal veran-
staltet wurde. Zuletzt sprach Hollande im
November 2015 nach den Anschlägen in
Paris vor dem Kongress. Dass Macron nun
nach nur zwei Monaten im Amt ebenfalls
im Schloss Versailles auftritt, wird von der
Opposition kritisch gesehen. Denn der
Präsident düpiert damit seinen Regierungs-
chef Edouard Philippe, der einen Tag nach
ihm seine Regierungspolitik vor der Natio-
nalversammlung erörtern will.

Erstes Projekt auf dem Weg In groben
Zügen sind Macrons Vorhaben bereits be-
kannt. Ein erstes Projekt brachte der sozial-
liberale Staatschef schon auf den Weg: die
Reform des Arbeitsrechts. Arbeitgebern will
Macron mehr Spielraum bei Anstellung
und Kündigung von Mitarbeitern gewäh-
ren. Ende Juli sollen die Parlamentarier
über ein Gesetz debattieren, das es dem
Präsidenten erlaubt, seine Arbeitsrechtsre-
form mit Verordnungen umzusetzen. Ma-
cron will so langwierige Debatten vermei-
den, wie er sie als Minister mit seinem Ge-
setz zur Ankurbelung der Wirtschaft erlebt
hatte. Allerdings muss der sozialliberale
Staatschef mit Widerstand von anderer Sei-
te rechnen: Für den 12. September hat die
Gewerkschaft CGT zu einem Aktionstag
aufgerufen. Christine Longin T

Die Autorin ist freie
Korrespondentin in Paris.

Die Assemblée nationale – hier bei der Konstituierung in der vergangenen Woche – ist das Unterhaus des französischen Parlaments. Seinen Sitz hat sie im Palais Bourbon in Paris. © picture-alliance/Thomas Padilla/MAXPPP/dpa

»Man erkennt
bekannte

Gesichter wie
Überlebende

eines
Tsunamis.«

Tageszeitung „Liberation“

Anzeige

»Die
Macronisten
werden mit

einer Stimme
sprechen und

votieren.«
Richard Ferrand,

Fraktionschef der LREM

Warnung vor
Hungersnot
MENSCHENRECHTE Der neue Direktor des
Welternährungsprogramms (WFP) der Ver-
einten Nationen, David Beasley, spricht an-
gesichts der Hungerkrisen auf dem afrikani-
schen Kontinent von der „größten humani-
tären Katastrophe seit dem Zweiten Welt-
krieg“. Mindestens 20 Millionen Menschen
litten derzeit in Nigeria, Somalia, im Südsu-
dan und im Jemen an Hunger. Allein 1,4
Millionen Kinder gelten als „ernsthaft un-
terernährt“; 600.000 von ihnen könnten
ohne rasche Hilfe verhungern, sagte Beasley
vergangene Woche im Menschenrechtsaus-
schuss. Beasley zog einen Vergleich zur
Hungersnot in Ostafrika in den Jahren 2011
und 2012. Damals kamen 260.000 Men-
schen ums Leben.
Beasly verwies auf den Zusammenhang von
Hunger und Migration: Mit jedem Prozent
einer hungernden Bevölkerung wachse der
Anteil der Flüchtlinge um zwei Prozent. Ne-
ben dem Problem der finanziellen Ausstat-
tung des Welternährungsprogramms kom-
me in den Krisengebiete hinzu, dass häufig
der Zugang wegen der Sicherheitslage, feh-
lender Infrastruktur oder extremen Wetterla-
gen nicht möglich oder erschwert sei.
Beasly, einst republikanischer Gouverneur
des US-Bundesstaates South Carolina, zeigte
sich zuversichtlich, dass die USA ihre Hilfe
für das Welternährungsprogramm unter
Präsident Donald Trump fortsetzt, „weil es
im nationalen Sicherheitsinteresse der USA
ist, und weil es richtig ist“. Wer Hungerhilfe
finanziere, tue etwas gegen Extremismus
und Flucht und deren Folgeprobleme.
990 Millionen US-Dollar seien jetzt im ak-
tuellen Haushalt vorgesehen, sagte Beasly
und betonte: „Die USA werden weiter ein
wichtiger Partner sein.“ ahe T

»Primat des Politischen«
AUSWÄRTIGES Bundesregierung legt Leitlinien zur Krisenprävention vor. Die Opposition spricht von vagen Absichtserklärungen

Für Außenminister Siegmar Gabriel (SPD)
ist das Papier ein „Kompass für eine mo-
derne Friedensdiplomatie“ – die Oppositi-
on hingegen spricht von einer „großen
Enttäuschung“. Unter dem Titel „Krisen
verhindern, Konflikte bewältigen, Frieden
befördern“ verpflichtet sich die Bundesre-
gierung mit ihren Leitlinien auf internatio-
nale Konfliktprävention und Friedensför-
derung. „Die Förderung des Friedens in
der Welt gehört vor dem Hintergrund un-
serer historischen Erfahrung zu den zen-
tralen Staatszielen, die das Grundgesetz
deutscher Politik vorgegeben hat“, heißt es
in den als Unterrichtung (18/12813) vor-
liegenden Leitlinien. Sie sollen das Weiß-
buch zur Sicherheitspolitik „um den ge-
samten Instrumentenkasten zur Verfol-
gung unserer Ziele – von der Krisenprä-
vention über Stabilisierung, Konfliktbe-
wältigung und Wiederaufbau bis hin zur
langfristigen Förderung von Frieden und
nachhaltiger Entwicklung“ ergänzen.

Zielsetzungen Gabriel sprach in der De-
batte am vergangenen Freitag von „realisti-
schen Zielsetzungen“: Aus Krisenländern
würden nicht über Nacht stabile Demo-
kratien. Die Leitlinien markierten einen
„Primat des Politische“ und skizzierten,
mit welchen Mitteln Deutschland einen

Beitrag dazu leisten wolle und könne, dass
Gewalt weltweit nicht noch mehr um sich
greife. „Wir dürfen uns nicht überschät-
zen, aber eben auch nicht unterschätzen.“
Gabriel forderte zudem, mehr über „offen-
sive Abrüstungsangebote“ in Europa zu
sprechen. Im Zusammenhang mit dem
Zwei-Prozent-Ziel der Nato sei es nicht
klug, mit einer
Politik „mitzu-
laufen“, die Mi-
litärausgaben
erweitern und
Mittel für Ent-
wicklungszu-
sammenarbeit
und Krisenprä-
vention kürzen
wolle.
Kathrin Vogler
(Die Linke) wollte in den Leitlinien „viele
schöne Worte“, wenn es aber konkret wer-
de, folge diesen Worten nichts. Weder kor-
rigiere die Bundesregierung den Weg in ei-
ne neue Aufrüstung, noch ändere sie etwas
an ihrer Praxis der Rüstungsexporte selbst
in Länder wie Saudi-Arabien und Katar.
Der Vorrang des Zivilen vor dem Militäri-
schen sei „durch lauter Konjunktive abge-
schwächt“, sagte Vogler. „Sie propagieren
weiter die Ausplünderung des globalen Sü-

dens unter dem Etikett des Freihandels.“
Der Aktionsplan Zivile Krisenprävention
im Jahre 2004 sei ein Meilenstein gewe-
sen. „Die neuen Leitlinien schreiben nur
das fest, was die Bundesregierung ohnehin
tut.“
Jürgen Hardt (CDU) bezeichnete den „ver-
netzten Ansatz“, der diplomatische, ent-

wicklungspoliti-
sche, humanitä-
re, rechtstaatli-
che und militäri-
sche Maßnah-
men bündele,
ein Markenzei-
chen deutscher
Sicherheitspoli-
tik, der auch ein
Markenzeichen
der EU werden

solle. „Militärische Maßnahmen allein
sind niemals in der Lage, dauerhaften Frie-
den zu bringen.“ Hardt erinnerte daran,
dass Deutschland in diesem Jahr zum ers-
ten Mal das Ziel erfülle, 0,7 Prozent seines
Bruttonationaleinkommens für die Ent-
wicklungszusammenarbeit bereitzustellen.
„Lange bevor Donald Trump am Horizont
erschien“ habe sich die Nato 2014 darauf
verständigt, das jedes Mitglied zwei Pro-
zent für Verteidigung ausgeben solle. Da-

ran müsse sich auch Deutschland halten.
Hardt schlug vor, dass jedem zusätzlichen
Euro für Verteidigung ein zusätzlicher
Euro für zivile Maßnahmen folgen sollte.

Polizeimissionen Franziska Brantner (Grü-
ne) mochte nur „vage Absichtserklärun-
gen“ in den Leitlinien entdecken. Frie-
densengagement brauche „Expertise, Per-
sonal, Geld, politischen Willen und vor al-
lem einen langen Atem“. Die Leitlinien
drückten sich um die Frage, wie viel die
Bundesregierung bis wann und mit wel-
chen Mitteln erreichen wolle. Unter den
rund 13.000 Polizisten in Polizeimissio-
nen der Vereinten Nationen seien heute
nur 32 deutsche Beamte. Besonders kriti-
sierte Brantner, dass das Auswärtige Amt
sich die Ressortabstimmung bei der Kri-
senprävention künftig mit dem Verteidi-
gungsministerium zu teilen hätte. Das ha-
be mit dem behaupteten „Primat des Poli-
tischen“ nichts zu tun und sei eine Enttäu-
schung. Alexander Heinrich T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

»Friedensengagement
braucht Expertise,
Geld, politischen
Willen und vor allem
einen langen Atem.«
Franziska Brantner (Grüne)
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AUFGEKEHRT

Merkel
räumt ab

Der Union droht neuer Streit
über die Vergemeinschaftung
von Schulden in der Eurozone.
CDU-Chefin und Bundeskanz-

lerin Angela Merkel ist vom Nein ihrer Par-
tei zu Eurobonds abgerückt und will die
Entscheidung offenbar jedem einzelnen
Abgeordneten überlassen. „Ich möchte die
Diskussion mehr in die Situation führen,
dass es eher in Richtung einer Gewissens-
entscheidung ist, als dass ich jetzt per
Mehrheitsbeschluss irgendwas durchpau-
ke“, sagte Merkel auf einer Veranstaltung
der Illustrierten „Goldene Revue“ in Ber-
lin. Bei einer Abstimmung ohne Fraktions-
zwang gilt eine Mehrheit für Eurobonds
als sicher. Grüne, Linke und SPD hatten in
den vergangenen Jahren mehrfach finan-
zielle Entlastungen für Euro-Krisenländer
wie Italien, Spanien und Portugal und ei-
nen Schuldenschnitt für Griechenland ge-
fordert. Merkel sagte, sie nehme dies „zur
Kenntnis“. Sie sei aber „ein bisschen be-
kümmert“, dass dieses Thema Gegenstand
von „Parteitagsbeschlüssen und plakativen
Dingen“ sei. Vertreter von SPD, Linken
und Grünen reagierten verstört auf Mer-
kels Entscheidung. „Dass die Union unsere
Forderung übernimmt, war aber so nicht
gedacht im Wahlkampf“, hieß es aus der
SPD-Zentrale.
Merkel wurde die Frage nach Eurobonds
bei der „Goldene Revue“-Veranstaltung
von einer Zuhörerin gestellt. Die Kanzle-
rin schilderte eine Erfahrung aus ihrem
Wahlkreis Stralsund, wo ein lesbisches
Paar acht Eurobonds halte, sieben niedli-
che Kätzchen pflege und von sechs stadt-
bekannten Nazis regelmäßig bedrängt
werde. Wenn der Staat einem homosexu-
ellen Paar Eurobonds erlaube, „kann ich
nicht mehr ganz so einfach mit der Frage
der Staatsverschuldung argumentieren“,
sagte Merkel. „Das sind Dinge, die mich
sehr beschäftigen.“ Alexander Heinrich T

VOR 60 JAHREN...

Banken
verschmolzen
4.7.1957: Bundesbankgesetz verab-
schiedet Die zweite und dritte Lesung
des Gesetzes war eine Sache von Minu-
ten: Das Plenarprotokoll vom 4. Juli
1957 verzeichnet keine Wortmeldungen,
einige Änderungsanträge wurden durch-
gewunken. Am Ende verabschiedete der
Bundestag das Gesetz über die Deutsche
Bundesbank einstimmig. Die Gründung
der Bundesbank war aber keine Erfin-

dung des Parlaments. Schon das Grund-
gesetz sah eine „Währungs- und Noten-
bank als Bundesbank“ vor. 1957 kamen
die Abgeordneten diesem Auftrag nach.
Sie verschmolzen die Landeszentralban-
ken und die Berliner Zentralbank mit
der Bank deutscher Länder, die damit
zur Bundesbank mit einem Grundkapi-
tal von 290 Millionen D-Mark wurde.
Vermögen und Schulden der Zentral-
banken gingen auf die neue Bank über.
Am 1. August nahm die Bundesbank ih-
re Arbeit auf. Wichtigster Auftrag: die
Währung sichern. Dass dies gelang, wie
die Stabilität der D-Mark zeigte, lag auch
an der Unabhängigkeit der Bundesbank
von politischen Weisungen. Die Alliier-
ten hatten ihre Weisungsrechte gegen-
über der Bank deutscher Länder 1951
aufgegeben; sie wurden nie auf die Bun-
desregierung übertragen. So konnte die
Bundesbank der Preisstabilität Vorrang
vor populäreren wirtschaftspolitischen
Zielen geben. Bereits 1950 hatte Wil-
helm Vocke, damals Präsident des Direk-
toriums der Bank deutscher Länder, ge-
schrieben: „Die Kardinalfrage der Wäh-
rung ist die der Unabhängigkeit der No-
tenbank.“ 1957 übernahm Vocke mit
Karl Bernard – bislang Präsident des
Zentralbankrats – die Leitung der Bun-
desbank. Benjamin Stahl T

Wilhelm Vocke, Präsident des Direktori-
ums der Bank deutscher Länder
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Zur Ausgabe 26 vom 26. Juni 2017, »De-
battendokumentation« zum Antisemi-
tismusbericht auf den Seiten 1 bis 5:
Die Debattendokumentation zur 239. Sit-
zung des 18. Deutschen Bundestages be-
ginnt mit der zündenden Überschrift:
„Kampf gegen Antisemitismus gehört zu
unserer Staatsräson“. Was unter „Antisemi-
tismus“ fällt, darüber gibt es einen breiten
Konsens. Doch die Ränder sind unscharf.
Wer das Gedenken an die Opfer der NS-
Rassenpolitik ablehnt, setzt sich dem Ver-
dacht aus, für Antisemitismus zugänglich
zu sein. Gilt das auch für jene, die bei his-
torischen Betrachtungen das geistige Ver-
mächtnis der jüdischen Opfer ausblenden?
Auch wenn wir die Frage verneinen, die
Respektlosigkeit ist anstößig.
Nur ein Beispiel: Vor zwei Jahren wurde
ein NS-Dokumentationszentrum München

auf dem Gelände des ehemaligen Braunen
Hauses eröffnet. Wer darin eine Antwort
auf die Frage sucht, wie sich die nichtjüdi-
schen Bewohner Münchens 1933-1945
den Juden gegenüber benommen haben,
sucht vergebens. Etliche Opfer werden zwar
abgebildet, kommen aber nicht zu Wort,
obwohl es sie in beachtlicher Zahl gibt (ich
zähle 46) und sie bitten: „Ihr sollt die
Wahrheit erben!“ (Buchtitel der Auschwitz-
überlebenden Anita Lasker-Wallfisch) Wür-
de man diese Zeugen berücksichtigen, er-
gäbe sich ein anderes Bild der Stadt.

Konrad Löw
Baierbrunn

Zur Ausgabe 26 vom 26. Juni 2017:
In den redaktionellen Beiträgen sowie in
der Debattendokumentation verwenden
Sie Abkürzungen, die in keinem Lexikon

zu finden sind. Sie werden manchmal
sinngemäß erläutert. Es wird jedoch oft
nicht wörtlich wiedergegeben, wofür die
Abkürzung eigentlich steht. Die Ver-
ständlichkeit eines Textes ist auch da-
durch beeinträchtigt, dass anglophone
Begriffe ohne nähere Erläuterung über-
nommen werden. „Das Parlament“ hat
bereits viele Verbesserungen in puncto
Lesbarkeit und Aufmachung realisiert,
aber manchmal scheint noch ein wenig
Feinarbeit nötig zu sein.

Gerhard Rust
Ulm

Zur Ausgabe 23-25 vom 6. Juni 2017,
»Geschlagen und genötigt« auf Seite 6:
Vielen Dank für den aufschlussreichen
Bericht zur Istanbul-Konvention. Darin
wird die CDU-Politikerin Christina

Schwarzer mit den Worten zitiert: „Häus-
liche Gewalt gegen Frauen ist immer
noch ein Tabuthema“. Wie Frau Schwar-
zer zu diesem Eindruck gekommen ist,
ist mir nicht bekannt. Jedoch kann ich
die Ansicht nicht teilen. Vielmehr stelle
ich fest, dass dies sehr wohl nicht nur in
den Medien thematisiert wird. Auch in
Kindergärten, Behörden, Polizeidienst-
stellen etc. liegt Informationsmaterial
zum Thema aus. Die darin beworbenen
Hilfsangebote haben eines gemeinsam:
Sie richten sich fast ausschließlich an
Frauen. Die wenigen staatlich geförder-
ten Hilfsangebote für Männer beziehen
sich auf Anti-Aggressions-Programme.
Hilfsangebote für Männer als Opfer
häuslicher Gewalt werden praktisch
nicht thematisiert. Wenn überhaupt mal
auf das Thema eingegangen wird, wer-
den Fragende mit der falschen These ab-
gespeist, dass es hierzu keinen Bedarf gä-
be, da diese Form der Gewalt nicht, oder
nicht nennenswert, vorkäme. Aufgrund
einer weitgehenden Tabuisierung des
Themas wissen nur gut Informierte oder
Betroffene, welchem Dilemma ein
Mann, der sich mit einer gewalttätigen
Frau auseinandersetzen muss, ausgelie-
fert ist. Die Erfahrungen Betroffener sind
vielfältig: von einer Verweigerung der
Strafanzeige bei der Polizei bis zu einem
Wohnungsverweis nach dem Gewalt-
schutzgesetz. Letztere werden auch gegen
Männer ausgesprochen, die die Polizei
zum eigenen Schutz gerufen haben.

Thomas Zeinert
per Email
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Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik?
Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1
11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung
der Redaktion wieder. Die Redaktion
behält sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das
Parlament“ erscheint am 24. Juli.

PERSONALIA

>Anke Fuchs
Bundestagsabgeordnete 1980-2002,
SPD
Anke Fuchs wird am 5. Juli 80 Jahre alt. Die
Juristin aus Hamburg, Tochter des dortigen
Ersten Bürgermeisters Paul Nevermann, trat
1956 der SPD bei. Von 1979 bis 2001 gehör-
te sie dem Parteivorstand und von 1986 bis
1991 dem Parteipräsidium an. Als SPD-Bun-
desgeschäftsführerin amtierte Fuchs von
1987 bis 1991. Von 1977 bis 1980 war sie
Staatssekretärin im Bundesministerium für
Arbeit und Sozialordnung und danach bis
April 1982 dort Parlamentarische Staatsse-
kretärin. Bundeskanzler Schmidt berief sie
anschließend zur Bundesministerin für Ju-
gend, Familie und Gesundheit. Im Oktober
1982 schied sie aus dem Amt. Von 1998 bis
2002 war sie Vizepräsidentin des Bundes-
tags. Von 2003 bis 2010 stand Fuchs an der
Spitze der Friedrich-Ebert-Stiftung.

>Georg Gallus
Bundestagsabgeordneter 1970-1994,
FDP
Am 6. Juli vollendet Georg Gallus sein
90. Lebensjahr. Der Agraringenieur und
Landwirt aus Hattenhofen im Kreis Göppin-
gen trat 1952 der FDP bei, war von 1956 bis
1972 Gemeinderat und von 1959 bis 1979
Mitglied des Kreistags. 13 Jahre amtierte
Gallus als stellvertretender FDP-Vorsitzen-
der in Baden-Württemberg, gehörte von
1974 bis 1986 dem Bundesvorstand und
von 1988 bis 1990 dem FDP-Bundespräsidi-
um an. Gallus war von 1976 bis 1993 Parla-
mentarischer Staatssekretär beim Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und
Forsten. 2012 verließ er die FDP.

>Andreas von Bülow
Bundestagsabgeordneter 1969-1994,
SPD
Am 17. Juli wird Andreas von Bülow 80 Jah-
re alt. Der promovierte Jurist und Anwalt
schloss sich 1960 der SPD an und war von
1968 bis 1975 Vorsitzender des Kreisver-
bands Balingen. Bülow amtierte von 1976
bis 1980 als Parlamentarischer Staatssekre-
tär beim Bundesminister für Verteidigung
und von November 1980 bis Anfang Okto-
ber 1982 als Bundesminister für Forschung
und Technologie. In seiner Amtszeit förderte
er den Einsatz der Mikroelektronik in der
Wirtschaft und schränkte die alleinige
staatliche Finanzierung des „Schnellen Brü-
ters“ in Kalkar ein. Bülow widmete sich
nach seiner Ministerzeit verteidigungspoliti-
schen und geheimdienstlichen Themen und
tritt als Buchautor in Erscheinung.

>Hedda von Wedel
Bundestagsabgeordnete 1990-1993,
CDU
Hedda von Wedel wird am 18. Juli 75 Jahre
alt. Die promovierte Juristin trat 1972 der
CDU bei. Von 1983 bis 1990 war sie Staats-
sekretärin im niedersächsischen Landwirt-
schaftsministerium. Im Bundestag gehörte
sie dem Ausschuss für Landwirtschaft, Er-
nährung und Forsten an. Von 1993 bis 2001
war von Wedel Präsidentin des Bundesrech-
nungshofs und von 2002 bis 2007 Mitglied
des Europäischen Rechnungshofs.

>Otto Schily
Bundestagsabgeordneter 1983-1986,
1987-1989, Die Grünen, 1990-2009,
SPD
Otto Schily begeht am 20. Juli seinen
85. Geburtstag. Der aus Bochum gebürtige
Rechtsanwalt, der bereits in jungen Jahren
als Verteidiger verschiedener RAF-Mitglie-
der bekannt wurde, war 1980 Mitbegründer
der Bundespartei „Die Grünen“. Schily,
Wortführer des realpolitischen Flügels und
Befürworter einer möglichen Koalition mit
der SPD, verließ Ende 1989 die Partei, legte
sein Bundestagsmandat nieder und trat der
SPD bei. Von 1994 bis 1998 war er stellver-
tretender Vorsitzender seiner Bundestags-
fraktion und danach bis November 2005
Bundesinnenminister. In diesem Amt setzte
er sich für eine verschärfte Sicherheits- und
Überwachungspolitik ein und verlangte grö-
ßeren Einfluss des Bundes. Als Alterspräsi-
dent leitete er die konstituierende Sitzung
des 15. und 16. Bundestags.

>Martin Patzelt
Bundestagsabgeordneter seit 2013,
CDU
Am 23. Juli wird Martin Patzelt 70 Jahre alt.
Der Diplom-Sozialpädagoge und langjähri-
ge Leiter eines katholischen Kinder- und Ju-
gendheims aus Briesen/Kreis Oder-Spree, ar-
beitete 1989 im Neuen Forum, dann im De-
mokratischen Aufbruch mit und trat 1990
der CDU bei. Von 1994 bis 2002 war er Bei-
geordneter in Frankfurt/Oder und danach
bis 2010 Oberbürgermeister. Im Bundestag
wirkt Patzelt im Ausschuss für humanitäre
Hilfe sowie im Ausschuss für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend mit.

>Jürgen Rochlitz
Bundestagsabgeordneter 1994-1998,
Die Grünen
Jürgen Rochlitz wird am 24. Juli 80 Jahre
alt. Der promovierte Chemiker und Profes-
sor an der Fachhochschule für Technik in
Mannheim war 1980 Mitbegründer einiger
Kreisverbände seiner Partei und gehörte
von 1992 bis 1994 Gremien auf Kreis- und
Landesebene an. Von 1988 bis 1992 saß er
im Landtag Baden-Württemberg. Im Bun-
destag war Rochlitz stellvertretender Vorsit-
zender des Umweltausschusses. bmh T

ORTSTERMIN: AUSSTELLUNG IM SCHADOW-HAUS

Fototechnik ohne Kamera
Heute ist sie vom Brandenburger Tor nicht mehr wegzu-
denken: Die Quadriga, das Vierergespann auf dem Wahr-
zeichen der Hauptstadt. Das war nicht immer so. Als die
Figuren des königlichen Bildhauers Johann Gottfried
Schadow 1793 auf das Tor gesetzt wurden, beklagten viele
Berliner den Anblick des „nackten Kutschers da oben“.
Daraufhin verpasste Schadow der spartanisch bekleideten
Friedensgöttin das bis auf den Boden reichende Gewand,
das sie bis jetzt noch „trägt“.
In dieser Gestalt ist die Figur heute ein beliebtes Postkar-
tenmotiv. Aus ganz anderer Perspektive kann man sie in
der Ausstellung „Ferner Zeiten Schatten“ mit Werken des
Künstlers Floris Neusüss betrachten. Der experimentelle
Fotograf hat die Hauptfigur sowie die Pferdeskulpturen
der Quadriga auf Fotogrammen abgebildet. Dabei han-
delt es sich um eine Fototechnik, bei der Bilder ohne Ka-
mera entstehen. Ein Gegenstand wird stattdessen zwi-
schen eine Lichtquelle und das noch unbelichtete Fotopa-
pier gebracht. Angestrahlt durch die Lichtquelle wirft er

ein Schattenbild auf das Fotopapier, so dass ein Negativ-
Bild entsteht: Die Silhouette des Schattenwurfes wird
weiß abgebildet, da das Fotopapier an dieser Stelle nicht
oder wenig belichtet wurde, der übrige Teil des Fotopa-
piers hingegen wird belichtet und färbt sich schwarz. Be-
sonders in den 1920er Jahren haben Dadaisten und Bau-
haus-Künstler mit dieser Technik experimentiert. Neusüss
gilt als einer der bekanntesten zeitgenössischen Vertreter.
„Die Arbeiten von Neusüss begeistern durch die besonde-
re Art des Künstlers, die Dinge zu erblicken, zu erfassen
und zu hinterfragen“, sagte Bundestagsvizepräsidentin
Ulla Schmidt (SPD) bei der Ausstellungseröffnung. Sein
Schaffen sei Beispiel dafür, „wie der Dialog zwischen Po-
litik und Kunst funktioniert“.
„In der Kunstsammlung des Deutschen Bundestages füllt
die Fotokunst von Neusüss nun eine bislang bestehende
Lücke zwischen Malerei und Skulptur“, sagte der Kurator
der Kunstsammlung des Parlaments, Andreas Kaernbach.
Zugleich verwies er darauf, dass Neusüss sich seit vielen

Jahren mit dem klassizistischen Werk Schadows auseinan-
dersetzt. Erst vor wenigen Wochen entstand nun das
ebenfalls ausgestellte Fotogramm der Lutherskulptur des
Bildhauers, die auf dem Dorotheenstädtischen Friedhof
in Berlin steht.
Titelgebend für die Ausstellung ist eine Arbeit, die Neu-
süss 2012 angefertigt hat. Dafür hatte er Skulpturen der
Ecktürme des Reichstagsgebäudes abgebildet und in ei-
nem Fries angeordnet. Ein aufwendiges Unterfangen: Auf
zwei Hebebühnen wurden mehrere Meter Fotopapier so-
wie die künstliche Lichtquelle auf Höhe der Türme trans-
portiert. Das Licht der Reichstagskuppel sowie die Stra-
ßenbeleuchtung musste ausgeschaltet werden. Dieser
komplexe Prozess wird in der Ausstellung ebenfalls doku-
mentiert. Eva Bräth/Lucas Lypp T

Die Ausstellung in der Schadowstraße 12-13 in Berlin-
Mitte kann bis 15. April 2018, dienstags bis sonntags von
11 bis 17 Uhr, besichtigt werden. Der Eintritt ist frei.

»Funktionierender Dialog zwischen Politik und Kunst«: Bundestagsvizepräsidentin Ulla Schmidt (SPD) eröffnet die Fotoausstellung „Ferner Zeiten Schatten“ in Anwesenheit des
Künstlers Floris Neusüss. © Deutscher Bundestag/Achim Melde
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Andrea Nahles, SPD, Bundesministerin für Arbeit und Soziales:

Wir müssen uns um einen Pakt
für anständige Löhne bemühen

Andrea Nahles (*1970)
Bundesministerin

Es hat ein paar Tage gedauert,
bis der Armuts- und Reich-
tumsbericht fertig war. Wa-

rum sollten wir also nicht auch an
dieser Stelle eine kleine Verzöge-
rung haben?

Deutschland geht es gut. Wir
haben ein über Jahre anhaltendes
Wachstum, wir haben solide
Haushalte von Staat und Sozial-
versicherungen, wir haben eine
Rekordbeschäftigung, und die Ar-
beitslosigkeit ist auf dem niedrigs-
ten Stand seit Jahrzehnten.

Wir können uns also über gute
Zahlen freuen, und ich finde, das
sollten wir auch tun.

Allerdings gibt es eben auch
noch eine differenziertere Sicht;
denn dass die Löhne im unteren
Bereich von der Mitte abgekoppelt
sind und real stagnieren, dass ho-
he Vermögen immer weniger
durch eigene Leistung gebildet
werden, sondern vererbt oder ge-
schenkt sind und dass Aufstiege

immer seltener werden, ist eben
auch gesellschaftliche Realität.

Ich meine, auch dazu muss die
Bundesregierung Stellung bezie-
hen, und das tun wir mit diesem
Armuts- und Reichtumsbericht.

Wir können es uns als Bundes-
regierung auch nicht vorstellen,
dass wir das auslagern und an Ex-
perten delegieren. Das ist eine
eminent politische Frage.

Daher ist und bleibt der Ar-
muts- und Reichtumsbericht wich-
tig, und zwar als Bericht der Regie-
rung.

Ich möchte an dieser Stelle aus-
drücklich hervorheben, dass wir
die Forschung dazu in einem sehr
transparenten Verfahren ausgewer-
tet haben. Alles, was wir gemacht
haben, haben wir öffentlich zu-
gänglich gemacht. Studien, Indi-
katoren, Ergebnisse: Alles liegt of-
fen, nichts ist unter Verschluss. Je-
der kann darauf zugreifen. Das
macht eine informierte und fun-
dierte Debatte in der Gesellschaft
überhaupt erst möglich.

Was sind nun die Schlussfolge-
rungen, die ich aus einem diffe-
renzierten Bericht ziehen will, der
weder alles schwarzmalt noch die
Situation beschönigt? Mein zen-
traler Befund ist: Für viele Men-
schen sind die Versprechen der so-
zialen Marktwirtschaft brüchig ge-
worden.

Trotz bester Arbeitsmarktsituati-
on entsteht bei vielen Menschen
der Eindruck, dass die Schere zwi-
schen Arm und Reich weiter ausei-
nandergeht.

Die Berichterstattung über riesi-
ge Managergehälter auf der einen
und vermeintlich zu erwartende
Altersarmut auf der anderen Seite
trägt mit dazu bei.

Es gibt aber auch ganz reale An-
knüpfungspunkte, zum Beispiel
die Tatsache, dass trotz der guten
Wirtschaftslage die Löhne in den
unteren Lohngruppen im langfris-
tigen Vergleich real sogar gesun-
ken sind; bei den unteren 40 Pro-
zent der Löhne ist das der Fall.
Oder ein anderer Punkt ist die Tat-
sache, dass in den letzten Jahren
vor allem Jüngere stark von Leih-
arbeit und befristeter Beschäfti-
gung betroffen gewesen sind. Da-
mit ist unmittelbar unser Ver-
ständnis von Armut angespro-
chen.

Wir, die Bundesregierung, nut-
zen ganz klar einen relativen Ar-
mutsbegriff, der darauf abstellt,
was in der Mitte der Gesellschaft
normal ist.

In der öffentlichen Debatte wird
häufig verkürzt auf Einkommens-
armut geschaut, oder es werden
ausschließlich Armutsrisikoquo-
ten bemüht. Wir als Bundesregie-
rung versuchen, einen relativen
Armutsbericht zu etablieren.

Selbstverständlich: Einkommen,
insbesondere Erwerbseinkommen,
sind zentrale Voraussetzung, ein
normales Leben zu führen. Aber
ein gleich hohes Einkommen
kann für zwei Personen völlig un-
terschiedliche Teilhabechancen
zur Folge haben. Ich will es ein-
mal beschreiben: Welche Bildung
habe ich? Bin ich nur kurzfristig
in einem bestimmten Bereich
oder über viele Jahre in einem
Niedriglohnbereich tätig? All das
macht einen Riesenunterschied in
der Antwort auf die Frage: Wie
sind die Teilhabechancen eines
Menschen?

Jede und jeder weiß und erlebt
es doch selbst: Nicht das Erreichen
von Mindeststandards bestimmt,
ob Menschen das Gefühl haben,
am gesellschaftlichen Leben ge-
recht teilhaben zu können, am
Wohlstand, den wir in unserem
Land gemeinsam erwirtschaften;
ob Menschen das Gefühl haben,
voranzukommen, sozial aufstei-
gen zu können, wenn sie sich an-

strengen. Menschen sehen, wie es
anderen geht. Sie vergleichen sich;
das ist eine ganz normale mensch-
liche Regung. Sie fühlen sich inte-
griert oder ausgegrenzt. Es geht
um die Relation, um die Bezie-
hung zu anderen, zur Gesellschaft.

Aufgrund meiner begrenzten
Redezeit möchte ich einen Punkt
herausgreifen: die Kinderarmut.
Die wichtigste Maßnahme zum
Abbau der Kinderarmut ist die Be-
schäftigung der Eltern. In Famili-
en, in denen kein Elternteil be-
schäftigt ist, liegt das Armutsrisiko
der Kinder bei über 60 Prozent.
Schon bei einem Elternteil in Voll-
zeit sinkt diese Quote auf 15 Pro-
zent. Arbeiten beide, liegt das Risi-
ko bei 3 Prozent, unterhalb der
allgemeinen Armutsrisikoquote.

Was jetzt gerade wichtig ist, ist
der Blick auf Alleinerziehende.
Damit diese einer Erwerbstätigkeit
überhaupt nachgehen können,
brauchen wir weitere Verbesserun-
gen bei der Kinderbetreuung.

Ich spreche hier ausdrücklich
das Thema Betreuung in Randzei-
ten an. 26 Prozent der deutschen
Beschäftigten arbeiten zwischen
18 und 23 Uhr. Nun muss man
einmal gucken, wie die Öffnungs-
zeiten von Kitas und Schulen sind.
Von diesen Arbeitszeiten betroffen
sind viele Berufe im Bereich Han-
del, aber auch in der Altenpflege.

Wir haben nachgefragt: Was
stellen sich Alleinerziehende vor?
Was sind das für Berufe? Sind das
typische Frauenberufe? Die Ant-
wort war: Ja, das sind Berufe im
Handel und in der Pflege; das
können sie sich vorstellen. Dann
gucken Sie sich die Arbeitszeit in
diesen Bereichen und die Mög-
lichkeiten der Betreuung für Kin-
der an. Dann erkennen wir an die-
ser Stelle ein entscheidendes Pro-
blem.

Wir können also etwas verän-
dern. Das sollte uns anspornen,
weiterhin alles für eine hohe Be-
schäftigung, gute Löhne und eine
gute Vermittlung zu tun, damit die
Eltern in Arbeit und die Kinder
raus aus der Armut kommen. Das
ist ein ganz zentraler Punkt.

Wir müssen in gute Betreuung
investieren, gerade auch, wie ich
sagte, in Randzeiten, auch nach
der Kitazeit. Meine Tochter wird
jetzt eingeschult. Damit ist die Be-
treuung auf einmal schwieriger ge-
worden. Das ist genau das, was
wir überall in Deutschland erle-
ben: Es geht also auch um Ganz-
tagsschulen.

Wir müssen auch dafür sorgen,
dass Alleinerziehende nicht in

Niedriglohnjobs, vor allem auch
in Minijobs und Teilzeitjobs, ste-
cken bleiben, da diese kein eigen-
ständiges Einkommen ermögli-
chen, von dem man außerhalb
der Armutszone leben kann. Das
haben wir mit der Forderung nach
einem Recht auf Rückkehr in Voll-
zeit zu befördern versucht, was lei-
der nicht gelungen ist.

Wir müssen uns um einen Pakt
für anständige Löhne bemühen.
Ich hatte dazu für den 19. Juni
dieses Jahres zu einem Spitzenge-
spräch mit allen relevanten Grup-
pen in der Gesellschaft eingela-
den. Bei allen Unterschieden, die
dabei deutlich geworden sind, wa-
ren wir uns sehr einig, dass es tat-
sächlich wichtig und richtig war,
in dieser Legislaturperiode den
Mindestlohn einzuführen. Aber
der Mindestlohn ist kein guter
Lohn. Der Mindestlohn reicht,
über ein ganzes Leben betrachtet,
nicht für ein gutes Einkommen
bzw. eine gute Rente.

Deswegen müssen wir genau da
ansetzen und dafür Sorge tragen,
dass die Tarifstrukturen gestärkt
werden und auch im Dienstleis-
tungsbereich, gerade in der Arbeit
von Mensch zu Mensch, wo die
Löhne besonders schlecht sind, im
Logistikbereich und in verschiede-
nen anderen Bereichen und Bran-
chen anständige Löhne gezahlt
werden.Hier hat übrigens jeder
Verantwortung, zuallererst natür-
lich die Tarifpartner, die Sozial-
partner, aber eben auch Kirchen –
im Bereich Pflege – oder die Zivil-
gesellschaft und nicht zuletzt die
Politik. Ich denke, es gibt noch
viel zu tun.

Wir haben in dieser Legislatur
sehr viel geschafft – dafür möchte
ich mich bedanken; das ist heute
meine letzte Rede an dieser Stelle
in dieser Legislatur –, aber es ist
noch genug zu tun. Wenn es dafür
eines Beweises bedurft hätte, dann
ist das der Armuts- und Reich-
tumsbericht.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

©
DB
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Dies ist eine gekürzte Version der Debatte.
Das Plenarprotokoll und die vorliegenden
Drucksachen sind im Volltext im Internet
abrufbar unter:
http://dip21.bundestag.de/dip21.web/bt

Der Deutsche Bundestag stellt online
die Übertragungen des

Parlamentfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.
www.bundestag.de/live/tv/index.htmlEin erhöhtes Armutsrisiko besteht laut Bericht der Bundesregierung vor

allem für Kinder und Alleinerziehende. © dpa



Katja Kipping, DIE LINKE:

Jedes Kind hat das Recht auf
einen guten Start ins Leben

Katja Kipping (*1978)
Landesliste Sachsen

Wir diskutieren heute
über den Armuts- und
Reichtumsbericht. Die

CDU/CSU-Fraktion hat ursprüng-
lich gar nicht vorgehabt, diesen
Bericht hier im Bundestag zu be-
handeln.

Erst die gezielte Nachfrage des
linken Rentenexperten Matthias
W. Birkwald in einer öffentlichen
Anhörung hat Bewegung in die
Sache gebracht. Hier zeigt sich
wieder einmal: Links wirkt.

Laut diesem Bericht leben hier-
zulande 13 Millionen Menschen
in Armut; das ist jeder Sechste.
Die Zahl der Menschen in verfes-
tigter Armut – das heißt über viele
Jahre hinweg – hat sich verdop-
pelt. Auch das gehört zur Bilanz
der Regierung Merkel.

Inzwischen wissen wir – der Be-
richt bestätigt das auch –: Es geht
ein Riss durch die Gesellschaft.
Denn je ärmer die Menschen sind
und je geringer das Einkommen
in einem Viertel ist, desto geringer
sind die politische Teilhabe und
die Wahlbeteiligung.

Das heißt, die soziale Spaltung
gefährdet die Demokratie. Auch
deshalb werden wir uns niemals
damit abfinden, dass Menschen
hierzulande in Armut leben müs-
sen.

Armut wird auch am gesell-
schaftlichen Standard gemessen.
Armut bedeutet aber auch ganz
konkret, wenn der Kühlschrank
kaputtgeht, nicht zu wissen, wie
man einen neuen finanzieren soll.
Armut bedeutet, wenn am Ende
des Geldes leider oft noch viel
vom Monat übrig ist. Armut be-
deutet, dass, wenn ein runder Fa-
miliengeburtstag in einer anderen
Stadt stattfindet, manche überle-
gen müssen: Kann ich mir über-
haupt das Fahrgeld und ein klei-
nes Geschenk leisten, oder muss
ich mit irgendwelchen vorge-
täuschten Ausreden absagen?

Armut bedeutet für Millionen
Eltern in diesem Land, im Som-

mer den Kindern erklären zu müs-
sen, dass man sich den Besuch im
Schwimmbad eigentlich gar nicht
oder wenn, dann nur ganz selten
leisten kann. Versuchen Sie ein-
mal, das einem Kind zu erklären,
wenn die Kitafreunde alle dort
hingehen.

19,9 Prozent der Familien mit
Kindern in diesem Land, also je-
der Fünfte, kann sich nicht einmal
eine Woche Familienurlaub leis-
ten. Das heißt, wenn die Kinder
nach den Ferien alle wieder in der
Schule zusammenkommen und
von ihrem Urlaub berichten, ha-
ben diese Kinder keine Geschichte
beizusteuern. Auch das ist eine
Form von Armut und Ausgren-
zung, mit der ich mich niemals
abfinden werde.

Ich bin überzeugt: Kinderarmut
erschwert den Start ins Leben.
Deswegen müssen wir jedes Kind
und jeden Jugendlichen vor Ar-
mut schützen. Deswegen machen
wir mit einem breiten Bündnis
Druck für eine Kindergrundsiche-
rung in Höhe von rund 570 Euro.
Denn jedes Kind hat das Recht auf
einen guten Start ins Leben.

Leider werden auch die Bil-
dungschancen vom Einkommens-
status der Eltern beeinflusst. Der
Armutsbericht macht das ganz
deutlich. Aus den armen Haushal-
ten geht gerade einmal jedes vierte
Kind aufs Gymnasium, aus nicht-
armen Haushalten immerhin je-
des zweite.

Nun ist mir als Mutter einer
Tochter bewusst: Nicht jedes Kind
muss aufs Gymnasium gehen.
Auch ein anderer Schulabschluss
mit einer anschließenden Berufs-
ausbildung kann eine tolle Ausbil-
dung sein. Aber ich finde, es ist
ungerecht, wenn der Bildungsweg
durch das Portemonnaie und den
Kontostand der Eltern vorgeprägt
wird. Das muss sich ändern.

Um dies zu ändern, brauchen
wir Kitas und Schulen, in denen
die Erzieher und Lehrkräfte für die
einzelnen Kinder Zeit haben, auch
für die, die vom Elternhaus nicht
so viel Bildungskapital mitbrin-
gen. Um das zu ändern, brauchen
wir schlichtweg längeres gemein-
sames Lernen.

Der Armuts- und Reichtumsbe-
richt hat auch Schwächen, zum
Beispiel, wenn behauptet wird,
der Hartz-IV-Regelsatz würde das
soziokulturelle Existenzminium
abdecken. Hier widerspricht die
Linke ganz entschieden. Der
Hartz-IV-Regelsatz ist immer wie-
der von allen Vorgängerregierun-
gen gezielt kleingerechnet wor-

den, leider unter Schwarz-Rot. Wir
Linke sagen ganz klar: Der Regel-
satz für einen Erwachsenen müsste
mindestens 150 Euro höher aus-
fallen.

Wer nun meint:
„Hartz IV sind nur
die anderen; das hat
nichts mit meinem
Leben zu tun“, der
irrt. Denn Hartz IV
befördert Existenz-
ängste und Ab-
stiegsängste. Wer
Angst hat, der sagt
eher Ja zu niedrigen
Löhnen oder zu ungesunden Ar-
beitszeiten. Wer Angst hat, ist we-
niger bereit, zu teilen. Deswegen
fällt der lange Schatten von Hartz
IV bereits jetzt auf die gesamte Ge-
sellschaft. Auch deswegen werden

wir immer sagen: Dieses System
gehört abgeschafft. Wir wollen es
durch gute Arbeit und eine sankti-
onsfreie Mindestsicherung in Hö-
he von 1 050 Euro ersetzen.

Der Bericht heißt Armuts- und
Reichtumsbericht. Ich finde es gut,
dass der Bericht versucht, einmal
die Situation der Hochvermögen-
den zu beschreiben und mehr
Licht in deren Situation zu brin-
gen. Zwei Drittel der Hochvermö-
genden geben an, dass für ihren

Reichtum auch
Schenkungen und
Erbschaften rele-
vant waren, also si-
cherlich eher
Schenkungen in-
nerhalb der Fami-
lie. Rufen wir uns
in Erinnerung: Die
Kinder, die in ar-
men Familien ge-
boren werden, ha-

ben geringere Chancen, auf ein
Gymnasium zu gehen. Der Le-
bensweg wird also ganz stark da-
von geprägt, in welche Familien
Kinder hineingeboren werden.

Frau Klatten und ihr Bruder, die

Erben des BMW-Aktienpakets,
sind auf der Sonnenseite geboren
worden. Sie bekommen pro Jahr,
ohne einen Finger krumm ma-
chen zu müssen, 1 Milliarde Euro
allein durch das Aktienpaket. Ich
finde, hier müssen wir über eine
ordentliche Millionärssteuer Aus-
gleich schaffen.

Ich komme zum Schluss. Auch
deswegen ist es so ärgerlich, dass
man beim Thema Reichtumsbe-
steuerung die SPD so zum Jagen
tragen muss. Wir brauchen die
Einnahmen aus einer Vermögen-
steuer, damit wir mehr Geld in
Bildungsgerechtigkeit stecken
können. Die Probleme von Armut
und von Bildungsungerechtigkeit
sind so groß, dass wir nicht ein-
fach so weitermachen können wie
bisher. Die Menschen hierzulande
brauchen einen Aufbruch hin zur
Sanktionsfreiheit, hin zu einer Ge-
sellschaft, die frei von Armut ist,
und hin zu sozialer Gerechtigkeit
für alle.

(Beifall bei der LINKEN)
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Kai Whittaker, CDU/CSU:

Oberstes Ziel bleibt, die
Wirtschaft auf Kurs zu halten

Kai Whittaker (*1985)
Wahlkreis Rastatt

Das Ziel des Armuts- und
Reichtumsberichts ist es,
dass wir die Lebenslagen

von Millionen von Menschen in
Deutschland besprechen. Ich fin-
de, insbesondere die Menschen,
die in Armut leben, hätten es ver-
dient, dass wir sie besonders in
den Blick nehmen; denn sie ha-
ben keine Lobby, und sie hoffen
darauf, dass wir als Politiker ihnen
zuhören und ihre Situation verste-
hen, wissend, vor welchen He-
rausforderungen sie stehen, und
wir ihnen mit unseren Konzepten
helfen.

Aber, Frau Kollegin Kipping,
stattdessen haben Sie sich mal
wieder dafür entschieden, eine
billige Dreigroschenoper aufzu-
führen.

Im ersten Akt rücken Sie das
Land nahe an den sozialen Ab-
grund.

Im zweiten Akt werfen Sie der
Regierung Untätigkeit vor, und im
dritten Akt kommen Sie mit Lö-
sungskonzepten um die Ecke, die
niemandem, insbesondere nicht
den Armen, helfen. Ich weiß
nicht, wie ich das bezeichnen soll,
ob es eine Tragödie oder eine Ko-
mödie ist. Ich fürchte bloß, dass
das, was Sie hier aufführen, nicht
einmal drei Groschen wert ist.

Ich habe Verständnis dafür,
wenn Sie die soziale Ungerechtig-
keit in diesem Land anprangern,
wenn Sie die Spaltung unseres
Landes beklagen. Das ist Ihr Ge-
schäftsmodell. Darauf basiert Ihr
politisches Modell. Ohne Armut
hätten Sie keinen politischen Auf-
trag in diesem Land.

Aber die Fakten sprechen eine
andere Sprache. Ich weiß, dass Sie
das nicht gerne hören. Aber ich
kann Ihnen das nicht ersparen.
Fakt ist, dass wir 4 Millionen Men-
schen seit 2005 mehr in Arbeit ha-
ben.

Fakt ist: Im Berichtszeitraum
dieses Armuts- und Reichtumsbe-
richts sind die Löhne stärker ge-
stiegen als die Einkommen aus
Vermögen und Unternehmen.

Fakt ist, dass die Mittelschicht in
Deutschland nicht schrumpft,

sondern nach wie vor zwei von
drei Deutschen ihr angehören.
Fakt ist, dass die Zahl der Lang-
zeitarbeitslosen, seitdem wir regie-
ren, halbiert worden ist. Fakt ist,
dass die Einkommen zwischen der
reicheren und der ärmeren Hälfte
in Deutschland seit zehn Jahren
stabil gleich verteilt sind. Fakt ist,
dass der Gini-Koeffizient, ein in-
ternationales Maß, in ganz
Deutschland seit 2005 konstant
um die 0,3 liegt. Das ist einer der
niedrigsten Werte, den es in der
OECD gibt.

Fakt ist, dass die absolute Armut
in diesem Land um circa 20 Pro-
zent in den letzten zwei Jahren ge-
sunken ist. Fakt ist, dass seit 2005
die Zahl der sogenannten Wor-
king Poor, also derer, die von ih-
rem Gehalt nicht leben können,
konstant niedrig ist.

Fakt ist, dass die Zahl der SGB
II-Empfänger seit Einführung um
fast 20 Prozent zurückgegangen
ist. Und Fakt ist, dass über 70 Pro-
zent der Menschen in diesem
Land sagen, ihnen ginge es noch
nie so gut wie heute.

Genau deshalb funktioniert die-
se Ungerechtigkeitsdebatte nicht.
Ihre Wirklichkeit existiert nur hier
in diesem Plenum. In Deutsch-
land sieht es wesentlich besser
aus, als Sie es wahrhaben wollen.

Ich möchte in diesem Punkt
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Laut Bericht
leben hierzu-
lande 13 Mil-

lionen Menschen
in Armut. Das ist

jeder Sechste.
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auch einige Worte an die SPD
richten: Ihre innere Zerrissenheit
macht mich manchmal schon fas-
sungslos. Sie müssen sich ent-
scheiden: Entweder Sie sind stolz
auf diese Entwicklungen, die wir
gemeinsam in dieser Bundesregie-
rung erreicht haben; dann hören
Sie aber im Wahlkampf bitte mit
dieser Jammerei auf. Oder Sie be-
klagen wortreich diese angebli-
chen Ungerechtig-
keiten. Aber dann
haben Sie eine
Mitschuld daran.
Dann gehören Sie
in die Opposition
und nicht ins
Kanzleramt.

Ihr Problem ist
auch, dass Sie alles
sehr statisch se-
hen.

Die Studie des Deutschen Insti-
tuts für Wirtschaft enthält zur Ein-
kommensungleichheit Folgendes
– ich zitiere –: Es liegt nahe, „dass
die Alterszusammensetzung eine
entscheidende Rolle für Ungleich-
heitsanalysen spielt. Insbesondere
bei der Interpretation jährlicher
Einkommensungleichheit im Be-
völkerungsquerschnitt sollte dies
beachtet werden: Die Ungleich-
heit ist in einer Gesellschaft mit
relativ vielen älteren Erwerbstäti-
gen höher als in einer Gesellschaft
mit vielen 30-Jährigen.“

Deutschland ist ein Land, das
schneller altert. Und es ist ganz
klar: Ältere Menschen verdienen
mehr als jüngere. Deshalb können
Sie die heutige Situation nicht mit
der Situation von vor 20 oder 30
Jahren vergleichen, wenn Sie Un-
gleichheit bewerten wollen.

Ich finde auch, dass Sie unred-
lich vorgehen. Sie unterschlagen
beispielsweise die Bedeutung der
gesetzlichen Rentenversicherung
bei der Vermögensbetrachtung.
Wenn man sich die vielen Vermö-
gensungleichheitsstudien an-
schaut, dann stellt man fest, dass
die gesetzliche Rente nicht berück-
sichtigt wird. Würde man das tun,
dann würde man feststellen, dass
40 Prozent des deutschen Gesamt-
vermögens in der gesetzlichen
Rentenversicherung sind. Obwohl
Sie sonst die gesetzliche Renten-
versicherung hier immer hochhal-
ten, unterschlagen Sie deren Stel-
lenwert in diesem Punkt.

Wenn man die gesetzliche Ren-
tenversicherung einbezieht, dann
sinkt der Gini-Koeffizient um ein
Drittel. Aber ich weiß, dass nach
Ihrem Dafürhalten die Union an
allem schuld ist. Das ist ein be-
liebtes Spiel.

Ich rate nur, einen Blick in den
Haushalt zu werfen. Dort haben
wir in dieser Legislaturperiode den
Anteil der Ausgaben für Soziales
von 53 auf 56 Prozent gesteigert.
Das sind immerhin 16 Milliarden
Euro pro Jahr zusätzlich. Was ha-
ben wir damit gemacht? Der Bund

bezahlt nun für die Betriebskosten
der Kitas über 6 Milliarden Euro.
Der Bund hat einen Rechtsan-
spruch auf frühkindliche Bildung
geschaffen. Der Bund hat die Bil-
dungsausgaben um die Hälfte ge-
steigert. Der Bund hat das BAföG
erhöht. Der Bund hat 20 Milliar-
den Euro für den Hochschulpakt
lockergemacht. Der Bund hat die
berufliche Weiterbildung insbe-

sondere für Ältere
und Langzeitarbeits-
lose gestärkt. Die Re-
allöhne sind über-
proportional gestie-
gen, insbesondere
bei Geringqualifi-
zierten, Teilzeitbe-
schäftigten und
Frauen. Der Bund
hat die Rente verbes-
sert, insbesondere

die Erwerbsminderungsrente. Das
haben wir sogar zweimal in dieser
Legislaturperiode gemacht.

Der Bund hat den Unterhalts-
vorschuss für Alleinerziehende
ausgeweitet.

Sie können der Bundesregierung
nun vorwerfen, dass nicht jeden
Tag die Sonne über Deutschland
scheint. Aber im Bereich „Arbeit
und Soziales“ sowie für Alleiner-
ziehende und Geringqualifizierte
haben wir mehr gemacht als jede
Bundesregierung zuvor seit der
deutschen Wiedervereinigung.

Wir brauchen definitiv keine
Belehrungen darüber, wie Wohl-
stand in diesem Land funktio-
niert. Wir können Wohlstand sehr
wohl.

Unser Ziel ist deshalb klar. Es
geht nicht um das Verteilen von
Almosen. Die Würde des Men-
schen bemisst sich nicht nach der
Höhe des Sozialtransfers, sondern
danach, ob er mit seiner eigenen
Hände Arbeit sein Leben bestrei-
ten und auf den eigenen Beinen
stehen kann. Das ist unser An-
spruch als Christdemokraten.

Auch Ihre Schlussfolgerung,
dass wir in Deutschland mehr
Umverteilung brauchen, ist falsch.
Sie wollen Hartz IV erhöhen, die
Sanktionen abschaffen und das
Rentenniveau allgemein steigern.
Sie vergessen zum einen, dass die
Umverteilung schon sehr gut
funktioniert. Die oberen 10 Pro-
zent sorgen für mehr als die Hälf-
te des gesamten Steueraufkom-
mens.

Die untere Hälfte trägt nur zu 7
Prozent zum Steueraufkommen
bei.

Zum anderen ist den Armen mit
Ihren Vorschlägen nicht geholfen.
Auf die sollten Sie einmal Ihren
Blick richten. Nehmen wir nur
einmal alleinerziehende Frauen,
bei denen die Armutsquote am
höchsten ist. Was nutzt diesen
Frauen ein höherer Hartz-IV-Satz,
wenn sie keinen Anspruch auf ei-
nen Ganztagsplatz in der Kita
oder der Grundschule haben?

Was nutzt Menschen ohne Be-
rufsabschluss ein höherer Hartz-
IV-Satz, wenn sie in einem Hoch-
technologieland wie Deutschland
keine Chance haben, einen Be-
rufsabschluss zu erwerben? Was
nutzt Migranten ein höherer
Hartz-IV-Satz, wenn es keine
Sprachkurse gibt und sie kein
Deutsch lernen können?

Was nutzt Langzeitarbeitslosen
ein höherer Hartz-IV-Satz, wenn
wir uns um sie nicht intensiver
kümmern?

Was nutzt insbesondere Kindern
aus Hartz-IV-Familien – die Minis-
terin hat das angesprochen – ein
höherer Hartz-IV-Satz, wenn ih-
nen nicht vorgelebt wird, wie man
seinen Lebensunterhalt durch Ar-
beit bestreitet?

Nebenbei bemerkt, liebe Kolle-
gen von der SPD, auch ein höhe-
res Rentenniveau hilft den Grup-
pen, die von Armut betroffen
sind, nicht.

Ich zitiere die Forscher der Ber-
telsmann-Studie:

Die Stabilisierung des Rentenni-
veaus bei 46 Prozent zielt nicht

direkt auf Haushalte an der Ar-
mutsschwelle ab.

Es bekümmert mich schon, dass
Sie da nicht die Armen in diesem
Land im Blick haben. Unser Ziel
ist ganz klar: Wir orientieren uns
am Menschen. Unser oberstes Ziel
bleibt, die Wirtschaft auf Kurs zu
halten. Arbeit ist – die Ministerin
hat da recht – das beste Mittel, um
Armut zu bekämpfen.

Wir brauchen keine unnötigen
Steuererhöhungsdebatten, die die
Leute verunsichern, sondern wir
müssen die Steuern senken, insbe-
sondere für die Familien.

Wir brauchen eine Ganztagsbe-
treuung auch in Grundschulen.
Wir müssen alles dafür tun, dass
die Menschen von ihrem Geld
wieder etwas aufbauen können,
dass sie ihr eigenes Häuschen kau-
fen können, dass sie Vermögen
ansparen können.

Wir sind wild dazu entschlos-
sen, das Versprechen von Ludwig
Erhard einzuhalten, dass Wohl-
stand für alle in diesem Land
möglich ist. Deshalb wollen wir
auch – an diesem Ziel halten wir

fest – das Ziel der Vollbeschäfti-
gung in den Blick nehmen. Dazu
brauchen wir Anreize für lebens-
lange Weiterbildung. Das heißt
auch, dass wir gerade im Bereich
der Langzeitarbeitslosen dringend
eine bessere und engere Betreuung
brauchen. Wir müssen konse-
quent auf Sprachkurse setzen und
Ausbildungsberufe in den Vorder-
grund stellen.

Insofern ziehen wir als Union
frohen Mutes in den Wahlkampf.
Ich glaube, die Alternativen liegen
deutlich auf dem Tisch.

Wir wollen, dass sich die Men-
schen hocharbeiten können. Wir
wollen, dass sie ein freies und
selbstbestimmtes Leben führen
können. Wir wollen Chancen und
Möglichkeiten für die Menschen
eröffnen, damit sie sagen können:
Die Union steht für ein Deutsch-
land, in dem wir gut und gerne le-
ben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Die Zahl der Working Poor
ist deutlich angestiegen

Wolfgang Strengmann-Kuhn
(*1964)
Landesliste Hessen

Helmut Kohl hat einmal
gesagt: Wichtig ist, was
am Ende rauskommt. –

Was am Ende rauskommt, das
steht hier in diesem Armuts- und
Reichtumsbericht. Sie können
noch so viel darauf verweisen, was
die Bundesregierung alles gemacht
hat – fleißig waren Sie, ja –: Hier
steht aber drin, was rausgekom-
men ist, und zwar, wenn es um
Armut in Deutschland geht. Wir
können uns die Zahlen einmal an-
schauen: Die Armutsquote ist
trotz guter ökonomischer Situati-
on in diesem Land gestiegen.

Katja Kipping hat die Zahl eben
schon einmal genannt: 13 Millio-
nen Menschen in Deutschland le-
ben in Armut. 13 Millionen Men-
schen in Deutschland leben auf
Hartz-IV-Niveau oder sogar darun-

ter. Die Zahlen müssen Sie sich
einmal anschauen und das zur
Kenntnis nehmen. 2,5 Millionen
Kinder in Deutschland leben in
Armut; das ist jedes fünfte Kind.
Das ist angesichts der ökonomi-
schen Lage ein Skandal, und der
gehört beendet.

Sie haben gesagt, Ihr Ziel sei es,
dass man von seiner Hände Arbeit
leben kann. Wenn man sich die
vorliegenden Zahlen anschaut,
stellt man fest: Es ist viel schlim-
mer geworden. Die Zahl derjeni-
gen, die trotz Erwerbstätigkeit in
Armut leben, also der Working
Poor, ist deutlich angestiegen, seit
die CDU regiert. Es sind mittler-
weile über 9 Prozent. Das klingt
erstmal nicht viel. Aber 9 Prozent
von 43 Millionen Menschen be-
deutet, dass 4 Millionen Erwerbs-
tätige von ihrer Hände Arbeit
nicht leben können. Auch das ist
ein Skandal, der beendet gehört.

Wir haben eben gehört, wie
hoch die Armutsquote bei denje-
nigen ist, bei denen eine Person
Vollzeit erwerbstätig ist: Da be-
trägt die Armutsquote 15 Prozent.
Das heißt, bei jeder sechsten Fa-
milie, in der eine Person Vollzeit
erwerbstätig ist, reicht das Ein-
kommen nicht aus. Auch das müs-
sen wir angehen und beenden.
Diese Situation ist also alles ande-
re als dazu geeignet, sie schönzu-
reden. Wir haben ein Ungleich-

heitsniveau, das auf Rekordmaß
liegt und trotz guter ökonomi-
scher Situation nicht gesunken ist.
Wir haben jetzt schon seit weit
über zehn Jahren ein Rekordmaß
an Armut auf weitgehend kon-
stantem Niveau. Es ist der CDU-
geführten Regierung in den fast
acht Jahren, in denen sie zusam-
men mit der SPD regiert hat, nicht
gelungen, diese Armutsquote zu
senken. Wir müssen uns aber da-
ranmachen, die Armutsquote in
Deutschland zu senken. Wir ha-
ben hier ja sogar im Rahmen der
sogenannten SDGs, der Nachhal-
tigkeitsziele, die auch für Deutsch-
land gelten, gemeinsam beschlos-
sen, dass wir bis 2030 die Armut
in Deutschland halbieren wollen.
Das steht da drin. Da sind Sie aber
keinen Zentimeter vorangekom-
men. Deswegen ist dieser Armuts-
und Reichtumsbericht eigentlich
einmal ein Anlass, darüber zu dis-
kutieren, wie wir Armut in
Deutschland senken wollen. Wir
als Grüne haben dazu Vorschläge
gemacht. Ich will nur drei Punkte
herauspicken, weil ich relativ we-
nig Zeit habe.

Das Erste ist: Wir brauchen eine
Grundsicherung, die tatsächlich
vor Armut schützt – nicht mit Re-
gelsätzen, für deren Ermittlung die
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Fortsetzung auf nächster Seite

Dass wir in
Deutschland

mehr
Umverteilung
brauchen, ist

falsch.
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Vergleichsgruppe arme Menschen
sind und wobei das Ergebnis
noch um 25 Prozent herunterge-
rechnet wird. Das kann nicht vor
Armut schützen. Wir brauchen
eine Grundsicherung, die tat-
sächlich bei den Menschen an-
kommt, die unbürokratisch ist,
die vereinfacht ist, die nicht mit
solchen Hürden versehen ist, wie
wir sie jetzt haben. Die soge-
nannte Rechtsvereinfachung, die
im letzten Jahr von der Großen
Koalition verabschiedet worden
ist, war ein Rohrkrepierer. Sie hat
nichts genützt. Wir brauchen ei-
ne einfache Grundsicherung.
Und wir brauchen eine Grundsi-
cherung, die ohne Sanktionen
ist. Denn das Existenzminimum
ist ein Grundrecht; so hat uns das
Bundesverfassungsgericht gesagt.

Punkt zwei: Kinderarmut. Ich
habe gesagt: 2,5 Millionen Kin-
der in Armut. Das muss für uns
Mahnung sein, endlich da ranzu-
gehen. Wir brauchen eine Kin-
dergrundsicherung, die endlich
die Ungerechtigkeit beseitigt,
dass Menschen mit hohem Ein-
kommen – wie wir Bundestags-
abgeordnete – für ihre Kinder
mehr bekommen als Leute, die

Kindergeld erhalten.
Wir brauchen eine Kinder-

grundsicherung in der Größen-
ordnung von 300 Euro pro Mo-
nat, einkommensunabhängig.
Für die Einkommensschwachen
reicht das nicht aus. Für sie brau-
chen wir einen Kindergeldbonus
– so nennen wir Grünen das –,
der zusammen mit dem Kinder-
geld oder der Kindergrundsiche-
rung ausgezahlt wird, damit bei
Menschen mit geringem Einkom-
men das Existenzminimum der
Kinder unbürokratisch gedeckt
wird. Das wären Maßnahmen,
mit denen wir Kinderarmut ef-
fektiv verringern könnten.

Der dritte Punkt betrifft die
Rente. Die Altersarmut steigt an.
Die Altersgruppe der Rentner ist
diejenige, in der die Armutsquo-
ten am stärksten steigen. Es ist
zwar so, dass bei ihnen die Al-
tersarmutsquote nur durch-
schnittlich ist, aber sie war lange
Zeit unterdurchschnittlich, und
sie steigt stark an. Es ist – Sie ha-
ben den demografischen Wandel
angesprochen – eine größer wer-
dende Gruppe, die Angst vor Al-
tersarmut greift um sich, und
auch die faktische Altersarmut er-

höht sich. Gehen Sie doch mal
raus auf die Straße, und schauen
sich an, wie viele alte Menschen
in den Mülleimern nach Pfand-
flaschen suchen!

Es sind zunehmend auch Leu-
te, die nicht obdachlos sind, son-
dern die ordentlich gekleidet
sind, bei denen aber ganz offen-
sichtlich die Rente einfach zu ge-
ring ist.

Deswegen geht unser Vorschlag
in die Richtung: Die Rente muss
zum Leben reichen – die Rente!
–, und zwar ohne Bedürftigkeits-
prüfung. Wenn man in der Ren-
tenversicherung versichert war,
muss am Ende eine Garantieren-
te herauskommen, die über dem
Grundsicherungsniveau liegt und
bei der eben nicht auf Bedürftig-
keit geprüft wird wie beim Mo-
dell der Linken oder beim SPD-
Modell. Wir wollen eine solche
Rente ohne Bedürftigkeitsprü-
fung, für die das Ersparte nicht
offengelegt werden muss, für die
nicht der Partner oder die Partne-
rin gefragt werden muss, sondern
bei der betriebliche Altersvorsor-
ge und private Altersvorsorge
obendrauf kommt. Das erhöht
die Akzeptanz der Rentenversi-

cherung und ist ein Riegel vor
steigender Altersarmut.

Ich will in den letzten paar Se-
kunden noch einen wichtigen
Punkt ansprechen. Ich habe eben
schon gesagt: Wenn man mal
rausgeht, bemerkt man die Men-
schen, die auf der Straße leben
müssen. Falls Sie mit der U-Bahn
fahren, sehen Sie: An der Fried-
richstraße sitzen immer die glei-
chen Leute. – Die Bundesregie-
rung hat es nicht mal geschafft,
dazu eine Statistik zu veröffentli-
chen. Das kommt zu den Zahlen,
die im Armuts- und Reichtums-
bericht stehen, noch dazu. Diese
Menschen sind in den 15 Pro-
zent, den 13 Millionen, noch gar
nicht enthalten. Es sind in etwa
300 000. Das ist keine amtliche
Statistik, sondern das sind Schät-
zungen von Wohnungslosenini-
tiativen. Auch das ist noch ein
wichtiger Punkt für den nächsten
Armuts- und Reichtumsbericht:
Wir brauchen dazu ordentliche
Zahlen.

Wir brauchen aber natürlich
auch Maßnahmen. Wir brauchen
ein nationales Programm gegen
Obdachlosigkeit; denn es ist eine
Schande, dass bei uns Menschen

auf der Straße leben müssen. Das
müssen wir verhindern; denn
auch Wohnen ist ein Grundrecht.

Es gibt noch viel mehr, was zu
tun ist; das haben wir in einem
Antrag beschrieben. Ich habe
jetzt vor allen Dingen über finan-
zielle Leistungen geredet, die das
Existenzminimum absichern.
Aber wir brauchen natürlich
noch mehr. Wir brauchen einen
inklusiven Arbeitsmarkt. Wir
brauchen inklusive Bildung. Wir
brauchen einen sozialen Arbeits-
markt für Langzeitarbeitslose.
Wir brauchen ein Gesundheits-
system, mit dem alle vernünftig
abgesichert sind. Wir müssen
beim Wohnen mehr machen, da-
mit Wohnen nicht zu Armut
führt. All das passiert bei der
Großen Koalition viel zu wenig.
Wir sehen: Die Armut sinkt
nicht. Deswegen ist es wichtig, in
den nächsten Wochen und Mo-
naten vor der Bundestagswahl
darüber zu streiten, wer die bes-
seren Konzepte hat, um Armut in
Deutschland tatsächlich zu ver-
ringern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Daniela Kolbe, SPD:

Schere zwischen Arm und Reich
ist zu weit auseinander gegangen

Daniela Kolbe (*1980)
Landesliste Sachsen

Ich will in meiner Rede zum
Armuts- und Reichtumsbericht
mit viel Positivem beginnen.

Ich freue mich zunächst einmal,
dass dieser Tagesordnungspunkt
heute, trotz pickepackevoller Ta-
gesordnung, doch zu einer sehr
prominenten Zeit mit aufgesetzt
und ausreichend Redezeit vorgese-
hen wurde. Klar, wir könnten
noch viel mehr Zeit damit füllen.
Auf alle Fälle wird das aber dem
Thema gerecht. Darüber freue ich
mich sehr.

Dieser Armuts- und Reichtums-
bericht unterliegt nicht der Dis-
kontinuität, das heißt, auch nach
den Wahlen ist er noch aktuell.

Viele Erkenntnisse aus diesem

Bericht gehören in den nächsten
Koalitionsvertrag. Wir als SPD-
Fraktion werden uns dafür einset-
zen, dass viele der Erkenntnisse
dort einfließen. Wenn man mit
den Menschen spricht, die an der
Entstehung des Berichts beteiligt
waren, nimmt man zudem eine
große Zufriedenheit wahr. Überall
wird die Transparenz gelobt, die
Beteiligung gelobt, die Website ge-
lobt, in der man jede Studie, jede
Zahl findet. Ich will dieses Lob
auch Andrea Nahles und ihrem
Haus aussprechen. Es war eine
harte, eine intensive, vor allem ei-
ne gute und transparente Arbeit,
die da geleistet worden ist.

Ich stimme auch zu, dass es sich
auszahlt, dass es sich um einen
Regierungsbericht handelt. Bei al-
ler Kritik ist das immer eine Abwä-
gungsfrage, aber kaum ein Bericht
hat eine so große Prominenz und
Öffentlichkeit wie unser Armuts-
und Reichtumsbericht. Das liegt
auch daran, dass darüber, wenn es
einmal Unstimmigkeiten in der
Regierung gibt, öffentlich verhan-
delt wird und dass Ministerinnen
und Minister diesen Bericht vor-
stellen und hinter diesem Bericht
stehen. Ich finde, das sollte so
bleiben. Das war es jetzt aber mit
der unumwundenen Freude und

Zufriedenheit. Wenn ich in diesen
Bericht schaue, dann stelle ich
fest: Sein Inhalt lädt eher zu Nach-
denklichkeit ein und fordert he-
raus, und zwar zum Handeln. Bei
aller Freude über die guten Ar-
beitsmarktzahlen – und die Freu-
de gehört dazu –: Die Schere zwi-
schen Arm und Reich ist in unse-
rem Land zu weit auseinanderge-
gangen. Ja, sie mag nicht weiter
auseinandergehen, aber sie ist zu
weit auseinander. Ich finde, das
muss man zunächst einmal offen
ansprechen.

Herr Whittaker, es liegt auf dem
Tisch, dass wir sehr unterschiedli-
che Ansätze haben, mit dem The-
ma Armut und Reichtum umzuge-
hen. Sie versuchen, mit doch sehr
kruden Ansätzen zu erklären, wa-
rum die Schere so weit auseinan-
der ist und warum das okay ist.

Wir sagen: Nein, wir wollen das
ändern. Wir wollen zu einer ande-
ren Verteilung in diesem Land
kommen. Sie umschiffen das The-
ma Kinderarmut und wollen am
liebsten nicht darüber reden.

Wir sagen: Wir müssen genau
hinschauen, wie es den Kindern in
unserem Land geht. Jedes Kind,
das in Armut aufwächst, ist ein
Kind zu viel.Auch deshalb, weil es
uns um Verteilungsgerechtigkeit

geht, haben wir ein gutes und aus-
gewogenes Steuerkonzept vorge-
legt. Das stellen wir zur Wahl, und
die Menschen werden im Septem-
ber auch darüber abstimmen, ob
kleine und mittlere Einkommen
entlastet werden, ob Familien ent-
lastet werden und ob höhere und
höchste Einkommen stärker belas-
tet werden. Das ist ein richtiger
Schritt hin zu mehr Verteilungsge-
rechtigkeit.

Wer den Bericht und die Studi-
en liest, stellt auch fest: Wir haben
eine Herausforderung im Bereich
der atypischen Beschäftigung.
Wenn man sich die Zahlen und
Kohorten ansieht, dann stellt man
fest, dass die jüngeren Menschen
regelhaft beim Berufseinstieg mit
Befristungen konfrontiert sind;
das ist offenbar mittlerweile nor-
mal. Wir sagen: Das ist nicht nor-
mal. Wir wollen, dass unbefristete
Beschäftigung der Regelfall ist.
Deswegen bedauern wir es, dass
die sachgrundlose Befristung in
dieser Legislatur nicht abgeschafft
werden konnte. Aber wir haben
uns fest vorgenommen, die sach-
grundlose Befristung nach der
Wahl abzuschaffen.

Herr Whittaker, es geht natür-
lich nicht nur um die Höhe von
Sozialleistungen. Darin sind wir
uns einig. Es muss auch um Inte-
grationskurse gehen und um Teil-
habe für Langzeitarbeitslose. Aber
an einer Stelle widerspreche ich
Ihnen komplett, nämlich im Be-
reich der Altersarmut. Wir laufen
hier sehenden Auges in ein massi-
ves Problem hinein. Das hat auch
mit der Höhe von Sozialleistun-

gen zu tun.
Ich habe vor kurzem eine Fri-

seurin aus meinem Wahlkreis ken-
nengelernt, die 51 Jahre lang Haa-
re geschnitten hat und auf ihrem
Rentenkonto 20 Rentenpunkte an-
gesammelt hat. Sie bekommt 650
Euro Rente. Wenn sie in den
nächsten Monaten in Rente geht,
kommen wir mit einer Lösung
vielleicht zu spät. Vielleicht wäre
es gut gewesen, wenn schon diese
Regierung hier etwas Vernünftiges
hinbekommen hätte, ganz kon-
kret für diese Menschen.

Natürlich müssen wir, weil es
um eine gesamtgesellschaftliche
Aufgabe geht, Steuergelder in die
Hand nehmen, um dieses Thema
anzugehen. Das heißt, wir brau-
chen eine Solidarrente für Men-
schen, die jahrzehntelang gearbei-
tet haben – besser heute als mor-
gen, so schnell wie möglich.650
Seiten haben wir hier vorgelegt
bekommen, und es gibt schon vie-
le Ideen, was alles im sechsten Ar-
muts- und Reichtumsbericht, der
hoffentlich kommen wird und ein
guter und spannender Bericht sein
wird, drinstehen soll; es wird
kaum ein weniger dicker Bericht
sein. Ich finde, es sind 650 Seiten
Argumente für sozialdemokrati-
sche Politik, für eine Politik für
mehr Gerechtigkeit. In diesem
Sinne: Wir Sozialdemokraten neh-
men uns diesen guten Bericht zu
Herzen, nehmen ihn mit und wol-
len versuchen, viele Anregungen
daraus in reale Politik umzuset-
zen.

(Beifall bei der SPD)
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Matthias W. Birkwald, DIE LINKE:

Endlich aufhören, die Armut
wegzudefinieren

Matthias W. Birkwald (*1961)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Zwischen 2002 und 2013
stieg die Zahl der Einkom-
mensmillionärinnen und

-millionäre von 9 462 auf 17 400,
und seit Jahren senken Union und
SPD die Steuern auf große Vermö-
gen, auf hohe Einkommen und
Gewinne. Herr Schäuble lässt zu,
dass sich Amazon, IKEA und an-
dere große Konzerne notorisch
davor drücken, Steuern zu zahlen.

Millionen Euro fließen so jedes
Jahr in die Kassen der Unterneh-
men und die Geldbeutel der Rei-
chen. Gleichzeitig heben Sie den
Regelsatz für Menschen, die von
Hartz IV oder von der Grundsi-
cherung im Alter leben müssen,
nur um mickrige 5 Euro an. Das

ist ungerecht und schlicht eine
Frechheit.

Ihr Fünfter Armuts- und Reich-
tumsbericht zeigt deutlich: Von
1995 bis 2014 ist die Armutsquo-
te, Herr Whittaker, drastisch ge-
stiegen, und die soziale Ungleich-
heit hat deutlich zugenommen.
Auf Deutsch – Faktencheck –: Die
Reichen wurden immer reicher,
und die Armen immer zahlreicher.
– Darum wollte die CDU/CSU
wohl so lange wie möglich ver-
meiden, dass wir heute hier im
Plenum über den Bericht debattie-
ren. Kein Wunder: Ihr Bericht be-
schreibt manches, aber er drückt
sich um die Kritik.

Armut und Reichtum nehmen
gleichermaßen zu oder, wie es der
renommierte Kölner Armutsfor-
scher Christoph Butterwegge aus-
drückt: „Während die einen nach
oben fahren, fahren die anderen
nach unten.“ Professor Butterweg-
ge nennt das Paternoster-Effekt.

Meine Damen und Herren von
der Koalition, es wäre gut, wenn
Sie diesen Paternoster-Effekt kriti-
sierten. Das tun Sie aber nicht. Im
Gegenteil: Sie ignorieren, dass hier
in Deutschland, in der viertgröß-
ten Volkswirtschaft der Welt, das
oberste Prozent der Einkommens-
beziehenden über 400 000 Euro

im Jahr hat und gleichzeitig im-
mer mehr Menschen in Müllton-
nen nach leeren Flaschen wühlen
müssen, weil sie zu arm sind. Das
können Sie, Herr Whittaker, übri-
gens auch hier im Regierungsvier-
tel sehen. Wir Linken sagen: Das
ist beschämend, und das muss un-
bedingt ein Ende haben.

Ihr Armuts- und Reichtumsbe-
richt zeigt uns einen Teil der be-
schämenden Zustände von heute,
zum Beispiel, dass immer mehr
Menschen auf die Grundsicherung
im Alter, also auf das Rentner-
Hartz-IV, angewiesen sind, und
zwar absolut und relativ. Aber Ihr
Bericht verschweigt, dass nach den
Zahlen der Europäischen Union
schon heute 2,7 Millionen Men-
schen in unserer reichen Gesell-
schaft in Altersarmut leben. In kei-
ner Altersgruppe wächst die Armut
so schnell wie bei den Seniorin-
nen und Senioren; Kollege Streng-
mann-Kuhn hat es schon gesagt.

Meine Damen und Herren, die
vorgestern erschienene Studie von
Bertelsmann-Stiftung und DIW
zur Altersarmut schaut in die Zu-
kunft. Die Zukunft wird noch düs-
terer werden. Wenn wir jetzt nicht
handeln, dann wird sich die An-
zahl der armen Rentnerinnen und
Rentner in Ostdeutschland bis

2030 verdoppeln, dann wird bis
2030 im Osten jeder Dritte im Al-
ter in Armut leben müssen, in
Deutschland jeder Fünfte. Mit an-
deren Worten: In wenigen Jahren
werden 20 Prozent der älteren
Menschen in Deutschland in Ar-
mut leben. Besonders gefährdet
sind heute und in Zukunft allein-
stehende Frauen. Besonders ge-
fährdet sind Langzeiterwerbslose
sowie Migrantinnen und Migran-
ten. Ich frage Sie, liebe Kollegin-
nen und Kollegen von der Union:
Wann wachen Sie eigentlich end-
lich einmal auf?

In der Bertelsmann-Studie heißt
es – Zitat –:Es lässt sich aber fest-
halten, dass eine Abschaffung der
Abschläge – bei Erwerbsminde-
rungsrenten –zu einer deutlichen
Reduktion der Altersarmut für die
betroffene Gruppe führen würde.

Das fordern die Linke, Gewerk-
schaften, Sozialverbände und
Bündnis 90/Die Grünen, und bis
2013 forderte das auch die SPD.
Aber genau das machen Sie nicht.
Sie lassen die heutigen Erwerbs-
minderungsrentnerinnen und
rentner im Regen stehen. Sie be-
strafen Menschen, die zu krank
zum Arbeiten sind, weiter mit sys-
temwidrigen Abschlägen. Nie-
mand wird freiwillig krank. Ich
fordere Sie auf: Schaffen Sie die
Abschläge für Erwerbsminde-
rungsrentnerinnen und rentner
ab, für die 1,8 Millionen, die
schon heute im Schnitt nur 711
Euro erhalten, und für die, die
künftig auf so eine Rente angewie-
sen sein werden! Das muss doch
drin sein.

Wir müssen endlich dafür sor-
gen, dass in unserem reichen Land
niemand mehr in Armut lebt und
dass niemand mehr von gesell-
schaftlicher Teilhabe ausgeschlos-
sen wird. Ob Kino oder Theater,
ob gesundes Essen, Tickets für
Busse und Bahnen, ein Schulran-
zen oder ein Kaffee oder ein Bier
mit Freundinnen und Freunden:
Das alles muss auch von armen
Menschen bezahlt werden kön-
nen. Deshalb sagt die Linke: Nie-
mand soll in unserer Gesellschaft
von weniger als 1 050 Euro im
Monat leben müssen – keine Al-
leinerziehende, kein Erwerbsloser,
kein Erwerbsminderungsrentner
und keine Rentnerin. Warum 1
050 Euro? Nun, weil das DIW fest-
gestellt hat, dass alle Einpersonen-
haushalte, die weniger als 1 050
Euro zur Verfügung haben,
schlicht arm sind.

Und darum sage ich Ihnen ganz
zum Schluss: Hören Sie endlich
auf, die Armut wegzudefinieren!
Allen, die behaupten, die relative
Armutsgrenze von 60 Prozent des
Durchschnittseinkommens, also 1
050 Euro für einen Single, sei nur
eine relative Größe, – die zwar die
Spreizung der Einkommen zeige,
aber nicht die absolute Armut, sa-
ge ich zum Schluss: Es geht nicht
nur darum, die absolute Armut
mit Sozialhilfe zu bekämpfen, es
geht nicht nur darum, Elend zu
bekämpfen, sondern es geht auch
darum, alle Menschen in Würde
an unserer Gesellschaft teilhaben
zu lassen.

(Beifall bei der LINKEN)
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Stephan Stracke, CDU/CSU:

Jetzt ist die Zeit für
Steuerentlastungen für alle

Stephan Stracke (*1974)
Wahlkreis Ostallgäu

Ich bin Ihnen dankbar, lieber
Herr Kollege Birkwald, dass Sie
die Bertelsmann-Studie, die

vor kurzem veröffentlicht wurde,
erwähnt haben. Das gibt Gelegen-
heit, diese herauszugreifen und zu
beleuchten. Zum einen: Grundsi-
cherung im Alter zu erhalten, ist

nicht gleichzusetzen mit Altersar-
mut, sondern die Grundsicherung
ist zunächst einmal ein Instru-
ment, um vor Altersarmut zu
schützen. Das ist das Entscheiden-
de in dem Bereich.

Dazu haben wir sie im Jahr
2003 eingeführt. Verschämte Al-
tersarmut wollten wir dadurch be-
seitigen, und das ist uns auch in
großem Maße gelungen. Die Ar-
mut betrifft im Übrigen ältere
Menschen weitaus weniger als
Menschen, die noch im Erwerbsle-
ben stehen. Das zeigen auch die
Berichte auf, die uns vorliegen.
Die Bezieher kleinerer Renten sind
im Regelfall auch nicht auf
Grundsicherung angewiesen. Viel-
mehr gilt: Altersarmut ist in der
Regel nicht das Thema, sie ist viel-
mehr die relativ seltene Ausnah-
me. Ich will Ihnen, weil hier alle
sehr aufgeregt sind, dafür einmal

ein Beispiel nennen. Bei jeman-
dem, der eine gesetzliche Rente
von weniger als 600 Euro bezieht,
würden Sie davon ausgehen, dass
er in der Grundsicherung ist. Tat-
sächlich befinden sich aber nur 6
Prozent unserer Rentnerinnen und
Rentner in der Grundsicherung.
Das zeigt doch, dass Altersarmut
Gott sei Dank in dieser Gesell-
schaft nicht die Regel ist, sondern
die relativ seltene Ausnahme. Wir
sollten uns aber natürlich auch
daran messen lassen, das zu ver-
bessern.
Die beste Politik für ein gutes Le-
ben in Deutschland ist natürlich
eine gute Arbeitsmarktpolitik bzw.
eine gute Bildungspolitik. Und Al-
tersarmut lässt sich eben am sinn-
vollsten präventiv durch sichere
und ordentlich bezahlte Beschäfti-
gung bekämpfen. Dafür haben wir
in dieser Wahlperiode – auch mit

dem Mindestlohn, mit der Stär-
kung der Sozialpartnerschaft und
mit vielem mehr – eine Menge ge-
tan. Es geht vor allem darum, Re-
paraturmaßnahmen zu vermei-
den. Diese sind nämlich nicht vor-
dringlich. Jetzt geht es darum,
dass wir beim Arbeitsmarkt auch
darauf achten, den Rahmen wei-
terhin hochzuhalten. Wir sollten
keine Steuererhöhungen machen,
wie es jetzt beispielsweise die SPD
vorgeschlagen hat, sondern ganz
im Gegenteil: Jetzt ist Zeit für
Steuerentlastungen für alle. Und
dafür ist auch der entsprechende
Rahmen vorhanden. Seit 2005
sind die Arbeitnehmerentgelte
stärker als die Gewinneinkommen
gestiegen. Auch die Reallöhne
sind im Übrigen spürbar gestie-
gen. Die Ministerin hat darauf
hingewiesen, dass die gemessen
am Gehalt unteren 40 Prozent der
Beschäftigten 2015 real weniger
verdient haben als Mitte der 90er-
Jahre. Auch da lohnt es sich, einen
genauen Blick auf die Zahlen zu
werfen. Tatsache ist, dass diese
Senkungen und Einbußen im Re-
allohnbereich im Zeitraum zwi-
schen 1993 und 2007 stattgefun-
den haben, also zu einer Zeit, in

der im Wesentlichen die SPD re-
gierte. Seit 2009 sind die Reallöh-
ne kräftig gestiegen. Das zeigt: Po-
litik muss man richtig machen.
Und wir vonseiten der Union tun
das auch.

Erstmals seit dem Jahr 1993 ist
die Zahl der Langzeitarbeitslosen
unter die Marke von 1 Million ge-
sunken. Auch dazu können wir sa-
gen: In diesem Bereich haben wir
richtig gehandelt. Ja, es ist unser
gemeinsames Ziel, die Altersarmut
von Rentnerinnen und Rentnern
zu verhindern. Auch in diesem
Zusammenhang ist ein Blick auf
die Rentensteigerungen gut: In
den letzten zehn Jahren sind die
Renten in Westdeutschland um
15,9 Prozent und im Osten sogar
um 24,1 Prozent gestiegen. Das
heißt, die Renten sind gut gestie-
gen. Trotz eines um 6,4 Prozent
gesunkenen Rentenniveaus haben
wir in Ostdeutschland eine Ren-
tensteigerung um 24,1 Prozent.
Das zeigt: Auch hier ist die Situati-
on anders, als es in diesem Land
oft behauptet wird. Die Renten
steigen, und das ist gut. Das
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kommt bei den Rentnerinnen und
Rentnern in diesem Land an. Al-
tersarmut sollten wir am besten
zielgenau bekämpfen; darauf habe
ich bereits hingewiesen. Drei Vier-
tel derer, die ab Erreichen der Re-
gelaltersgrenze Grundsicherung
im Alter beziehen, waren unmit-
telbar vor Eintritt in das Rentenal-
ter bereits Empfänger von Grund-
sicherungsleistungen, sei es ALG
II, Erwerbsminderungsrente oder
Sozialhilfe. Das bedeutet: Die Ur-
sachen liegen offensichtlich weit
vor dem Renteneintritt. Deswegen
müssen wir bei diesen Themen
sehr zielgenau arbeiten. Ich meine
den Übergang von Schule in Beruf
sowie die betriebliche Weiterbil-
dung. Außerdem müssen wir die
gesamten Bedarfsgemeinschaften
verstärkt in den Blick nehmen. In
Bayern gibt es ein hervorragendes,
funktionierendes Modellprojekt –
Tandem –, bei dem zusammen
mit den Kommunen versucht
wird, die gesamte Bedarfsgemein-
schaft in den Blick zu nehmen

und gute Lösungswege aufzuzei-
gen. Genau diese Ansätze sollten
wir verstetigen.

Herr Birkwald, Sie haben ausge-
blendet, dass ein höheres Renten-
niveau für alle, was vor allem Sie,
aber auch die SPD fordern, kein
taugliches Mittel zur Vermeidung
von Altersarmut ist. Das ist der
entscheidende Befund der Bertels-
mann-Studie in diesem Bereich.
Das hätte einen symbolischen
Wert, wäre aber Politik mit der
Gießkanne. So kann man Altersar-
mut nicht treffsicher bekämpfen.
Außerdem kostet das unglaublich
viel: Die kumulierten Kosten dafür
beliefen sich auf mindestens 100
Milliarden Euro. Schauen wir uns
einmal die 530 000 Menschen,
die Grundsicherung im Alter be-
ziehen, an: 25 Prozent davon ha-
ben keinerlei Rentenansprüche,
und 40 Prozent beziehen eine
Rente von unter 400 Euro. Diese
Menschen haben nichts, aber auch
gar nichts von den Rentenplänen
von Martin Schulz. Tatsächlich

würden diejenigen profitieren, die
lange gearbeitet haben und gut
verdient haben. Aber die haben in
der Regel nichts mit Altersarmut
zu tun. Ich würde sagen: Die Vor-
schläge gehen am Thema vorbei.
Das ist nichts anderes als bei der
Rente mit 63. Auch zu den Vor-
schlägen zur Solidarrente, die hier
unterbreitet wurden, lautet der Be-
fund der Bertelsmann-Stiftung:
Nicht zielführend. Die Zahlen lü-
gen nicht: Deutschland geht es so
gut wie nie. Die Wirtschaft
brummt, und die Löhne steigen.
Die Zahl der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten hat sich
insgesamt um 6 Millionen erhöht.
Besonders erfreulich ist, dass sich
die Zahl der Arbeitslosen halbiert
hat, die Zahl der jugendlichen Ar-
beitslosen sogar um 60 Prozent.
Die Einkommensungleichheit hat
seit 2005 nicht mehr zugenom-
men. Die Vermögensungleichheit
ist rückläufig, und die Mittel-
schicht ist stabil. Vor allem wich-
tig ist: Menschen, die die Unter-

stützung des Staates brauchen, er-
halten sie. Soziale Transferleistun-
gen wie Arbeitslosengeld II, Sozi-
alhilfe und Grundsicherung im
Alter senken das Armutsrisiko für
die Menschen. Das ist der zentrale
Befund des Fünften Armuts- und
Reichtumsberichts. Das heißt, der
Sozialstaat in Deutschland wirkt.

Das Volumen der sozialen Leis-
tungen in Deutschland liegt mitt-
lerweile bei über 888 Milliarden
Euro pro Jahr. Die Sozialausgaben
des Bundes sind von rund 145
Milliarden Euro im Jahr 2013 auf
über 170 Milliarden Euro in die-
sem Jahr gestiegen. Jetzt hat das
Bunadeskabinett den Bundeshaus-
halt für 2018 und die Finanzpla-
nung bis 2021 beschlossen. Hier-
bei sieht man eine weitere Steige-
rung der Sozialausgaben: 2021
werden diese bei 186 Milliarden
Euro liegen. Das heißt, von den
Gesamtausgaben des Bundes flie-
ßen über 52 Prozent in den Be-
reich des Sozialen. Das zeigt: Wir
sind ein leistungsfähiger Sozial-

staat in all diesen Bereichen.
In den letzten zwölf Jahren, in

denen die Union regiert hat, ha-
ben wir alle wirtschaftlichen Prog-
nosen immer wieder nach oben
korrigiert – das sei all denjenigen
gesagt, die sich auf die Prognosen
verlassen. Wenn man sich die
Prognosen anschaut, stellt man
fest, dass wir beim Beitragssatz
deutlich besser sind. Wir haben
beispielsweise ein deutlich besse-
res Rentenniveau; das steigt näm-
lich wieder. Eine gute Wirtschafts-
politik ist letztendlich eine gute
Sozialpolitik. Daran wollen wir
unter Führung der Christlich-So-
zialen Union und unter Führung
der CDU festhalten.

(Beifall bei der CDU/CSU )

Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. Es sprachen zudem Markus
Kurth (B90/Die Grünen), Dagmar
Schmidt (SPD) und Kristina Schröder
(CDU).

Debatte zur Regierungserklärung zum Europäischen Rat /243. Sitzung des 18. Deutschen Bundestages am 29. Juni 2017

Dr. Angela Merkel, CDU, Bundeskanzlerin:

Nachhaltiges Handeln ist vernetzt
und nur miteinander möglich

Angela Merkel (*1954)
Bundeskanzlerin

Der Europäische Rat hat in
der vergangenen Woche
in Brüssel ein Signal der

Tatkraft und der Zuversicht abge-
geben. Wir haben bei diesem Rat
alle spüren können, dass Europa
bei den wichtigen Fragen unserer
Zeit vorankommt und wieder op-
timistischer in die Zukunft schaut.
Das ist auch der intensiven Ab-
stimmung zwischen Deutschland
und Frankreich zu verdanken,
aber auch dem Geist der Zusam-
menarbeit und des Zusammen-
halts, der bei allen Beteiligten zu
spüren war.

Wir haben uns beim letzten Eu-
ropäischen Rat mit einer ganzen

Reihe wichtiger Themen beschäf-
tigt, die alle eines gemeinsam ha-
ben: Sie sind alle mitentscheidend
für die Frage, welche Rolle Europa
zukünftig in der Welt spielen
wird. Der Kampf gegen den Kli-
mawandel, die Bedrohung durch
den internationalen Terrorismus,
die Chancen von Globalisierung
und Digitalisierung, die Ursachen
von Flucht und Migration – keine
dieser Herausforderungen macht
heutzutage vor irgendwelchen
Ländergrenzen halt.

Deshalb gilt heute mehr als je
zuvor: Wer glaubt, die Probleme
dieser Welt mit Isolationismus
und Protektionismus lösen zu
können, der unterliegt einem ge-
waltigen Irrtum.

Nur gemeinsam wird es uns ge-
lingen, die richtigen Antworten
auf die zentralen Fragen unserer
Zeit zu finden. Das gilt für die
G 20 genauso wie für die Europäi-
sche Union. Deshalb war es sehr
wichtig, dass sich der Europäische
Rat in der vergangenen Woche
nicht nur mit dem erforderlichen
Ehrgeiz, sondern auch mit der ge-
botenen Ruhe und Konzentration
den bevorstehenden Aufgaben ge-
widmet hat.

Spätestens seit dem Referendum

in Großbritannien zum Austritt
des Landes aus der Europäischen
Union vor einem Jahr spürt man
einen neuen Geist des Zusammen-
halts der zukünftig 27 Mitglied-
staaten der Europäischen Union.
Nach den oft schwierigen und
manchmal auch dramatischen Si-
tuationen, die wir in Europa in
den vergangenen Jahren erlebt ha-
ben, ist dies für mich ein klarer
Ausdruck der Tatkraft unserer Uni-
on. Europa hat in der Vergangen-
heit bewiesen, dass es immer wie-
der gemeinsame überzeugende
Lösungen finden kann, und seien
die Verhandlungen noch so zäh
und noch so mühsam.

Heute können wir feststellen,
dass es Europa wirtschaftlich wie-
der deutlich besser geht. Das ha-
ben sowohl Herr Draghi von der
Europäischen Zentralbank als
auch Jean-Claude Juncker so ein-
geschätzt. Dieses Jahr können alle
28 Mitgliedstaaten wieder mit po-
sitivem Wachstum rechnen. Die
Arbeitslosenquote ist in der Euro-
päischen Union so niedrig wie seit
acht Jahren nicht mehr. Nach An-
gaben der Europäischen Kommis-
sion wurden seit 2013 europaweit
10 Millionen neue Arbeitsplätze
geschaffen. Die Beschäftigungs-

quote ist auf dem höchsten Stand
aller Zeiten angelangt. Das sind
Erfolge, die Europa noch vor we-
nigen Jahren kaum jemand zuge-
traut hätte. Das sind Erfolge, die
darauf gründen, dass Europa im-
mer dann, wenn es tatsächlich da-
rauf ankommt, in der Lage ist, ge-
meinsam zu handeln.

Es ist genau diese Fähigkeit zu
gemeinsamen Lösungen, zu Kom-
promissen, bei denen die Vorteile
die Nachteile überwiegen, die
Europa ausmacht. Diese Fähigkeit
zeigt, dass es um den Zusammen-
halt der Europäischen Union
deutlich besser bestellt ist, als es
manche hitzige Debatte vermuten
lässt.

Im März haben wir dieses Ge-
meinschaftsgefühl bei den Feier-
lichkeiten zum 60. Jahrestag der
Unterzeichnung der Römischen
Verträge deutlich erfahren kön-
nen. Genauso ist es mit den gera-
de begonnenen Verhandlungen
zum Austritt Großbritanniens aus
der Europäischen Union. Auf die-
se Verhandlungen sind wir, die zu-
künftig 27 Mitgliedstaaten, und
die europäischen Institutionen
hervorragend vorbereitet. Wir ste-
hen eng zusammen. Doch so in-
tensiv wir die Verhandlungen mit
Großbritannien auch führen wer-
den, so sehr sind wir gemeinsam
auch davon überzeugt, dass für
uns Vorrang hat, die eigene Zu-
kunft in der Europäischen Union
zu gestalten – Brexit hin oder her.

Gerade wir in Deutschland ha-
ben im Übrigen ein ureigenes In-
teresse daran, dass Europa auch in

Zukunft zusammenhält. Wir wis-
sen, dass es auch Deutschland auf
Dauer nur dann gut geht, wenn es
auch Europa gut geht.

Parallel zu den Austrittsver-
handlungen mit Großbritannien
müssen und werden wir nach vor-
ne blicken und gemeinsam inten-
siv daran arbeiten, die Europäi-
sche Union weiter zu verbessern.
Deshalb haben wir uns beim Eu-
ropäischen Rat für eine Vertiefung
des Binnenmarktes ausgespro-
chen, und zwar insbesondere in
dem wichtigen Bereich der Digita-
lisierung. Das umfasst auch die
hohe Bedeutung, die wir an-
spruchsvollen Freihandelsabkom-
men beimessen; denn der Welt-
handel ist für den Wohlstand in
Europa von überragender Bedeu-
tung. Mit den Freihandelsabkom-
men kann es gleichzeitig gelingen,
uns auch künftig besser vor unfai-
ren Handelspraktiken zu schüt-
zen.

Entscheidend für den Erfolg
Europas ist und bleibt die
deutsch-französische Zusammen-
arbeit. Wie gut die Zusammenar-
beit zwischen Deutschland und
Frankreich, aber auch mit anderen
europäischen Partnern funktio-
niert, das hat sich beim zurücklie-
genden Europäischen Rat auch ge-
zeigt. Alle zukünftigen 27 Mit-
gliedstaaten der Europäischen
Union haben sich beispielsweise
nach intensiver gemeinsamer Vor-
bereitung mit Frankreich unmiss-
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verständlich zum Pariser Klima-
schutzabkommen bekannt.

Die Europäische Union steht
uneingeschränkt zu ihrer Zusage
von Paris und wird das Abkom-
men zügig und entschlossen um-
setzen. Mehr noch: Seit der Ent-
scheidung der Vereinigten Staaten
von Amerika, das Klimaabkom-
men von Paris zu verlassen, sind
wir entschlossener denn je, es zum
Erfolg zu führen. Es steht außer
Zweifel: Wir alle, auch Deutsch-
land, haben dazu selbstverständ-
lich unsere Hausaufgaben zu ma-
chen. Und da gibt es auch bei uns
noch einiges zu tun. Das weiß ich
sehr wohl. Das Entscheidende
aber ist doch, dass wir unsere Zie-
le erreichen wollen, weil wir wis-
sen, dass wir sie erreichen müssen,
weil wir davon überzeugt sind,
dass der Klimawandel eine der
größten Menschheitsherausforde-
rungen ist, eine für uns alle auf
der Welt existenzielle Herausfor-
derung.

Wir wollen und müssen diese
existenzielle Herausforderung be-
wältigen. Und wir können und
werden nicht darauf warten, bis
auch der Letzte auf der Welt von
den wissenschaftlichen Erkennt-
nissen in Bezug auf den Klima-
wandel überzeugt werden konnte.
In einem Wort: Das Pariser Ab-
kommen ist unumkehrbar, und es
ist nicht verhandelbar.

Wir wollen und wir werden ge-
meinsam unsere Erde schützen
und damit zugleich die wirtschaft-
lichen Chancen für Wohlstand
und nachhaltiges Wachstum er-
kennen und nutzen, die sich aus
der Umsetzung dieses Abkom-
mens ergeben. Wir werden als Eu-
ropäische Union unserer Verant-
wortung dabei gerecht werden,
vorneweg die besonders betroffe-
nen ärmsten und verletzlichsten
Länder bei der Anpassung an den
Klimawandel und beim Klima-
schutz zu unterstützen.

Meine Damen und Herren,
beim Europäischen Rat haben wir
darüber hinaus auch vereinbart,
dass Europa bei der Bekämpfung
des internationalen Terrorismus
und in der Gemeinsamen Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik
mehr Verantwortung übernehmen
und noch enger zusammenarbei-
ten muss. Auch hier arbeiten
Deutschland und Frankreich sehr
eng zusammen. Eine stärkere eu-
ropäische Zusammenarbeit in der
Sicherheitspolitik geschieht aus-
drücklich – und zwar im besten
eigenen europäischen Interesse –
nicht in Konkurrenz, sondern in
Ergänzung zur NATO. Unser euro-
päischer sicherheitspolitischer An-
satz geht weit über den rein mili-
tärischen der NATO hinaus. Er
umfasst, dass immer auch ziviles
und entwicklungspolitisches En-
gagement nötig ist, um Krisen zu
bewältigen, Konflikte zu befrieden
und Fluchtursachen zu bekämp-

fen. Deshalb ist es von großer Be-
deutung, dass wir beim letzten Eu-
ropäischen Rat auch den gegen-
wärtigen Stand unserer Migrati-
ons- und Flüchtlingspolitik bera-
ten haben. Dieser Bereich gehört
ohne jeden Zweifel zu denen, in
denen Europa weit, weit hinter
seinen Möglichkeiten bleibt. Es
sind weitere gemeinsame Schritte
sowohl innerhalb der Europäi-
schen Union als auch bei der Zu-
sammenarbeit mit den Herkunfts-
und Transitstaaten nötig. Darauf
werde ich auch weiter drängen.

Meine Damen und Herren, der
französische Präsident Emmanuel
Macron und ich haben darüber
hinaus vereinbart, einen Fahrplan
für die mittelfristige Perspektive
einer Vertiefung der Europäischen
Union und insbesondere auch ei-
ner Vertiefung der Euro-Zone zu
entwickeln. Mir ist sehr wichtig,
dass hierfür die Rahmenbedin-
gungen stimmen. Das bedeutet:
Risiken, Haftung und Entschei-
dungsmöglichkeiten sollten wei-
terhin in einer Hand bleiben.

Natürlich wird es bei einer Ver-
tiefung der Euro-Zone viele Fragen
geben, die sich nicht über Nacht
klären lassen. Wichtig ist aber,
dass wir gemeinsam mit Frank-
reich daran arbeiten; denn wir
sind uns beide im Klaren, dass die
Interessen Deutschlands und die
Interessen Frankreichs auf das
Engste miteinander verbunden
sind, wenn es um die Zukunft
Europas geht.

Vorgelebt hat das im Übrigen
der große Europäer Helmut Kohl,
ohne den das heutige Europa
überhaupt nicht vorstellbar wäre.

Helmut Kohl wusste, dass auch
Deutschland nur dann erfolgreich
sein kann, wenn auch Europa er-
folgreich ist. Er wusste, dass ein er-
folgreiches Europa auf ein starkes
Frankreich und auf eine enge
deutsch-französische Zusammen-
arbeit angewiesen ist. Helmut
Kohl war ein Glücksfall für uns
Deutsche, und er war ein Glücks-
fall für Europa.

Helmut Kohl verstand, dass die
Einheit Deutschlands in Frieden
und Freiheit untrennbar mit der
Einheit Europas in Frieden und
Freiheit verbunden war, und er hat
sich um beide Ziele wie kaum ein
anderer verdient gemacht. Ich fin-
de es deshalb eindrucksvoll und
sehr berührend, dass übermorgen
in Straßburg erstmals in der euro-
päischen Geschichte ein europäi-
scher Trauerakt im Gedenken an
einen großen europäischen Staats-
mann stattfindet, an den Kanzler
der Einheit und Ehrenbürger
Europas Helmut Kohl.

Ich meine, wir sollten versu-
chen, die Zukunft Europas mit
demselben Mut und derselben
Entschlossenheit in Angriff zu
nehmen, wie er dies einst getan
hat. Das verstehe ich als das Ver-
mächtnis, das er uns und nachfol-

genden Generationen hinterlässt.
Dieses Vermächtnis ist umso be-
deutender, als wir heute in einer
globalisierten Welt leben, in der
wir uns immer weniger darauf ver-
lassen können, dass andere die
Probleme für uns lösen.

Die Welt wartet nicht auf uns
Europäer, und Europa wird nicht
umhinkommen, sein Schicksal
stärker in die eigene Hand zu neh-
men und in Zukunft deutlich
mehr Verantwortung in der Welt
zu übernehmen als in der Vergan-
genheit. Wenn uns dies als Euro-
päischer Union gelingt, dann kön-
nen wir umso glaubhafter und
überzeugender darauf hinwirken,
dass andere sich ebenfalls engagie-
ren. Auch deshalb freue ich mich
ganz besonders über die große
Unterstützung, die wir von unse-
ren europäischen Partnern für die
Agenda des G-20-Gipfels erhalten
haben. Wir werden heute noch
ein Treffen mit all den Teilneh-
mern an dem G-20-Gipfel aus der
Europäischen Union haben, um
unsere Vorhaben noch einmal zu
besprechen.

Ich freue mich, am 7. und 8. Ju-
li 2017 erstmals die Staats- und
Regierungschefs der G 20 zu ei-
nem Gipfel in Hamburg zu emp-
fangen. Der G-20-Gipfel findet in
diesem Jahr unter besonders he-
rausfordernden Bedingungen
statt. Ich nenne nur die größten
Herausforderungen: Terrorismus,
Klimawandel, Protektionismus.
All diese Themen stehen auf der
Tagesordnung.

Die Welt ist in Unruhe, sie ist
uneiniger geworden. Die G 20 ste-
hen für fast zwei Drittel der Welt-
bevölkerung, sie erwirtschaften
über vier Fünftel des weltweiten
Bruttoinlandsproduktes, und sie
wickeln drei Viertel des weltweiten
Handels ab.

Ich habe mir für den Gipfel das
Ziel gesetzt, dass von ihm ein Sig-
nal der Entschlossenheit ausgeht,
mit dem die Staats- und Regie-
rungschefs der G 20 zeigen, dass
sie ihre überaus große Verantwor-
tung für die Welt verstanden ha-
ben und dass sie diese Verantwor-
tung auch übernehmen.

Zum Gipfel werden neben den
G-20-Staaten Spanien, Norwegen,
die Niederlande und Singapur so-
wie die Vertreter der Regionalorga-
nisationen kommen, konkret: Vi-
etnam für die Asiatisch-Pazifische
Wirtschaftsgemeinschaft, Guinea
für die Afrikanische Union und
Senegal für die Neue Partnerschaft
für Afrikas Entwicklung. Insgesamt
wird somit ein wirklich großer
Teil derer, die die Weltbevölke-
rung repräsentieren, am Tisch sit-
zen. Ich bin überzeugt: Wir brau-
chen die G 20 dringender denn je,
weil wir nur gemeinsam etwas be-
wegen können, und zwar schnel-
ler und effektiver, als dies mit na-
tionalen Alleingängen auch nur
im Ansatz jemals möglich wäre.

Das Erlebnis gründet sich auf
die erste Sitzung der G 20 wäh-
rend der Finanz- und Wirtschafts-
krise 2008/2009, als sich die G 20
zum ersten Mal auf der Ebene der
Staats- und Regierungschefs ge-
troffen haben. Wir haben damals
unter Beweis gestellt: Gemeinsa-
mes Handeln kann die schreckli-
chen Auswirkungen der Finanz-
und Wirtschaftskrise zumindest
lindern.

Wir haben viele Gremien, in de-
nen es um die richtigen Strategien
geht. Das gilt
nicht nur für die
Europäische Uni-
on, sondern auch
für die Vereinten
Nationen; Gre-
mien wie die Welt-
handelsorganisati-
on, die Weltge-
sundheitsorgani-
sation, Weltbank,
OECD, FSB, ILO oder IWF. Alle
diese Organisationen sind von
übergroßer Bedeutung. Sie alle
unterstützen uns in der G 20.

Das macht den Kern des Tref-
fens der G 20 aus: Nur gemeinsam
können wir etwas bewegen. Den
Multilateralismus zu stärken, das
ist der Gedanke, der sich daher
wie ein roter Faden durch die Gip-
felerklärung zieht, an der wir ar-
beiten. Genau dieser Gedanke
liegt auch dem Motto unserer
deutschen G-20-Präsidentschaft
und des Gipfels zugrunde, näm-
lich: Eine vernetzte Welt gestalten.

Das bedeutet zweierlei: Erstens.
Nachhaltiges Handeln ist vernetzt
und deshalb nur miteinander
möglich. Zweitens. Wir halten un-
sere Zukunft selbst in unseren
Händen. Das heißt, wir gestalten
unsere Werte und Interessen. Wir
sollten und werden auch nicht ge-
trieben sein, solange wir die The-
men gemeinsam angehen, die uns
alle betreffen. Also: In einer globa-
lisierten Welt können wir nur ge-
meinsam etwas erreichen. Kein
Land kann die Herausforderungen
unserer Zeit allein bewältigen.

Ich freue mich, dass die deut-
sche G-20-Präsidentschaft durch-
aus auf großes Interesse stößt. Das
zeigt sich an der Resonanz auf un-
seren breiten Dialog mit der Zivil-
gesellschaft. Ich war erst letzte Wo-
che in Hamburg zu Gast bei
Nichtregierungsorganisationen
und habe mit ihnen die Themen
Klima, Entwicklung, Nachhaltig-
keit und Gesundheit diskutiert.
Auch hier wurde von den Nichtre-
gierungsorganisationen die über-
große Bedeutung multilateraler
Zusammenarbeit noch einmal in
den Fokus gerückt.

Die multilaterale Zusammenar-
beit hat drei Zielen zu dienen: ers-
tens Stabilität sicherzustellen,
zweitens die Zukunftsfähigkeit zu
verbessern und drittens Verant-
wortung zu übernehmen. Wir er-
reichen eine stabile Weltordnung

dann, wenn wir weiterhin für eine
zunehmende ökonomische Inte-
gration und einen grenzüber-
schreitenden Handel arbeiten;
denn beides hat weltweit Wachs-
tum und Wohlstand gebracht, Ar-
beitsplätze geschaffen und zur Re-
duzierung von Armut beigetragen.

Gleichzeitig erleben wir jedoch,
dass Verunsicherung und Sorgen
zunehmen; denn viele Menschen
können an den Vorteilen der Glo-
balisierung nicht teilhaben oder
sie fühlen sich von der Entwick-

lung abgehängt. Da-
bei spielt weniger ei-
ne Ablehnung von
Handelsbeziehun-
gen als eine Verunsi-
cherung gegenüber
neuen Technologien
eine Rolle.

Obwohl der Wohl-
stand in Deutsch-
land mit einer ex-

portorientierten Wirtschaft auf of-
fenen Märkten mit transparenten
Regeln begründet ist, gibt es auch
bei uns viele kritische Stimmen zu
Handelsabkommen. Einzelne
Staaten reagieren auf diese Sorgen
mit verstärkten Rufen nach Ab-
schottung und Handelsbeschrän-
kungen. Ich bin jedoch überzeugt,
dass Protektionismus keine Lö-
sung sein kann. Er schadet allen
Beteiligten, und deshalb brauchen
wir offene Märkte. Mein Ziel ist es
daher, dass vom G-20-Gipfel ein
deutliches Signal für freie Märkte
und gegen Abschottung sowie ein
klares Bekenntnis zum multilate-
ralen Handelssystem ausgeht.

Die G 20 hat sich das Ziel ge-
setzt, das Wachstum ihrer Volks-
wirtschaften so auszurichten, dass
davon alle profitieren können. Ei-
nen wichtigen Beitrag dazu leistet
die internationale Zusammenar-
beit in Steuerfragen. Durch den
internationalen Druck ist es ge-
lungen, die Zahl der als nicht ko-
operativ eingestuften Jurisdiktio-
nen stark zu reduzieren. Ohne die
Zusammenarbeit im Format der
G 20 wäre uns dies so nicht gelun-
gen.

Wir wissen, eine stabile Wirt-
schaft braucht funktionierende Fi-
nanzmärkte. Deshalb setze ich
mich dafür ein, die G-20-Finanz-
marktreformagenda weiter mit
Nachdruck umzusetzen. Uns wird
zum Beispiel der Finanzstabilitäts-
rat zum Gipfel einen Bericht zur
Wirksamkeit der bisherigen Arbei-
ten zu Schattenbanken vorlegen,
auf dessen Basis dann mögliche
weitere Regulierungsvorschläge er-
arbeitet werden sollen.

Wirtschaftliche Entwicklung
und Nachhaltigkeit gehen Hand
in Hand. Deshalb ist die G 20 das
richtige Format, um auch die Um-
setzung der Agenda 2030 für
nachhaltige Entwicklung voranzu-
treiben. Wir wollen mit unseren
G-20-Partnern hier eine Vorreiter-
rolle bei der Umsetzung einneh-
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men, und ich möchte die
G-20-Partner beispielsweise für
die Verpflichtung gewinnen, rasch
über unsere nationalen Umset-
zungsstrategien zu berichten.
Denn die Zeit drängt. Wir müssen
unsere Weltordnung zukunftsfähig
machen. Multilaterales Handeln
muss dem zweiten Ziel dienen,
die Zukunftsfähigkeit eben auch
zu verbessern.

1995 waren lediglich 4 Prozent
der Menschen weltweit mit dem
Internet verbunden; heute sind es
bereits 40 Prozent. Diese Entwick-
lung geht weiter und weiter. Sie
betrifft nicht nur Menschen, son-
dern immer mehr auch Dinge.
Wir erleben eine digitale Revoluti-
on unseres Lebens, eine digitale
Transformation unserer Wirtschaft
und Gesellschaft. Diese digitale
Transformation braucht, wie alles,
was wir tun, Regeln.

Mittelfristiges Ziel dazu ist zum
Beispiel eine Verständigung über
technische Standards. Wir wollen
und wir müssen in der G 20 unse-
re Zusammenarbeit hierzu weiter
ausbauen. Es gab in diesem Jahr
unter deutscher Präsidentschaft
zum ersten Mal ein Treffen der Di-
gitalminister. Diese gesamte Zu-
sammenarbeit steckt noch in den
Anfängen; ich halte sie aber für
absolut wichtig.

Es gibt wenige Themen wie die
Menschheitsherausforderung des
Klimaschutzes – ich sagte es zu
Beginn –, bei denen so spürbar
wird, wie sehr wir alle auf der Er-
de schicksalhaft miteinander ver-
bunden sind und wie wichtig es
ist, die Zukunftsfähigkeit zu ver-
bessern. Nachdem die USA nun
angekündigt haben, das Pariser
Abkommen zu verlassen, können
wir in Hamburg keine einfachen
Gespräche erwarten. Der Dissens
ist offenkundig, und es wäre un-
aufrichtig, wenn wir ihn übertün-
chen würden. Das werde ich je-
denfalls nicht tun.

Als G 20 können wir die He-
rausforderung, die mit dem Kli-
mawandel für uns alle auf der
Welt verbunden ist, nicht ignorie-
ren. Wir müssen dabei auch die
Hoffnungen vieler Länder, gerade
auch vieler Entwicklungsländer
wie zum Beispiel die kleinen In-
selstaaten, im Blick haben, gerade
weil in der G 20 die wirtschaftlich
stärksten Länder der Welt zusam-
menkommen.

Ich kann natürlich den Beratun-
gen des Gipfels gerade zum Kli-
maschutz heute nicht vorgreifen.
Aber ich bin entschlossen, sie so
zu führen, dass sie dem Inhalt
und Ziel des Pariser Abkommens
dienen.

In Hamburg wollen wir uns da-
rüber hinaus auch für menschen-
würdige Arbeitsbedingungen in
globalen Lieferketten einsetzen.
Eng damit zusammen hängt die
Stärkung der Frauen, insbesondere
bei der Integration in den Arbeits-

markt. Wir wollen weiter daran ar-
beiten, das auf dem G-20-Gipfel
im australischen Brisbane gesetzte
Ziel zu erreichen, die Lücke der
Erwerbsbeteiligung von Frauen bis
2025 um 25 Prozent zu reduzie-
ren und die Qualität der Frauener-
werbstätigkeit zu verbessern.

Daneben wollen wir den Zu-
gang von Frauen in Entwicklungs-
ländern zu Unternehmertum und
ihren Zugang zu Bildung fördern,
insbesondere auch in den Berei-
chen Digitalisierung und Informa-
tionstechnologie. Dazu wollen wir
bei der Weltbank ein Finanzie-
rungsinstrument aufsetzen, um
den Zugang von Unternehmerin-
nen zu Krediten zu vereinfachen.

Ein neues und aus meiner Sicht
äußerst wichtiges Thema der G 20
ist die globale Gesundheit. Wir
brauchen dringend eine bessere
Kooperation, um uns besser gegen
Gesundheitsrisiken und insbeson-
dere auch Pandemien zu wapp-
nen. Übertragbare Krankheiten
kennen keine Grenzen. Die
menschlichen, aber auch die öko-
nomischen Auswirkungen können
enorm sein. Das wurde uns etwa
bei dem Ebolaausbruch sehr deut-
lich vor Augen geführt. Gleiches
gilt auch für die Verbreitung von
Antibiotikaresistenzen.

Das Thema Gesundheit gehört
auf unsere Agenda. Wir brauchen
eine starke Weltgesundheitsorga-
nisation und eine bessere Zusam-
menarbeit gerade auch mit Afrika.

In unserer Präsidentschaft ha-
ben wir deshalb erstmals Afrika zu
einem Schwerpunkt der G 20 ge-
macht. Ich danke allen Ministe-
rien der Bundesregierung, die da-
bei mitgewirkt haben. Dabei geht
es vor allem darum, wie wir es ge-
meinsam schaffen können, dass
sich mehr private Investoren in
Afrika engagieren und so zu wirt-
schaftlicher Entwicklung und Be-
schäftigung beitragen; denn wir
müssen ganz klar konstatieren:
Wenn in vielen afrikanischen Län-
dern Jahrzehnte nach der Unab-
hängigkeit die Zugangsrate zu
elektrischem Strom um die 20
Prozent liegt, also 80 Prozent der
Menschen dort keinen Zugang zu
elektrischem Strom haben, dann
kann wirtschaftliche Entwicklung
in breitem Umfang gar nicht funk-
tionieren. Deshalb danke ich da-
für, dass sich die Bundesregierung
mit dem Compact with Africa und
anderen Initiativen wirklich mit
diesem Thema neben der Entwick-
lungshilfe, nicht anstelle der Ent-
wicklungshilfe, stark beschäftigt
hat. Die Philosophie unseres En-
gagements ist folgende: Mit re-
formbereiten Ländern wollen wir
Investitionspartnerschaften, eben
solche Compacts, abschließen, die
sich an der Nachfrage und an den
Prioritäten der Länder orientieren.
Ich will in dem Zusammenhang
darauf hinweisen, dass die Afrika-
nische Union mit ihrer Agenda

2063 zum ersten Mal ein eigenes
Entwicklungskonzept erarbeitet
hat. An diesem Entwicklungskon-
zept sollten wir uns auch orientie-
ren und nicht ständig sagen, dass
wir besonders gut wüssten, was
Afrika braucht. Es geht nämlich
auch darum, dass die Verantwort-
lichkeit in Afrika für die eigenen
Projekte gestärkt wird. Das heißt
nichts anderes, als dass es wichtig
ist, dass wir für den Erfolg bei der
wirtschaftlichen Entwicklung Afri-
kas umdenken und auch verste-
hen müssen, dass neben den öf-
fentlichen Investitionen der Ent-
wicklungshilfepolitik das Engage-
ment des Privatsektors steht. Wir
sind da schon ein ganzes Stück vo-
rangekommen. Ich hoffe auf die
Unterstützung durch weitere
G-20-Partner bei unserer Partner-
schaft mit Afrika. Darüber hinaus
ist es ein großes Anliegen, dass die
G 20 in der Frage von Flucht und
Migration erheblich enger zusam-
menrücken und zusammenarbei-
ten; denn es geht hier um eine
globale Herausforderung von im-
menser Bedeutung. Weltweit sind
so viele Menschen auf der Flucht
wie noch nie. Wir brauchen ver-
besserte globale Strukturen, um
Fluchtursachen zu bekämpfen.
Diese Diskussion wird zwar seit
Jahren geführt – sie ist nicht ein-
fach –, aber auch hier gilt, dass wir
ohne gemeinsame Strategie nicht
zu Lösungen kommen werden,
die den Menschen wirklich helfen
und dienen.

Fluchtursachen zu bekämpfen,

das bedeutet auch, Fortschritte in
der nachhaltigen Entwicklung und
bei der Beschäftigung zu errei-
chen. Nur so können wir vor Ort
den Menschen bessere Perspekti-
ven verschaffen. Das wird dann
auch dazu beitragen, dass weniger
Menschen ihre Heimat verlassen
müssen.

Zum Kampf gegen Fluchtursa-
chen gehört darüber hinaus der
Kampf gegen den weltweit grassie-
renden Terrorismus. Auch den
Kampf gegen den Terrorismus
können wir nur gemeinsam ge-
winnen. Dazu haben wir in einer
Financial Action Task Force inter-
nationale Standards entwickelt,
die jetzt von allen zügig umgesetzt
werden müssen. Das heißt also,
Prävention, das Austrocknen der
Geldquellen und die engere Zu-
sammenarbeit der Sicherheitsbe-
hörden sind es, die wir im Kampf
gegen den Terrorismus brauchen.

Nur gemeinsam können wir in
all diesen Fragen etwas erreichen.
Gerade weil die G 20 ein infor-
melles Format sind, ist diese
Gruppe besonders geeignet, sich
diesen wichtigen Fragen zu wid-
men. Aber ich sage auch sehr
schwierige Diskussionen in Ham-
burg voraus; denn nur wenn sich
die G 20 einig sind, kommen wir
auch in den formellen Gremien,
wie zum Beispiel in den Vereinten
Nationen, voran.

Ich bin überzeugt, wir werden
diese Aufgaben dann erfolgreich
bewältigen können, wenn wir alle
gemeinsam Verantwortung über-

nehmen und auch mutig voran-
schreiten. Das gilt für Deutsch-
land, für Europa, für die G 20 und
für die ganze Welt. Wir werden
dann erfolgreich sein, wenn unse-
re Arbeit auf all diesen Ebenen gut
und sinnvoll ineinandergreift. Das
ist das Ziel, das wir gemeinsam
mit Frankreich und unseren ande-
ren europäischen Partnern beim
Europäischen Rat verfolgt haben
und das wir auch in der weiteren
Debatte über die Zukunft der Eu-
ropäischen Union verfolgen wer-
den. Es ist auch das Ziel, dem das
Vorbereitungstreffen heute dient,
und es ist das Ziel, das die Bun-
desregierung bei den weiteren Vor-
bereitungen für den G-20-Gipfel
in Hamburg fest im Auge behalten
wird.

Wir wissen, dass für die Bürge-
rinnen und Bürger Hamburgs die
Gipfeltage und auch die Tage da-
vor eine hohe Herausforderung
sind. Und wir wissen, dass die
Polizisten und Sicherheitskräfte
vor harten Einsätzen stehen. Wir
wissen, dass es Proteste geben
wird, und das ist mehr als legitim
in einer Demokratie. Aber ich
wünsche zur Unterstützung der
Bürgerinnen und Bürger in Ham-
burg und zur Unterstützung der
Sicherheitskräfte, die einen hohen
Einsatz zeigen, dass diese Proteste
friedlich sind. Ich hoffe dabei auf
Ihre Unterstützung.

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU

– Beifall bei der SPD sowie bei

Abgeordneten des BÜNDNISSES

Dr. Dietmar Bartsch, DIE LINKE:

Die teuersten Flüchtlinge sind
die Steuerflüchtlinge

Dietmar Bartsch (*1958)
Landesliste Mecklenburg-Vorpommern

Das war sie nun, die letzte
Regierungserklärung von
Bundeskanzlerin Angela

Merkel.
Es ging um G 20 und um den

Europäischen Rat in der letzten
Woche. Ich habe gehört, dass dort
Tatkraft und Zuversicht ausge-
strahlt worden sind. Ich kann nur
darauf verweisen, dass der EU-

Gipfel in der Substanz ergebnisfrei
war. Das ist doch das, was ent-
scheidend ist. Beim Europäischen
Rat sind wieder die tiefen Risse in-
nerhalb der EU deutlich geworden
– das geht weit über das Thema
Brexit hinaus –: Unsicherheit, Ter-
ror, Austerität.

Mit Europa gehe es besser, ha-
ben Sie gesagt. Ich frage mich, was
dazu die vielen jungen Menschen
in den Südländern, die von Ju-
gendarbeitslosigkeit betroffen
sind, sagen.

In Griechenland beträgt sie seit
über vier Jahren mehr als 50 Pro-
zent.

Europa geht es besser? Das Pro-
blem ist doch, dass die Europapo-
litik, die Sie und insbesondere Fi-
nanzminister Schäuble zu vertre-
ten haben, die EU in die größte
Krise und an den Rand des Schei-
terns gebracht hat. Europa kann
eine größere Rolle spielen, aber
im Moment ist die Krise so groß,

dass Europa diese Rolle eben nicht
wahrnehmen kann. Und das ist
das Ergebnis Ihrer Politik.

Es stellen sich die Fragen: Ist
denn die Welt in den letzten vier
Jahren eine bessere geworden? Hat
die Politik, Ihre Politik Europa zu-
sammengeführt? Ist unter Ihrer
Ägide die Außenpolitik zu einer
Friedenspolitik geworden? Die
Antwort ist ganz klar: nein.

Zum Motto in Hamburg „Eine
vernetzte Welt gestalten“ kann ich
nur sagen: Das ist doch eine rie-
sengroße Blendgranate. Leider ist
es nicht die einzige um diesen
Gipfel herum, die dort gezündet
wird. Die G 20 stehen eben nicht
für Stabilität, für Zukunftsfähig-
keit und für Verantwortung.
G-20-Gipfel in Hamburg, mitten
in der Stadt, in Ihrer Geburtsstadt
– das hat überhaupt nichts mit
Wahlkampf zu tun, sondern es ist
leider etwas vordergründig.

Sie haben zu Recht darauf ver-
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wiesen: Die Welt ist aus den Fugen
geraten. Es gibt über 65 Millionen
Flüchtlinge, davon die Hälfte Kin-
der. Es gibt Kriege und Konflikte.
Es gibt Hungersnöte in Somalia,
im Südsudan, im Jemen, in Nige-
ria, in Äthiopien. Hungernde
Menschen – alle 15 Sekunden ver-
hungert auf der Welt ein Kind.
Laut Vereinten Nationen sind 795
Millionen Menschen vom Hunger
bedroht. Und in dieser Situation
tagten unlängst die G 7 und tagen
dann auch die G 20. Vor diesem
Hintergrund wird Ihre Aussage
„Fluchtursachen wirksam be-
kämpfen“ zu einer hohlen Phrase;
denn dort treffen
sich auch die größ-
ten Rüstungsexpor-
teure. Wer Fluchtur-
sachen bekämpfen
will, darf nicht Waf-
fen in Krisengebiete
liefern, sondern
muss Hunger und
Armut bekämpfen.
Um den Terror, der
in den letzten Jah-
ren zugenommen hat, zu bekämp-
fen, muss man andere Wege gehen
als den der Aufrüstung. Ich habe
gestern den Haushaltsplan, den
Sie im Kabinett vorgelegt haben,
zur Kenntnis genommen. Im
nächsten Jahr sind anderthalb
Milliarden Euro mehr für den Ver-
teidigungsetat vorgesehen. Der
Verteidigungsetat ist bereits in der
letzten Legislaturperiode um 17
Prozent gestiegen. Diesen weiter
aufzustocken, ist ein völlig fal-
sches Zeichen. Sie haben das
2-Prozent-Ziel schon zu Ihrer Ma-
xime gemacht. Das geht so nicht.
Es ist leider so, dass mit dem
wachsenden Terror die Erkenntnis
nicht gewachsen ist, dass Terror
nicht mit Krieg zu bekämpfen ist.
Vielmehr müssen wir dafür kämp-
fen, dass die Ursachen für den Ter-
ror beseitigt werden.

Die G 20 sind die Staaten, die
zwei Drittel der Weltbevölkerung
repräsentieren, fast 80 Prozent des
Weltbruttoinlandsproduktes er-
wirtschaften, den größten Anteil
am Welthandel aufweisen und im
Übrigen auch die meisten
CO2-Emissionen zu verantworten
haben. Aber daraus eine legitime
Repräsentation der G 20 für den
gesamten Globus und alle Men-
schen abzuleiten, ist wirklich
infam.Die anderen nehmen dann
am Katzentisch Platz. Und Sie be-
klagen die Situation in Afrika? Die
Verursacher der Krisen, von Flucht
und Hungersnöten, die Zerstörer
des weltweiten Klimas sind zum
großen Teil die G 20; das ist die
Realität.

Die G 20 gehen auf eine Idee
von Finanzminister Eichel zurück,
die er in Berlin im Jahr 1999 vor-
getragen hat. Dabei ging es da-
rum, uns aus der Krise, insbeson-
dere der Finanzkrise, zu manövrie-
ren. Aber anstatt uns aus den Kri-

sen wirklich herauszuführen, ha-
ben Sie uns nun in eine Dauerkri-
se manövriert. Ich will nur ein
Beispiel nennen. Was ist denn ei-
gentlich nach der Enthüllung der
Panama-Papers passiert? Da wur-
de so viel angekündigt. Jetzt sagen
Sie, dass eventuell ein Bericht über
Schattenbanken vorgelegt wird.
Damals sind Milliarden illegal
versteckt worden. Das, was dort
sichtbar geworden ist, ist nur die
Spitze des Eisbergs gewesen. Das
alles liegt im Verantwortungsbe-
reich der Finanzminister, die sich
nun wieder treffen. Aber von dem
Gipfel in Hamburg ist in dieser

Hinsicht wieder
nichts zu erwarten.
Es bleibt dabei,
dass die teuersten
Flüchtlinge die
Steuerflüchtlinge
sind. Deren Milli-
arden sollten im
Kampf gegen den
Hunger eingesetzt
werden.

Angesichts der
nicht mehr zu leugnenden Unsi-
cherheit ging und geht es den
G 20 im Kern um die eigenen Ver-
wertungsmöglichkeiten, die Siche-
rung von Kapitalinteressen und
Ressourceneffizienz. Mit Ressour-
ceneffizienz ist gemeint, dass die
G-20-Staaten am System der welt-
weiten Ausbeutung durch Freihan-
del und Klimazerstörung gar
nichts verändern wollen. Sie ha-
ben über Handelsabkommen und
Afrika geredet. Vielleicht sind die
Freihandelsabkommen sogar eine
Ursache für die Situation in Afri-
ka.

Ich will noch das nun öffentlich
gewordene Freihandelsabkommen
der EU mit Japan als Beispiel nen-
nen. Hier sind wieder Schiedsge-
richte wie bei TTIP und CETA vor-
gesehen. Das ist eine unfaire Poli-
tik. Sie machen einfach so weiter,
als hätte es die öffentliche Aufre-
gung und die Proteste gegen diese
Handelsabkommen nicht gege-
ben. Das kann doch wohl nicht
wahr sein. Transparenz gleich
null! Vor diesem Hintergrund ist
die Absicht der Bundesregierung,
das Thema Klimaschutz beim
G-20-Treffen nach oben auf die
Tagesordnung zu setzen, offen-
sichtlich eine Fake News. Ja, Sie
haben recht: Das ist eine existen-
zielle Herausforderung. Die G 20
sind die größten Verursacher von
Treibhausemissionen. Darüber
wollen Sie ausgerechnet mit Do-
nald Trump reden, der das Kli-
maabkommen bekanntermaßen
gerade gekündigt hat? Das ist der
Mann, der glaubt, dass er nur die
Tür seines Badezimmers in seinem
New Yorker Penthouse zu schlie-
ßen braucht, damit das Haarspray
nichts mehr mit dem Klima zu
tun hat. Alles, was dort passiert, ist
doch absurd.

Natürlich treffen Sie dort auch

solche liberalen Regierungschefs
wie Herrn Trudeau. Aber zu den
G-20-Regierungschefs gehören
auch solche Autokraten wie der
türkische Präsident Erdogan, der
einen blutigen Krieg gegen die
Kurdinnen und Kurden führt, der
Demonstranten für Frauenrechte
und demokratische Rechte mit
Schlagstöcken und Wasserwerfern
unterdrückt, die Pressefreiheit be-
schränkt, Journalistinnen und
Journalisten inhaftieren lässt – da-
runter auch deutsche – und nun
beantragt hat, während des
G-20-Treffens reden zu dürfen.
Das alles kann doch nicht wahr
sein. So jemand kann doch kein
Partner für uns sein. Da muss man
ganz deutlich sagen, dass das
überhaupt nicht geht und dass wir
ihn am Rande des G-20-Treffens
in Deutschland nicht reden lassen
wollen.

Dann ist da auch noch Saudi-
Arabien, das einen blutigen Krieg
im Jemen führt. Dort ist jetzt in-
folge des Krieges eine Choleraepi-
demie ausgebrochen. Die Saudis
werden mit prallen Geldkoffern
im „Vier Jahreszeiten“ wohnen.
Saudi-Arabien ist eine feudalisti-
sche Diktatur, die radikale Mo-
scheen in Deutschland finanziert,
die eine Ursache für den Terror
sind. Die Saudis können für uns
doch keine Partner sein. Im Übri-
gen liefern Sie denen sogar noch
Waffen für diesen Krieg. Das alles
ist unfassbar. Da muss endlich ei-
ne andere Politik her. Zur Runde
derer, die zu kritisieren sind, ge-
hören auch andere. Auch Wladi-
mir Putin und die chinesische Re-

gierung gehen gegen Oppositio-
nelle vor und haben Probleme mit
der Wahrung der Menschenrechte.
Das Interessante ist ja, dass bis
vorhin auch Herr Temer in Ham-
burg dabei sein sollte; mittlerweile
hat er abgesagt. Das ist eine positi-
ve Meldung, auch wenn Brasilien
auf diesem Gipfel nun gar nicht
mehr vertreten ist. Herr Temer ist
der Mann, der sich an die Staats-
spitze geputscht hat gegen Dilma
Rousseff. Herr Temer ist eine kor-
rupte Marionette von global agie-
renden Konzernen. Und so ein
Mann soll eine vernetzte Welt ge-
stalten? Das ist doch ein absurder
Vorgang. Das ist hochnotpeinlich.
Im Übrigen ist es wie die gesamte
Inszenierung des Gipfels. Da spre-
che ich nicht nur von der Wieder-
einführung von Grenzkontrollen,
Versammlungsverboten, riesigen
Gefangenensammelstellen sowie
Gerichtsgebäuden, um dort Verur-
teilungen durchführen zu können.

Ich sage Ihnen einmal als je-
mand, der aus Norddeutschland
kommt, der seinen Wahlkreis in
Rostock hat, ein klein wenig etwas
über Schifffahrt. Im Logo dieses
Gipfels ist ein Kreuzknoten. Die-
ser Knoten steht eigentlich für sta-
bile und gleichzeitig auch für elas-
tische Verbindungen. Aber wenn
man sich diesen Knoten genau an-
schaut, dann erkennt man, dass es
offensichtlich der falsche Kreuz-
knoten ist. Der falsche Kreuzkno-
ten wird im Übrigen auch Diebes-
knoten genannt. Ich finde, das ist
das passende Logo für diesen Gip-
fel. Wissen Sie, warum die G 20
keine – im Sinne des Kreuzkno-

tens – haltbare Politik machen
können? Ganz einfach: weil Ihr
Ansatz völlig falsch ist. Sie stri-
cken – so haben Sie es selbst als
Regierung verlauten lassen – an ei-
ner neuen Erzählung, an einem
neuen Narrativ. Ihnen geht es
nicht um die Beseitigung von Kri-
sen, von Kriegen und von deren
Folgen. Sie haben Unsicherheit
zum Prinzip gemacht und fordern
nun Resistenz, also Widerstandsfä-
higkeit. Das heißt, Sie fordern von
den Menschen, die hungern, die
in Kriegen leben müssen, deren
Ernährungsgrundlagen wegen des
Klimawandels verschwinden, dass
sie einfach aushalten. Das ist Ihr
Herangehen. Sie wollen am
grundsätzlichen System eben
nichts ändern, und dagegen ste-
hen wir als Linke: Wir stehen für
soziale und globale Gerechtigkeit.
Wir finden uns nicht ab mit Hun-
ger, mit dieser Weltwirtschaftsord-
nung, mit Klimaverschmutzung
und mit Ressourcenverschwen-
dung. Wir stehen dagegen wie
Millionen Menschen – bunt und
friedlich.

Gestatten Sie mir noch einen
Nachsatz. Da ich bestimmt das
letzte Mal in dieser Legislaturperi-
ode hier rede, will ich mich auch
im Namen meiner Fraktion aus-
drücklich beim Bundestagspräsi-
denten Lammert für seine Amts-
führung, für seine besondere Wah-
rung der Interessen, auch der der
Opposition bedanken. Herr Lam-
mert, herzlichen Dank! Alles Gute
auf allen Wegen!

(Beifall im ganzen Hause)

Thomas Oppermann, SPD:

Wir müssen Europa
wieder stärker machen

Thomas Oppermann (*1954)
Wahlkreis Göttingen

Der G-20-Gipfel in Ham-
burg ist wie alle anderen
G-20-Gipfel bisher um-

stritten, in Teilen der Bevölkerung
sehr umstritten. Es wird wieder
Proteste geben. Es versammeln
sich Staats- und Regierungschefs,
die 80 Prozent der Weltwirt-

schaftsleistung und zwei Drittel
der Weltbevölkerung repräsentie-
ren. Aber es sind sehr unterschied-
liche Leute; darauf hat Dietmar
Bartsch eben aufmerksam ge-
macht. Es sind Demokraten, und
es sind Autokraten. Aber trotzdem
finde ich es richtig, dass die G 20
einmal im Jahr zusammenkom-
men und darüber verhandeln, wie
die Regeln in einer globalisierten
Welt aussehen.

Aber dieser Gipfel ist anders als
die bisherigen. Es ist das erste
G-20-Treffen, bei dem der Westen
in grundsätzlichen Fragen nicht
mehr einheitlich auftritt. Donald
Trump spaltet den Westen. Er
stellt die offene Gesellschaft infra-
ge. Er versucht, internationale Ver-
träge und Institutionen zu schwä-
chen, und er stellt nicht das in
den Vordergrund, was die Weltge-
meinschaft verbindet, sondern er

propagiert den Egoismus der Na-
tionen und das Recht des Stärke-
ren. Aber der Höhepunkt ist die
Kündigung des Pariser Klimaab-
kommens. Natürlich können Ver-
träge grundsätzlich gekündigt wer-
den; aber das ist nicht irgendeine
Vertragskündigung, sondern das
ist eine Zäsur für unsere Weltge-
meinschaft in einer existenziellen
Frage, und deshalb ist es notwen-
dig, dass wir uns eindeutig gegen
Donald Trump positionieren.

Das ist kein Antiamerikanismus.
Aber in Hamburg muss gezeigt
werden: Der amerikanische Präsi-
dent steht in der Klimaschutzfrage
in dieser Welt allein.

Wir haben die klare Erwartung,
Frau Merkel, dass Sie eine 19
: 1-Allianz in der Klimaschutzfra-
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darf nicht Waffen
in Krisengebiete
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ge in Hamburg zustande bringen.
Meine Damen und Herren, es

gibt nur eine richtige Antwort auf
diese ganze Entwicklung: Wir müs-
sen Europa wieder stärker machen.
Nach der Wahl von Macron ist die
Stimmung im Europäischen Rat
besser geworden – das hat auch
Frau Merkel gesagt –, aber in der
Sache hat sich wenig bewegt. Polen
und Ungarn sind die größten Net-
toempfänger in der EU, aber sie
nehmen weiter keine Flüchtlinge
auf, um Italien oder Griechenland
zu entlasten, und der Europäische
Rat weiß nicht, wie er damit umge-
hen soll. Ich finde, die klare Ant-
wort muss sein: Solidarität ist kei-
ne Einbahnstraße.

Statt die Europäische Wirt-
schafts- und Währungsunion zu re-
formieren, verlässt man sich wei-
terhin auf die EZB, die mit Nied-
rigzinsen die Hand über Europa
hält. Jeder weiß, dass das nicht auf
Dauer gut geht. Aber statt der Uni-
on Führung zu geben, benimmt
sich der Europäische Rat wie ein
Verwaltungsrat, der die Zustände
verwaltet. Jetzt rächt sich, dass die
EU in den letzten Jahren so ge-
schwächt worden ist. Statt von An-
fang an, schon 2010, in der Grie-
chenland-Krise beherzt einzugrei-
fen, Griechenland zu helfen, die
notwendigen Strukturreformen
und die notwendigen Staatsrefor-
men durchzusetzen und die Schul-
denkrise zu meistern, gab es eine
jahrelange ätzende Debatte. Die
Bundeskanzlerin hat zu Recht Hel-
mut Kohl gewürdigt. Aber nach
dem Motto „Kein Cent für Grie-
chenland“, Frau Merkel, wäre Hel-
mut Kohl niemals vorgegangen.
Helmut Kohl hätte es nie zugelas-
sen, dass die Griechenland-Krise
die Europäische Union so ausei-
nandertreibt.

Bei aller Kritik an Helmut Kohl
habe ich in europäischen Fragen
immer großen Respekt für ihn
empfunden. Helmut Kohl wollte
kein deutsches Europa; er wollte
wie Willy Brandt ein europäisches
Deutschland, und deshalb, Frau
Merkel, könnten Sie eigentlich ein
bisschen mehr Helmut Kohl wa-
gen. Wir können froh sein, dass
wir in Frankreich mit Emmanuel
Macron einen Präsidenten haben,
der entschieden für die Europäi-
sche Union eintritt. Aus Frankreich
kommt die ausgestreckte Hand für
Europa, und aus Deutschland
kommt der erhobene Zeigefinger.
Das darf so nicht weitergehen.

Ich wünsche mir eine Bundesre-
gierung, die mit der gleichen Be-
geisterung wie Emmanuel Macron
für die Reform der Europäischen
Union kämpft.

Es gibt eine zweite Konsequenz
aus der Unberechenbarkeit von
Donald Trump: Europa muss sich
mehr um seine eigene Sicherheit
kümmern. Deshalb ist es richtig,
dass Jean-Claude Juncker das The-
ma „Europäische Verteidigungsuni-

on“ auf die Tagesordnung gesetzt
hat.

Zu einer gut aufgestellten euro-
päischen Verteidigungsunion ge-
hört natürlich auch eine gut ausge-
stattete Bundeswehr. Die Verteidi-
gungsminister der letzten zwölf
Jahre haben es zugelassen, dass die
Bundeswehr als Steinbruch für
haushaltspolitische Konsolidie-
rung benutzt wurde. Sie haben die
Bundeswehrreform und die Ausset-
zung der Wehrpflicht ohne Kon-
zept über das Knie gebrochen. Bis
heute haben unsere
Streitkräfte mit Per-
sonalmangel und
mit schlechter Aus-
stattung zu kämp-
fen. Wir werden da-
für sorgen, dass
sich das in der
nächsten Wahlperi-
ode ändert. Wir
wollen die Bundes-
wehr gezielt stärken
und europäisch integrieren.

Donald Trump aber fordert et-
was ganz anderes. Er fordert, 2 Pro-
zent der Wirtschaftsleistung in die
Rüstung zu investieren. Ich will
einmal deutlich machen, was das
zur Konsequenz hätte: Bis 2024
müssten wir unsere Verteidigungs-
ausgaben fast verdoppeln, und
zwar von 37 Milliarden Euro auf
70 Milliarden Euro. Das wird es
mit uns nicht geben.

Das wäre die größte Aufrüstung,
die Europa seit Jahrzehnten gese-
hen hätte. Deutschland wäre dann
nicht nur stärkste Wirtschafts-
macht, sondern auch größte mili-
tärische Macht in Europa. Damit
würde Deutschland in Europa
noch dominanter. Das wollen wir
nicht, und das wollen auch unsere
Nachbarn nicht. Deshalb sagen
wir: Eine Umsetzung des 2-Pro-
zent-Ziels kann nicht richtig sein.
Eine solche Aufrüstungsmechanik
kann es nicht geben.

Sicherheit gibt es sowieso nicht,
wenn ausschließlich Waffen im
Vordergrund stehen. Wenn wir
Konflikte und Kriege in unserer
Umgebung befrieden wollen, dann
brauchen wir natürlich auch Di-
plomatie, humanitäre Hilfe, Ent-
wicklungszusammenarbeit und zi-
vile Krisenprävention. Nur so kön-
nen wir nachhaltig für Sicherheit
auf dieser Welt sorgen.

Die beschlossenen Steigerungen
im Etat der Bundeswehr erhöhen
den Anteil für Verteidigungsausga-
ben von 1,14 Prozent auf 1,18 Pro-
zent unseres Bruttoinlandspro-
dukts. Von einer Aufrüstungsspira-
le kann in diesem Zusammenhang
also gewiss keine Rede sein.

Ich will gerne Frau Merkel und
Herrn Schäuble sagen: Sie haben
gestern eine Finanzplanung vorge-
legt, in der vorgesehen ist, dass
über vier Jahre die Verteidigungs-
ausgaben um 5 Milliarden Euro
von 37 Milliarden Euro auf 42 Mil-
liarden Euro steigen sollen. Ich

muss ganz klar sagen, Frau
Lötzsch: Nach Jahren, in denen die
Bundeswehr kaputtgespart wurde,
ist das ein richtiger Schritt.

Aber Sie haben gleichzeitig nur
150 Millionen Euro mehr für Ent-
wicklungshilfe eingeplant. Wenn
man das ins Verhältnis setzt, dann
bedeutet das: Für jeden Euro, den
wir zusätzlich für die Verteidigung
ausgeben, geben Sie 3 Cent mehr
für Entwicklungshilfe aus. Das ist
ein eklatantes Missverhältnis. Ich
meine: Wir müssen für jeden Euro

an Verteidigungsaus-
gaben mindestens 1
Euro für humanitäre
Hilfe und Entwick-
lungszusammenar-
beit ausgeben. Das
wäre der richtige
Maßstab. Und wenn
Sie jetzt ankündigen,
dass Sie das auch in
Ihr Wahlprogramm
übernehmen wollen,

dann frage ich mich: Warum ha-
ben Sie das nicht gleich in die mit-
telfristige Finanzplanung hineinge-
schrieben?

Für die SPD-Fraktion ist jedenfalls
klar: Wir fühlen uns an diese mittel-
fristige Planung nicht gebunden,
schon gar nicht an das Missverhält-
nis von Rüstung und Entwicklungs-
hilfe. Wir werden in den kommen-
den Jahren deutlich mehr Mittel für
Entwicklungshilfe bereitstellen.

In Hamburg soll der afrikanische
Kontinent erstmals im Rahmen der
G 20 in den Blick genommen wer-
den. Dafür haben Sie, Herr Schäu-
ble – nicht mehr da; Herr Spahn –,
vorgeschlagen, dass mit den afrika-
nischen Staaten Investitionspart-
nerschaften abgeschlossen werden
sollen. Ich finde, das ist ein guter
Baustein für unsere Afrika-Politik.
Aber es ist doch schon sehr symp-
tomatisch, dass Afrika-Politik jetzt
vom Finanzministerium gemacht
wird. Sowohl die Entwicklungshil-
fe als auch die humanitäre Hilfe
fallen dabei unter den Tisch, und
von dem Compact with Africa

können nur die Länder profitieren,
die politisch und wirtschaftlich sta-
bil sind. Hunger, Flucht, Gewalt,
Destabilisierung gibt es aber vor al-
lem in den Ländern, die für solche
Partnerschaften nicht infrage kom-
men. Deshalb hätte ich mir ge-
wünscht, dass die Bundesregierung
als Gastgeber der G 20 nicht nur
die Investitionen, sondern auch die
Entwicklungszusammenarbeit und
die humanitäre Hilfe für Afrika
zum Thema macht.

Ich habe es schon an anderer
Stelle gesagt: Wenn wir sofort und
in den nächsten Jahren schnell auf
Hungersnöte und Fluchtbewegun-
gen reagieren wollen, dann müs-
sen wir das Flüchtlingshilfswerk
und das Welternährungsprogramm
der Vereinten Nationen finanziell
auf solide Füße stellen. Dass der
UN-Flüchtlingskommissar immer
wieder gerade für Afrika die nöti-
gen Gelder zusammenkratzen
muss, muss der Vergangenheit an-
gehören. Wir brauchen einen neu-
en Finanzierungsvertrag, der die
Länder dazu verpflichtet, automa-
tisch ihren Anteil an der Flücht-
lingshilfe zu zahlen. Wenn wir
UN-Blauhelmmissionen so finan-
zieren können, dann können wir
auch die Flüchtlingshilfe so finan-
zieren. Frau Merkel, sprechen Sie
dieses Thema auf dem G-20-Gipfel
an, um die finanzkräftigsten Län-
der der Welt auch bei der humani-
tären Hilfe in die Pflicht zu neh-
men. Die Große Koalition geht
jetzt parlamentarisch zu Ende. Wir
haben nach dieser Woche nur
noch einen Sitzungstag im Septem-
ber. Ich will das auch zum Anlass
nehmen, mich ganz herzlich für
die gute Zusammenarbeit zu be-
danken, natürlich besonders in der
Koalition, aber auch gegenüber der
Opposition und auch gegenüber
dem Bundestagspräsidenten. Vie-
len Dank! Ich bin stolz auf die Ar-
beit, die dieses Parlament in den
letzten vier Jahren geleistet hat.
Wir haben bahnbrechende Ent-
scheidungen getroffen wie die Ein-

führung eines gesetzlichen Mindest-
lohnes, die Einführung einer gesetzli-
chen Frauenquote. Wir haben die
Kommunen massiv unterstützt. Sie
bekommen in diesem Jahr 2,5 Milli-
arden Euro, im nächsten Jahr 5 Milli-
arden Euro zusätzlich vom Bund. Wir
haben erstmals ein Integrationsgesetz
für Flüchtlinge auf den Weg gebracht
nach dem Motto „Fördern und For-
dern“. Wir haben eine Durchbre-
chung des Kooperationsverbotes er-
reicht, und wir haben ausgeglichene
Haushalte verabschiedet. Ich finde,
das kann sich alles sehen lassen.
Ganz besonders aber freut mich, dass
wir an diesem Freitag noch über die
Ehe für alle abstimmen.

Für uns ist die Ehe für alle keine
Frage der Wahlkampftaktik, son-
dern es ist eine Frage von Werten
und Grundsatzüberzeugungen.

30 Mal haben meine Kollegen
und Kolleginnen im Ausschuss da-
für gestimmt, dass die Vorlagen
dieses Gesetzes nicht ins Plenum
kommen, und zwar mit Rücksicht
auf den Koalitionsvertrag und mit
Rücksicht auf den Koalitionspart-
ner. Das ist uns schwergefallen.
Meine Kollegen haben mich im-
mer wieder bedrängt, die Abstim-
mung freizugeben, sie zu einer Ge-
wissensentscheidung zu erklären
oder einen Gruppenantrag zuzu-
lassen. Ich habe das aus Gründen
der Koalitionsdisziplin immer wie-
der abgelehnt. Das ist mir schwer-
gefallen. Jetzt sage ich: Wenn wir
jetzt alle der Meinung sind, dass
diese Frage eine Gewissensfrage ist,
dann muss es auch zu einer Ent-
scheidung kommen.

Koalitionsdisziplin ist keine Ein-
bahnstraße. Eines geht gar nicht:
den Anschein zu erwecken, man
sei für die Ehe für alle offen, aber
dann um jeden Preis eine Abstim-
mung zu verhindern. Das ist ein
Verhalten, das man den Bürgerin-
nen und Bürgern nicht erklären
kann.

(Beifall bei der SPD)

Der G20-Gipfel schrumpft: Brasiliens Präsident Michel Temer, der von der Staatsanwaltschaft seines Landes we-
gen Korruptionsverdachts angeklagt wurde, hat seine Teilnahme in Hamburg abgesagt. © AP

Aus Frankreich
kommt die aus-
gestreckte Hand
für Europa, aus

Deutschland der
erhobene Finger.
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Dr. Anton Hofreiter, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Aus der Auseinandersetzung
um TTIP und Ceta nichts gelernt

Anton Hofreiter (*1970)
Landesliste Bayern

Sehr geehrte Frau Bundes-
kanzlerin, ja, wir leben in
wirklich schwierigen Zeiten:

Die Klimakrise entwickelt sich
schneller als selbst von Wissen-
schaftlern erwartet; die Weltwirt-
schaft ist noch immer instabil; bei
den Finanzmärkten weiß man
nicht, wann es die nächste Krise
gibt; 60 Millionen Geflüchtete
sind auf diesem Planeten unter-
wegs; internationaler Terrorismus,
und in der Nähe von Europa gibt
es eine ganze Reihe von Kriegen
und Bürgerkriegen. Es ist offen-
sichtlich, dass diese Vielzahl von
Problemen nicht von einem ein-
zelnen Land allein geregelt wer-
den kann.

Wenn die G 20 vernünftige Re-
gelungen treffen würden, dann
könnten die G-20-Staaten etwas
Gutes dazu beitragen; denn die
G-20-Staaten stellen zwei Drittel
der Weltbevölkerung. Sie stellen
vier Fünftel der globalen Wirt-
schaftsleistung, und sie sind ver-
antwortlich für drei Viertel, für 75
Prozent, aller Treibhausgasemis-
sionen. Aber die G-20-Staaten ha-
ben in ihrer Geschichte schon viel
versprochen, und sie haben wenig
gehalten. Es steht zu befürchten,
dass das Gleiche auf diesen Gipfel
zutrifft.

Wissen Sie, Frau Merkel, es liegt
auch an dieser Bundesregierung.
Es liegt auch an diesem Gastgeber.
Es liegt auch mit an Ihnen. Ich ge-
stehe Ihnen völlig zu, dass es
überhaupt keine einfache Runde
ist, die Sie zu Gast haben: Erdo-
gan, Putin und Trump mit ihrer
nationalistischen und antiökolo-
gischen Politik. Wissen Sie, Frau
Merkel, ich erwarte überhaupt
nicht von Ihnen, dass Sie die Pro-
bleme mit diesen schwierigen
Herren einfach wegzaubern. Auf
der anderen Seite ist natürlich
auch klar, dass es neben diesen
dreien ziemlich einfach ist, ver-
nünftig zu wirken. Was ich aber
von Ihnen erwarte, ist, dass Sie

Verantwortung für Ihr eigenes
Handeln in Ihrem direkten Zu-
ständigkeitsbereich, nämlich für
das Handeln dieser Bundesregie-
rung, übernehmen.

Schauen wir uns einmal die Er-
gebnisse des Handelns Ihrer Bun-
desregierung bei den wichtigen
Fragen, die auf dem Gipfel ver-
handelt werden und die Sie selbst
angesprochen haben, an: Klima-
schutz, Bekämpfung von Fluchtur-
sachen, gerechte Gestaltung von
Handel und Globalisierung, eine
vernünftige Regulierung der Fi-
nanzmärkte. Wie schaut denn da
die Bilanz unserer Bundesregie-
rung aus?

Ja, Trump hat das Pariser Klima-
schutzabkommen gekündigt und
hat damit nicht nur einen Affront
bezogen auf ein internationales
Abkommen begangen, sondern
hat auch – wenn man sich vor Au-
gen führt, welche Bedeutung die
Klimakrise für unsere eigenen Le-
bensgrundlagen hat – ein Verbre-
chen an der Zukunft aller Men-
schen auf diesem Planeten began-
gen. Aber mit welcher Bilanz beim
Klimaschutz treten Sie, tritt diese
Bundesregierung denn Trump ge-
genüber? Sie haben auf großen
Konferenzen schon viele schöne
Worte verloren. Aber Sie sind jetzt
seit zwölf Jahren Bundeskanzlerin,
Sie führen seit zwölf Jahren die
Regierung, und da kann man sich
einmal die Bilanz anschauen;
denn nach zwölf Jahren gibt es ei-
ne Verantwortung für das Han-
deln. Welches Land verbrennt am
meisten Braunkohle und nutzt da-
mit die schmutzigste, klimaschäd-
lichste Art, Strom herzustellen? Ist
es China? Ist es Indien? Sind es
die USA? Nein, die Bundesrepu-
blik Deutschland ist das Land, das
weltweit am meisten Braunkohle
verstromt, und Sie haben daran
nichts geändert.

Sie haben davon gesprochen,
das Entscheidende sei, dass man
den Klimaschutz will. Nein, Frau
Merkel, das langt für die Beseiti-
gung eines echten Problems nicht.
Das Entscheidende beim Klima-
schutz ist, dass man handelt und
Erfolge erzielt. Dafür gibt es eine
ganz einfache, klare Zahl, und das
ist der CO2-Ausstoß der Bundes-
republik Deutschland. Schauen
wir uns diese Zahl an: Sie ist zwi-
schen 2009 und 2016, in all die-
sen Jahren Ihrer Regierung, nicht
gesunken. Deshalb: Sie reden vom
Klimaschutz, aber Sie handeln
nicht beim Klimaschutz.

Wissen Sie, Frau Merkel, den
schmelzenden Polkappen ist es

egal, ob Trump die Klimakrise
leugnet und nichts dagegen tut
oder ob Sie viel über die Klimakri-
se reden und dann auch nichts da-
gegen tun.

Sie haben davon gesprochen,
dass es darauf ankommt, seine
Hausaufgaben zu
machen. Da frage
ich mich manch-
mal: Ja, wann fan-
gen Sie denn an,
die Hausaufgaben
zu machen? Was
haben Sie denn in
den letzten vier
Jahren gemacht?
Sie haben den
Kohleausstieg
nicht gemacht. Sie haben nichts
bei der Agrarpolitik gemacht. Sie
haben einen Verkehrsminister, der
mit „unverantwortlich“ noch nett
beschrieben ist, der vor allem die
Dieselkrise vertuscht hat, anstatt
die Verkehrswende einzuleiten.
Und Sie haben den Ausbau der er-
neuerbaren Energien mit zehn De-
ckeln versehen – nicht mit einem
Deckel, nicht mit zwei Deckeln,
sondern mit zehn Deckeln. Ja,
schaut es so aus, wenn man die
Hausaufgaben beim Klimaschutz
macht? Merken Sie denn nicht
selbst, dass Ihr Reden und das
Handeln Ihrer Bundesregierung,
der Mehrheit dieses Hauses, hier
diametral auseinanderfallen? Ist

Ihnen das nicht selbst peinlich?
Und war die SPD da völlig unbe-
teiligt? Stellt sie in dieser Bundes-
regierung gar keinen Minister?
Stellt sie nicht den Wirtschaftsmi-
nister? Auch Sie von der SPD müs-
sen Ihren Teil der Verantwortung
übernehmen.

Nehmen wir das Beispiel des
Handels. Sie haben davon gespro-
chen, dass Protektionismus keine
gute Alternative zum freien Han-
del ist. Sie haben recht: Protektio-
nismus ist nicht gut. Aber glauben
Sie wirklich, dass Geheimabkom-
men, private Schiedsgerichte, Pri-

vatisierung der Da-
seinsvorsorge, dem-
entsprechend das
Aufgeben des Vorsor-
geprinzips, also all
das, was wir bei CE-
TA und TTIP gesehen
haben, eine gute Al-
ternative zum
Trump’schen Protek-
tionismus ist? Wären
nicht eher Handels-

regelungen, die auf ökologische
und soziale Standards setzen, eine
gute Alternative?

Glauben Sie wirklich, Ihr Vorge-
hen wäre noch vorbildhaft? Glau-
ben Sie wirklich, dass die Men-
schen in Deutschland davon be-
geistert sind? Nein, sie werden da-
gegen protestieren. Man versteht
überhaupt nicht, warum Sie aus
den Auseinandersetzungen um
TTIP und CETA nichts gelernt ha-
ben.

Und wissen Sie, was mich wirk-
lich erschüttert? Sie sprechen da-
von, dass Sie sich beim Klima-
schutz nicht von Trump abhalten
lassen, geschweige denn, dass Sie
hier etwas gemacht hätten. Aber

Sie hören nicht auf, dieser US-Re-
gierung hinterherzulaufen und da-
von zu reden, mit uns doch bitte,
bitte ein Freihandelsabkommen
abzuschließen. Ich erwarte von Ih-
nen, Frau Merkel, aus Gründen
der Glaubwürdigkeit beim Klima-
schutz und auch aus Gründen der
Würde, dass Sie aufhören, der US-
Regierung hinterherzulaufen und
um ein Freihandelsabkommen zu
betteln, solange die nicht bedin-
gungslos in den Vertrag von Paris
zurückgekehrt sind. Das erwarte
ich einfach von Ihnen. Man könn-
te auch noch einiges zu den
Fluchtursachen und zur Finanzkri-
se sagen. Die Fluchtursachen ha-
ben auch etwas mit unserem eige-
nen Handeln zu tun, mit unseren
Agrarexporten, mit der Fischerei-
politik der Europäischen Union.
Auch da würde ich erwarten, dass
man endlich einmal vor der eige-
nen Haustür kehrt.

Deshalb, Frau Merkel: Wer bei
einem G-20-Gipfel wirklich füh-
ren will, der muss vorangehen. Ich
erwarte von Ihnen und Ihrer Bun-
desregierung, dass Sie endlich die
Hausaufgaben, von denen Sie ge-
sprochen haben, machen und vor
der eigenen Tür kehren. Ich wün-
sche mir, dass die Bürger das klar
erkennen und sich im Herbst die-
ses Jahres eine andere Bundesre-
gierung wählen. Sie hatten zwölf
Jahre Zeit, und am Ende gilt: An
ihren Taten sollt ihr sie erkennen.
An diesen Taten erkennt man Sie.
Deshalb: Handeln Sie endlich! Sie
haben noch wenige Wochen Zeit.
Dann wird hoffentlich Bilanz ge-
zogen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN)
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Volker Kauder, CDU/CSU:

Die reale Welt und die digitale
Welt gehören zusammen

Volker Kauder (*1949)
Wahlkreis Rottweil – Tuttlingen

Wir debattieren heute
über die Regierungser-
klärung der Bundes-

kanzlerin zu den Ergebnissen des
letzten Europäischen Rates und zu

dem, was beim G-20-Gipfel auf
uns zukommt. Wenn man sich die
Ergebnisse des Rates anschaut und
wenn man sich anschaut, was auf
dem G-20-Gipfel zur Debatte
steht, kann man von zwei großen
Themen reden. Das ist erstens das
Thema „Sicherheit und Bekämp-
fung von Terror“ und zweitens das
Thema „globale wirtschaftliche
Entwicklung“. Die globale wirt-
schaftliche Entwicklung beinhaltet
praktisch als Unterpunkte weitere
wichtige Themen. Beispielsweise
werden wir das Problem der
Fluchtursachen nicht ohne globa-
le wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung lösen können.
Deswegen gehören diese Dinge
zusammen.

Wenn ich mir die Abschlusser-

klärung der letzten Sitzung des
Europäischen Rates anschaue, se-
he ich, dass dort außer auf das
Thema „wirtschaftliche Entwick-
lung in Europa“ vor allem auf das
Thema Sicherheit großer Wert ge-
legt wird, und zwar auf innere Si-
cherheit und auf äußere Sicher-
heit. Darin ist die Rede davon,
dass wir die Sicherung der Außen-
grenzen in Europa verbessern
müssen, um die Freizügigkeit in
Europa erhalten zu können. Darin
ist die Rede davon, dass wir den
Terror bekämpfen müssen. Wir
sind uns doch in großen Teilen
dieses Hauses einig, dass die Re-
den hier an diesem Pult oder Re-
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Fortsetzung auf nächster Seite

Die G20-Staaten
haben in ihrer

Geschichte schon
viel versprochen,

und sie haben
wenig gehalten.
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den in Europa und in der Welt zur
Terrorbekämpfung nicht ausrei-
chen, sondern dass man dafür
auch praktisch etwas tun muss.
Das heißt, dass wir uns natürlich
an gemeinsamen militärischen
Aktionen und Operationen betei-
ligen. Das war im Übrigen damals
eine zentrale Aussage von Peter
Struck, als er erklärt hat, wo wir
die Sicherheit unseres Landes ver-
teidigen: nämlich nicht nur hier
in Deutschland, sondern auch am
Hindukusch. Eine solche mutige
Aussage habe ich seitdem aus den
Reihen der SPD nicht mehr ge-
hört, meine sehr verehrten Damen
und Herren.

Wenn wir mitei-
nander Soldatinnen
und Soldaten in die
ganze Welt schi-
cken, damit sie in
unserem Auftrag für
Sicherheit sorgen,
und sie dafür per-
sönliche Risiken
eingehen, dann ha-
ben wir die ver-
dammte Verpflichtung, alles zu
tun, um die höchstmögliche Si-
cherheit für unsere Soldatinnen
und Soldaten im Einsatz zu ge-
währleisten. Dazu kann ich nur
sagen: Was in dieser Woche auf
Druck der SPD im Haushalts- und
im Verteidigungsausschuss gesche-
hen ist, nämlich dass die Anschaf-
fung einer bewaffneten Drohne
nicht beschlossen wurde, ist das
glatte Gegenteil von einer höchst-
möglichen Sicherheit für unsere
Soldatinnen und Soldaten.

Diese Entscheidung – ich will es
einmal sehr vorsichtig formulieren
– geht weit über eine militärpoliti-
sche Entscheidung hinaus. Es ist
eine Frage der Verantwortung.
Und außerdem: Ja, es stimmt: Wir
haben gestern im Bundeskabinett
über das 2-Prozent-Ziel und auch
über den Einsatz von Mitteln für
humanitäre Hilfe und Entwick-
lungshilfe gesprochen. Nun kann
man nicht argumentieren: Wir ha-
ben eine Protokollerklärung abge-

geben, damit auch die anderen
Mittel erhöht werden. – Meines
Wissens hat die SPD keine Proto-
kollerklärung abgegeben, dass sie
das 2-Prozent-Ziel ablehnt. Das
wäre der Hammer, und ich sage
Ihnen auch, warum. Ich nehme
zur Kenntnis, dass die SPD glaubt,
bei der Bundestagswahl in diesem
Jahr nur noch eine Chance zu ha-
ben, wenn sie sich von allem ver-
abschiedet, was sie selber einmal
ins Leben gerufen hat.

Da wird die Agenda 2010 rück-
abgewickelt, da wird die Rentenre-
form von Müntefering nicht mehr
verteidigt, und jetzt ist das 2-Pro-

zent-Ziel dran. Las-
sen Sie mich zwei
Zahlen nennen:
2002 hat der dama-
lige Verteidigungs-
minister Peter
Struck im Auftrag
der rot-grünen Re-
gierung Schröder
das 2-Prozent-Ziel
auf den Weg ge-
bracht. 2014 hat

Herr Steinmeier das Ziel noch be-
stätigt. Da kann man sich jetzt
nicht so billig vom Acker machen,
meine sehr verehrten Damen und
Herren.

Wir halten an dem 2-Prozent-
Ziel fest, weil es auch in Europa
vereinbart wurde. Man kann sich
nicht hierherstellen und die Euro-
papolitik von Helmut Kohl vertei-
digen und dann Vereinbarungen
auf europäischer Ebene kritisieren.
Das ist nicht fair. Ich wende mich
jetzt noch einmal den Themen zu,
die beim Gipfel eine Rolle spielen
und die in Europa auch bisher
schon eine Rolle gespielt haben.

Ein zentrales Thema ist die wirt-
schaftliche Entwicklung. Die wirt-
schaftliche Entwicklung hängt
ganz entscheidend von einer ent-
sprechenden Bildung ab. Diesbe-
züglich stehen wir in der ganzen
Welt vor Herausforderungen. Die
wirtschaftliche Entwicklung hängt
aber auch davon ab, dass wir be-
reit sind, in neue Produkte und

neue wirtschaftliche Aktivitäten zu
investieren. Hier erkenne ich aus-
gezeichnete Signale, auch in der
Zusammenarbeit mit Frankreich.

Auf einem Kongress der Unions-
fraktion hatten wir gestern Andre-
as von Bechtolsheim zu Gast. Er
ist einer der großen Unternehmer
und Akteure im Silicon Valley. Er
hat uns aufgezeigt, dass Deutsch-
land und Europa bei der digitalen
Entwicklung – und zwar nicht
nur, was die Hardware anbelangt,
sondern auch bei der Entwicklung
neuer digitaler Produkte – nicht
dasselbe Niveau haben wie bei der
Produktion. Er hat diesem nicht
gerade ermutigenden Befund je-
doch den Hinweis folgen lassen:
Es ist aber überhaupt nicht zu
spät, weil die Entwicklungen sehr
schnell vorangehen. – Er sagte: Sie
müssen das Thema jetzt mutig an-
gehen. In diesen digitalen Prozes-
sen liegen große Wachstumschan-
cen, weil mit einem relativ gerin-
gen Aufwand sehr viele Menschen
auf einmal bedient werden kön-
nen. – Das war seine Aussage. Im
Zusammenhang mit der Frage
„Was können solche Entwicklun-
gen sein?“ hat er darauf hingewie-
sen, dass wir gerade in Deutsch-
land aufgrund unserer starken
Produktion produktionsnahe
Dienstleistungen schneller und
besser digitalisieren können. Er
hat auch darauf hingewiesen, dass
in dem ganzen Thema der künstli-
chen Intelligenz große Chancen
liegen, die man sich näher an-
schauen und schnell nutzen soll-
te.

Frau Bundeskanzlerin, ich höre,
dass Sie im Rahmen der Zusam-
menarbeit mit Frankreich auf ge-
nau dieses Thema setzen. Daraus
kann vielleicht eine gemeinsame
Aktion entstehen. – Das ist der
Unterschied: Wir zeigen nicht mit
dem Finger auf andere, sondern
machen unserem Nachbarn, Part-
ner und Freund Frankreich kon-
krete Angebote, um voranzukom-
men. Wir sind die Einzigen, die
solch konkrete Projekte vorlegen.

Es wird nur vorangehen, wenn wir
mit Frankreich gemeinsame Pro-
jekte angehen.

Gestern haben wir auch einen
Business-Dialog mit Vertretern In-
diens geführt. Dabei ist noch ein-
mal deutlich geworden, dass es in
Indien hochentwickelte Regionen,
zum Beispiel Bangalore, und Spe-
zialisten gibt. Von den 1,3 Milliar-
den Menschen – Minimum – auf
diesem großen Subkontinent sind
aber nicht einmal 10 Prozent rich-
tig ausgebildet. Doch ohne eine
qualifizierte Ausbildung wird In-
dien das notwendige Wachstum
nicht erreichen. Wir treten aber
auch Indien nicht mit erhobenem
Zeigefinger gegenüber, sondern
sagen: Wo wir etwas Besonderes
leisten können, bieten wir das
auch an. – Deswegen ist die Zu-
sammenarbeit im Bereich der In-
frastruktur – Beispiel Eisenbahn –,
die mit Indien beim letzten Regie-
rungstreffen vereinbart wurde, ein
zentrales Thema. Die Inder wis-
sen, dass dieser große Subkonti-
nent nur dann in eine wirtschaftli-
che Wachstumsphase eintreten
kann, wenn es in diesem Land gu-
te Verbindungen, wenn es eine gu-
te Infrastruktur gibt. Daran sieht
man: Die reale Welt und die digi-
tale Welt gehören zusammen. Es
ist wichtig, Fluchtursachen zu be-
kämpfen. Darum geht es bei dem
Gipfel auch um Afrika. Afrika end-
lich nicht mehr nur als Entwick-
lungskontinent zu betrachten,
sondern eine neue Perspektive
aufzuzeigen, das ist, finde ich, un-
serem Minister Müller in hervorra-
gender Weise gelungen.

Mit dem Hoffnungsbegriff
„Marshallplan für Afrika“ hat er
diesen Kontinent so was von elek-
trisiert wie schon seit vielen Jah-
ren nicht mehr. Im Übrigen: Die
Steigerung der Mittel des BMZ von
2014 bis 2018 beträgt 38 Prozent.
Wer da behauptet, da sei nichts
passiert, der muss gleichzeitig
taub und blind sein. Die Steige-
rungen im BMZ und im Auswärti-
gen Amt betragen von 2014 bis
2018 42 Prozent. Jetzt kann man
natürlich sagen: Es könnte auch
mehr sein. – Aber wir sollten doch
stolz darauf sein, dass es in die-
sem Zeitraum gelungen ist, so et-
was zu tun.

Fluchtursachen zu bekämpfen,
hat etwas mit wirtschaftlicher Ent-
wicklung, mit Bildung zu tun. Es
hat aber auch etwas mit der Be-
kämpfung des Terrors zu tun. Ich
denke dabei beispielsweise an die
Situation in Nigeria – an das, was
dort an Terror und Flucht ge-
schieht. Heute Nachmittag haben
wir einen großen Kongress zum
Thema „Vergewaltigung ist eine
Kriegswaffe“. Da werden Jesidin-
nen, Frauen aus dem Irak und an-
deren Regionen der Welt uns da-
rüber berichten, dass sie durch ge-
nau solche brutalen Terrortaten
vertrieben wurden. Deswegen

heißt Bekämpfung des Terrors:
einsetzen für Religionsfreiheit und
Menschenrechte. Das ist ganz zen-
tral wichtig.

Ja, Herr Kollege Bartsch, darü-
ber müssen wir reden. Es ist aber
schon eine besondere Form der
politischen Wirklichkeit, wenn Sie
sich hierhinstellen und über eine
ganze Reihe von Menschenrechts-
verletzungen sprechen, aber sich
nicht trauen, die Wahrheit zu sa-
gen, dass Russland in vorderer
Front mit dazugehört. Wir sollten
damit insgesamt fair umgehen.

Zusammenfassend sage ich:
Diese Bundesregierung mit Angela
Merkel als Bundeskanzlerin hat in
den zwölf Jahren gewaltige Schrit-
te gemacht. Erfolg kann man aber
immer nur dann haben, Herr Kol-
lege Hofreiter, wenn die anderen
auch mitmachen. Mitmachen be-
deutet, sie zu gewinnen. Das kann
man aber nicht, wenn man hier
herumredet und sagt: Das muss
passieren. – Und beim Gewinnen
hat die Bundeskanzlerin doch
wirklich unglaubliche Erfolge er-
zielt. Das muss man doch auch
einmal sagen.

Auch beim Klimaschutz ist viel
gelungen. Ja, Sie haben recht, dass
wir beim Klimaschutz vorankom-
men müssen. Aber die Bundes-
kanzlerin kann nun wirklich
nichts dafür, dass Trump das Kli-
maabkommen aufgekündigt hat.
Dazu muss ich sagen: Lassen Sie
jetzt doch einmal die Kirche im
Dorf. Herr Hofreiter, im Übrigen
gilt eines: Wir müssen natürlich
wirtschaftliche Entwicklung und
Klimaschutz schon als gemeinsa-
mes Ziel, vielleicht als die beiden
Seiten einer Medaille, betrachten.
Wie man sich bei diesem Thema
verrennen kann, das können Sie
sich in dem Video von Herrn
Kretschmann anschauen, in dem
er darüber spricht, wie man mit
Diesel, Klimaschutz und wirt-
schaftlicher Entwicklung umgeht.

Wir stehen vor großen Heraus-
forderungen. Aber wir dürfen uns
auch sagen: Wir haben in vielen
Punkten richtige Akzente gesetzt.
Ja, es gibt noch weitere Aufgaben.
Aber ich sehe niemanden, wirk-
lich niemanden, der diese Aufga-
ben so gut bewältigen könnte wie
Angela Merkel. In dieser Aussage
will ich mich nicht vom Front-
mann der „Toten Hosen“, Campi-
no, übertreffen lassen, der genau
diesen Satz gesagt hat: „Wer kann
es besser als Angela Merkel?“

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die wirt-
schaftliche Ent-
wicklung hängt

ganz ent-
scheidend von
der Bildung ab.

Hamburg bereitet sich auf den G20-Gipfel am kommenden Sonntag vor. Es werden Tausende Demonstranten er-
wartet.. © dpa

Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. Es sprachen zudem IBernd
Westphal (SPD), Jürgen Trittin (B90/
Die Grünen), Gerda Hasselfeldt (CDU/
CSU), Norbert Spinrath (SPD), Micha-
el Fuchs (CDU/CSU)
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Straßen-Rennen
Ein neues Gesetz soll sie verhindern

Im Bundes-Tag
Am Donnerstag haben die Politiker 
vom Bundes-Tag ein neues Gesetz 
gemacht.

Dabei geht es um Folgendes: 
Verbotene Straßen-Rennen.

Im folgenden Text steht mehr dazu.

Was sind 
verbotene Straßen-Rennen?
Verbotene Straßen-Rennen sind 
Wett-Rennen zwischen Autos oder 
Motor-Rädern.

Aber diese Rennen finden nicht auf 
einer Renn-Strecke statt.

Sie finden 
auf ganz gewöhnlichen Straßen statt.

Zum Beispiel 
- auf Land-Straßen, 
- auf der Auto-Bahn 
- oder in Städten und Dörfern.

Also dort, 
wo auch ganz normale Autos fahren. 
Oder Fahr-Räder. 
Und wo auch Fuß-Gänger 
herumlaufen.

Die Autos bei solchen Rennen sind oft 
keine normalen Autos.

Die Fahrer haben sie umgebaut. 
So können sie schneller damit fahren.

Oft passieren die Rennen 
ohne Planung.

Das heißt zum Beispiel:

2 Fahrer stehen zufällig 
nebeneinander an einer Ampel.

Dann sprechen sie ab, 
dass sie ein Rennen machen wollen.

Und dann starten sie.

Manchmal sind die Rennen aber 
auch geplant.

Es gibt dann 
einen richtigen Veranstalter.

Die Fahrer sprechen sich vorher ab. 
Zum Beispiel im Internet.

Dann treffen sie sich extra. 
Und machen ihre Rennen.

leicht  

erklärt!



Straßen-Rennen  •  Ein neues Gesetz soll sie verhindern

Die Renn-Fahrer halten sich 
nicht an die Verkehrs-Regeln.

Das heißt zum Beispiel: 
- Sie fahren viel zu schnell. 
- Sie fahren über rote Ampeln. 
-  Sie überholen andere Autos, 

obwohl es verboten ist.

Darum sind Straßen-Rennen 
sehr gefährlich.

Es können leicht Unfälle passieren.

Das ist dann auch für Menschen 
gefährlich, die eigentlich gar nichts 
mit dem Rennen zu tun haben.

Zum Beispiel 
für ganz normale Auto-Fahrer. 
Oder für Fuß-Gänger.

Immer mehr Straßen-Rennen
In den Nachrichten hört man in den 
letzten Jahren immer öfter 
von solchen Unfällen.

Zum Beispiel:

Im April 2015 in der Stadt Köln.

2 Männer haben ein Straßen-Rennen 
gemacht.

Plötzlich hatte einer der beiden sein 
Auto nicht mehr unter Kontrolle.

Er kam auf einen Rad-Weg.

Dort hat er eine Rad-Fahrerin 
überfahren.

Sie starb 3 Tage später.

Im Februar 2016 haben 2 Männer in 
der Stadt Berlin ein Straßen-Rennen 
gemacht.

Sie sind ungefähr 
170 Kilometer in der Stunde gefahren.

Eigentlich sind in einer Stadt nur 
50 Kilometer in der Stunde erlaubt.

Sie sind über mehrere rote Ampeln 
gefahren.

Dann ist der eine Mann 
in ein anderes Auto gerast.

Der Fahrer von dem anderen Auto ist 
gestorben.

Im Mai 2016 gab es 
ein Straßen-Rennen in der Stadt Hagen.

Ein Fahrer kam dabei 
in den Gegen-Verkehr.

Dort gab es dann einen Unfall 
mit 2 anderen Autos.

5 Menschen wurden verletzt. 
1 Kind wäre fast gestorben.

Neues Gesetz machen

In den letzten Jahren gab es immer 
mehr verbotene Straßen-Rennen.

Und dabei wurden 
viele Menschen verletzt. 
Oder sie sind sogar gestorben.

Darum haben in letzter Zeit viele 
Menschen über Straßen-Rennen 
gesprochen.

Dabei ging es vor allem um folgende 
Fragen:

Wie kann man Straßen-Rennen 
verhindern?

Wie soll man die Renn-Fahrer 
und die Veranstalter bestrafen?

Es gibt schon lange Gesetze gegen 
Straßen-Rennen.

Sehr viele Menschen fanden aber:

Sie sind nicht streng genug.

Man sollte strengere Gesetze machen.

Dann kann man die Fahrer und 
die Veranstalter besser bestrafen.

Und andere Menschen machen dann 
vielleicht nicht mehr bei den Rennen 
mit. 
Denn sie haben Angst vor der Strafe.

Viele Politiker fanden die Idee gut.

Darum haben sie 
ein neues Gesetz gemacht. 
Es ist strenger als die alten Regeln.



Das alte Gesetz

In den nächsten Abschnitten stehen 
erst einmal die Regeln aus dem alten 
Gesetz.

Darin gab es 2 Möglichkeiten.

Und für jede Möglichkeit gab es 
unterschiedlich strenge Strafen.

Möglichkeit 1: Bei dem Rennen gab 
es keine Verletzten

Dann galt Folgendes:

Das Rennen war nur eine: 
Ordnungs-Widrigkeit.

Das ist ein besonderer Begriff aus der 
Rechts-Sprache.

Das bedeutet, dass man nur einen 
kleinen Fehler gemacht hat.

Man bekommt dann nur 
eine kleine Strafe.

Und die bekommt man normalerweise 
auch nicht von einem Richter.

Man bekommt sie von einem Amt.

Bei Straßen-Rennen bekam man 
zum Beispiel folgende Strafen:

Ein Veranstalter 
musste 500 Euro zahlen.

Ein Fahrer musste 400 Euro zahlen.

Außerdem bekam er einen Monat 
lang Fahr-Verbot.

Und einen Eintrag in der 
Verkehrs-Sünder-Kartei.

Das ist eine Liste.

Wenn man bestimmte Regeln im 
Straßen-Verkehr bricht, 
wird das dort aufgeschrieben.

Und wenn man 
zu viele Regeln gebrochen hat, 
bekommt man den Führer-Schein 
abgenommen.

Möglichkeit 2: Bei dem Rennen gab 
es Verletzte

Dann war das Straßen-Rennen 
meistens keine Ordnungs-Widrigkeit 
mehr.

Die Fahrer hatten 
eine Straf-Tat gemacht.

„Straf-Tat“ ist auch 
ein Begriff aus der Rechts-Sprache.

Das heißt, dass man auf schlimme 
Weise ein Gesetze gebrochen hat.

Man kommt dann vor einen Richter. 
Der entscheidet über eine Strafe.

Bei Straßen-Rennen konnte das nach 
dem alten Gesetz eine Geld-Strafe sein.

Man konnte auch 
ins Gefängnis kommen. 
Und zwar für mehrere Jahre.

Das neue Gesetz

Im neuen Gesetz gibt es 
keine Ordnungs-Widrigkeiten mehr.

Folgende Dinge sind nun 
immer eine Straf-Tat: 
- Verbotene Straßen-Rennen 

veranstalten. 
- Bei solchen Rennen mitfahren.

Die Fahrer und Veranstalter kommen 
also immer vor einen Richter. 
Der entscheidet dann über die Strafe.

Welche Strafen gibt es?

Fahrer und Veranstalter können 
eine Geld-Strafe bekommen.

Sie können aber auch 
bis zu 2 Jahre ins Gefängnis kommen.

Wenn ein Fahrer beim Rennen andere 
Menschen in Gefahr bringt, kann er 
bis zu 5 Jahre ins Gefängnis kommen.

Wenn ein Fahrer beim Rennen andere 
Menschen schwer verletzt oder tötet, 
kann er bis zu 10 Jahre ins Gefängnis 
kommen.
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Straßen-Rennen  •  Ein neues Gesetz soll sie verhindern

Außerdem kann man einem Fahrer 
auch den Führer-Schein abnehmen.

Man kann ihm auch
sein Auto wegnehmen.

Dann kann er nicht noch mal
bei einem Rennen mitmachen.

Das neue Gesetz ist also viel strenger 
als das alte.

Meinungen zum neuen Gesetz

Zu dem Gesetz haben verschiedene 
Menschen ihre Meinung gesagt.

Zum Beispiel:
- Politiker
- Polizisten
- Anwälte

Viele von ihnen fi nden das Gesetz gut.

Einige Menschen meinen aber:

Das neue Gesetz
wird in vielen Fällen nichts bringen.

Denn viele Fahrer
werden einfach behaupten:

Sie haben gar
kein Straßen-Rennen gemacht.

Sie sind einfach
nur zu schnell gefahren.

Und sie sind dabei
zufällig nebeneinander gefahren.

Dann müsste man beweisen,
dass sie wirklich ein Rennen
gemacht haben.

Aber das ist schwierig.

Vorschlag: Strengere Gesetze 
für zu schnelles Fahren

Darum gibt es auch noch
einen anderen Vorschlag.

Mehrere Politiker haben ihn gemacht.

Er gehört aber nicht
zu dem neuen Gesetz.

Der Vorschlag lautet so:

Man sollte nicht die Straßen-Rennen 
strenger bestrafen.

Man sollte bestrafen, wenn jemand 
viel zu schnell mit dem Auto fährt.

Denn das ist immer gefährlich.
Und man kann leichter beweisen, 
dass jemand gerast ist.

Mit diesem Vorschlag würde man 
also alle Raser bestrafen.
Auch die Fahrer bei Straßen-Rennen.

Manche Experten schlagen darum vor: 
Die Politiker sollten noch mal über 
diesen Vorschlag sprechen.

Was passiert jetzt?

Die Politiker vom Bundes-Tag haben 
letzte Woche aber erst einmal über 
das neue Gesetz abgestimmt.

Und die meisten Politiker haben Ja 
gesagt.

Bald gelten also die neuen Regeln 
gegen Straßen-Rennen.
Und die Täter kann man strenger 
bestrafen.

leicht 
erklärt!


